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9. Jahrgang 1961 3. Heft/Juli 

HANS ROTHFELS 

NATIONALITÄT UND GRENZE IM SPÄTEN 19. UND FRÜHEN 

20. JAHRHUNDERT 

Vorbemerkung 

Die hier folgenden Darlegungen beruhen auf einer „communication", die ich auf 
dem Internationalen Historikertag in Stockholm im September 1960 vorgetragen 
habe. Sie lehnen sich im Gedankengang, zum Teil auch in der Formulierung, an 
ältere Arbeiten des Verfassers an („Grundsätzliches zum Problem der Nationalität" 
in : Zeitgeschichtliche Betrachtungen - Göttingen 1958 - , S. 89ff. und „Die Nations­
idee in westlicher und östlicher Sicht" in: Osteuropa und der deutsche Osten — Köln 
1956 - , S. 7ff.). 

Die Stockholmer Ausführungen sind auf lebhaften Widerspruch der unter dem 
Einfluß sowjetischer Ideologie und sowjetischer Gesellschaftsauffassung stehenden 
Historiker gestoßen. Es herrscht bei ihnen eine merkwürdige Empfindlichkeit gegen 
jede positive Bewertung supranationaler Zusammenhänge, um so merkwürdiger, als 
die Sowjetunion selbst ja beansprucht, ein supranationaler Staat zu sein. Nur tenden­
ziöseste Verdrehung kann wohl hinter dem Bekenntnis zu föderativen und autono-
mistischen Prinzipien und hinter der Absage an den Nationalstaat als das vermeint­
lich letzte Wort der Geschichte einen - „Nato-Imperialismus" hervorinterpretieren. 
— Es zeigte sich ebenso in Stockholm — und das ist begreiflicher — eine große Emp­
findlichkeit gegen jede Andeutung auch nur der Gemeinsamkeit, die im totalitären 
Prinzip und den totalitären Methoden zwischen Nationalsozialismus und Sowjetsystem 
besteht. Sie wird im folgenden nur insoweit berührt, als das Thema in seinen beiden 
letzten Phasen mit Notwendigkeit auf sie hinführt. Handelt es sich beide Male doch 
um machtpolitisch-militärische Vorschiebung — und zwar im größten Stil — einer 
europäischen Grenze, hinter der eine radikale Umschaffung, sei es nationaler, sei es 
sozialer Art, in jedem Fall eine totale Verfügung über Menschen erfolgen soll. Man 
könnte sehr wohl — und ich habe das am Schluß der Diskussion den Kritikern gegen­
über betont — eine Linie des Identitätsanspruchs innerhalb eines herrschaftlich zu­
sammengefaßten kleineren oder größeren, zuletzt eines riesigen Territorialbereichs 
durchziehen, dessen drei Glieder heißen würden: 

cuius regio eius religio 
cuius regio eius natio 
cuius regio eius ordo socialis. 

Das Thema schließt offenbar zwei komplementäre Fragen ein: die nach der 

nationsbildenden Kraft des in bestimmten Grenzen sich formierenden Territoriums 

einerseits - die nach der Nationalität als Bestimmungsgrund für Grenzziehungen 

andererseits. Diese Fragen, die sich vielfach durchkreuzen, lassen sich gleichwohl 

bis zu einem gewissen Grade auseinanderlegen, und zwar sowohl chronologisch wie 
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geographisch. Die nationsbildende Kraft der Grenze ist wesentlich vor 1789 und 

im europäischen Westen zu beobachten. Sie scheint sich heute in merkwürdiger 

Weise innerhalb alter Kolonialgebiete zu bestätigen. Da es hier in der Hauptsache 

jedoch u m einige Probleme des späten 19. und des frühen 20. Jahrhunderts gehen 

soll, so steht praktisch die zweite Frage vor allem zur Debatte: Wie, unter welchen 

geistigen und sozialen Voraussetzungen, mit welcher geschichtlichen Tragweite, 

welchen positiven Ergebnissen und welchen Rückschlägen ist Nationalität, als grenz­

bestimmender Faktor gesehen, in Anspruch genommen und durchgesetzt worden? 

Wie hat sich insbesondere die in Westeuropa gängig gewordene Gleichsetzung von 

nationalem und staatlichem Bereich, die mit Wilson zum „imperative principle" 

wird, seit der Mitte des 19. Jahrhunderts zur geschichtlichen Wirklichkeit Mittel-

und Ostmitteleuropas verhalten? 

Immerhin, einige rückblickende Vorbemerkungen sind nötig. Daß im ancien 

regime bei Grenzziehung und Grenzerweiterung nu r sehr ausnahmsweise auf 

Nationalität im objektiven Sinne, also auf Sprache und Abstammung, oder auf 

Nationalität im subjektiven Sinne, also auf den Willen der beteiligten Bevölkerung, 

Rücksicht genommen wurde, darüber dürfte Einverständnis bestehen. Indem an 

die Stelle der feudalen Zersplitterung und der Überschneidung von Herrschafts­

verhältnissen eindeutige Grenzlinien traten, wurden diese und die in ihnen mehr 

oder weniger durch die alten Monarchien zusammengefaßten Staaten in hohem 

Maße nationsbildend. Wir pflegen mit Bezug auf diesen Prozeß von „Staatsnatio­

n e n " zu sprechen, wie denn „nationalité" und „nationality" gleichbedeutend wur­

den mit Staatsangehörigkeit oder Staatsbürgerschaft. Diese Identifizierung wurde 

in der Französischen Revolution emphatisch bejaht und unterbaut durch den An­

spruch eines zum Eigenbewußtsein gekommenen Bürgertums, also durch ein neues 

soziales Moment, und durch das demokratische Prinzip der Selbstbestimmung. Was 

im ancien regime als Ansatz zu zentralistischer Zusammenfassung und als allmäh­

liche Assimilierung verschiedener ethnischer Bestandteile in Erscheinung getre­

ten war, wurde jetzt gesteigert und willensmäßig angeeignet im Bild der „nation 

une et indivisible". Seine Voraussetzung waren, wie Jacques Droz mi t Recht for­

muliert hat1 , „cohésion politique", also der Einfluß der Grenze im Sinne der p o l i ­

t i s c h e n Nationalität, und „contrat des volontés libres", also s u b j e k t i v e s Be­

kenntnis zur Nation. Beide sind geschichtlich verschwistert. 

An cohésion politique und entsprechender Assimilierung hat es gewiß auch in 

Mittel- und Ostmitteleuropa nicht gefehlt. Dem zentralistischen Typ der Staats­

nation, einer Nationsbildung innerhalb bestimmter geschichtlicher, aber keineswegs 

ethnisch determinierter Grenzen, wie sie in Frankreich geschah, steht etwa der 

„Staat" Preußen näher, als man gemeinhin anzunehmen geneigt ist. Hingegen 

konnten die weitgespannten und locker gefügten „Reiche" wie Rußland und Öster­

reich höchstens Ansätze eines zumeist von konservativen Schichten, insbesondere 

1 In einem Vortrag „Concept francais et concept allemand de l'Idée de Nationalité. 
(Europa und der Nationalismus. Bericht über das III . Internat. Historikertreffen in Speyer, 
Baden-Baden o. J., S. 111 ff.) 
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von Beamtentum und Offizierkorps, getragenen Staatspatriotismus, aber nicht 

einer breiter gegründeten Staatsnation entwickeln, während es in der zersplitterten 

Territorialwelt nur zu Partikulargebilden kam. So konnte man im 17. Jahrhundert 

von einer Magdeburgischen „Nation" sprechen. Von größerem Interesse hingegen 

ist in unserem Zusammenhang das Bild der sogenannten „Adelsnationen", der pol­

nischen, die von den Grenzen von 1772, also einer politisch-territorialen Einheit, 

ebenso geprägt ist wie das tschechische, übrigens nicht zum Typus der Adelsnation 

gehörige, und das magyarische Nationalbewußtsein an historische Königreiche, 

das der Wenzelskrone und das der Stephanskrone, anknüpft und erst dann ethnisch­

kulturell unterbaut wird. 

Diese Entwicklung, wie sie ähnlich und schon stärker unter bürgerlichem Vor­

zeichen in Deutschland abseits historischer Grenzen, zum Teil hinter ihnen zurück­

bleibend, zum Teil über sie hinausgreifend, sich vollzieht und daher zur Forderung 

neuer nationsbestimmter Grenzen führen mochte, geschah im Rahmen einer Er-

weckungsbewegung vom vorromantischen oder romantischen Typ, die an das Be­

wußtsein vor allem einer Eigenkultur und damit an die objektiven Kriterien der 

Nationalität, an Sprache und Abstammung, sich anschließt. Deshalb widerstrebte 

man der Assimilierung, wie denn, in Herders Worten, ein Volk seiner Sprache 

berauben, „geistiger Mord" ist. K u l t u r n a t i o n und o b j e k t i v e s P r i n z i p der 

Nationalität sind daher historisch ebenso verschwistert wie S t a a t s n a t i o n und 

s u b j e k t i v e s Prinzip. Aber es wird einleuchtend sein, daß auf die Nationsbildung 

primär nicht vom Staate, von der cohésion politique, sondern vom kulturellen 

Eigenbewußtsein her, das westliche Prinzip des „contrat des volontés libres", der 

Selbstbestimmung, alsbald als mächtiger Impuls einwirken mußte . Die Überzeugung, 

ein Staat solle möglichst nur aus Angehörigen einer Nation bestehen und jede 

Nation möglichst ihren eigenen Staat haben, war inzwischen Gemeingut des bür­

gerlichen Liberalismus geworden. Wie es in der Mitte des Jahrhunderts, u m noch 

einmal scharf auf den Grenzbegriff abzuheben, John Stuart Mill formulierte: „It 

is in general a necessary condition of free institutions that the boundaries of govern-

ment should coincide in the main with those of nationalities." 

Diese Überzeugung wie auch der Glaube an die Harmonie zwischen liberalem 

und nationalem Prinzip wurde in der mittel- und ostmitteleuropäischen Revolution 

von 1848/49 einer schweren Belastungsprobe unterzogen. Ethnisch oder linguistisch 

begründete Grenzforderungen schnitten in Nordschleswig, in Südtirol, in Posen 

durch geschichtliche Einheiten hindurch, und die gewünschten, zum Teil auch 

vollzogenen nationalen Demarkationslinien trafen keineswegs immer mit den Wün­

schen der beteiligten Bevölkerung zusammen. Andererseits erwies es sich als un­

möglich, von historischen Grenzen aus, wie es auf Grund besonderer Voraussetzun­

gen im Vielvölkerstaat der Schweiz gelungen war, zur politischen Nationsbildung 

zu gelangen, weder von den Grenzen des Deutschen Bundes aus, die Tschechen, 

Slowenen, Polen und Italiener einbezogen, noch von denen des Königreiches Böh­

men, Mähren und Schlesien, das ja von einer starken deutschen Minderheit mitbe­

wohnt war. Während die Tschechen sich weigerten, die Frankfurter National-
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Versammlung zu beschicken, beriefen sie auf der gleichen Grundlage des „Terri­

torialismus" eine Gesamtvertretung nach Prag ein, der n u n die Deutschen sich 

versagten. Auch unter den übrigen Völkern des Südostens wiederholte sich, daß 

weder die Berufung auf geschichtlich-territoriale Grenzen, wie die der Polen in 

Galizien, noch eine Grenzziehung nach dem ethnischen Prinzip, wie sie die Ruthe-

nen forderten, ihnen zur politischen Selbständigkeit verhelfen konnte. Mit anderen 

Worten: es zeigte sich, und auch der 1. Slawenkongreß bestätigte es, daß die Vor­

stellungen und Ziele des Nationalstaats ebenso im Gemenge lagen wie die Völker 

selbst. Der gleiche Widerspruch durchzog den ungarischen Raum, in dem die so­

genannten „unhistorischen" Nationen sich gegen den von der gentry vertretenen 

Territorialismus des Königreiches der Stephanskrone erhoben, wobei dann unter 

den Südslawen der ethnische Anspruch der Serben und Kroaten gegen die Magyaren 

wie der Slowenen gegen die Deutschen noch einmal durch die Berufung auf eine 

geschichtliche Grenze und die durch sie bestimmte Nationsbildung, nämlich die 

des „dreieinigen Königsreiches", durchkreuzt wurde. 

Es darf auch bei einer summarischen Betrachtung nicht unerwähnt bleiben, daß 

aus diesen leidvollen Erfahrungen schon 1848/49 sich Ansätze entwickelten, die 

hinweglenkten von der Gleichsetzung zwischen Staat und Nation, überhaupt vom 

starren Grenzbegriff mit den ihm zugeordneten Vorstellungen der Uniformität und 

der Assimilierung. Es sei an den ersten Versuch eines grundrechtlich geschützten 

Minderheitenrechtes im Verfassungsentwurf der Paulskirche erinnert und insbe­

sondere an das föderative Ideengut von Kremsier, das mit dem Ansatz zur Nations-

autonomie statt der Kronlandsautonomie hindurchbrach durch das Territorialprin­

zip der sogenannten „historisch-politischen Individualitäten". Es ist hier nicht der 

Ort, das näher auszuführen. 

Hingegen seien in Kürze die beiden Linien, sowohl die des Konflikts in der Auf­

fassung von Nationalität, wie er sich besonders in Fragen der Grenze und der 

Grenzrevision dokumentierte, wie auch die der Lösungsversuche innerhalb histo­

rischer Grenzen, aber mit ihrer Auflockerung, über die Jahrhundertwende durch­

gezogen. Das klassische Beispiel der ersteren Art, also eines für den Zusammen­

prall des politisch-subjektiven mit dem kulturell-objektiven Nationalitätsbegriff, 

knüpft an die neue Grenze des Deutschen Reiches von 1871 im Westen an, also 

an die Annexion Elsaß-Lothringens. Die französische These berief sich subsidiär 

auf einen staatlichen Zusammenhang von mindestens anderthalb Jahrhunderten, 

der insbesondere durch das Miterleben der großen Revolution auch innerlich ange­

eignet sei. Sie berief sich somit primär auf den subjektiven Willen der Bevölkerung, 

französisch zu sein. Die deutsche These, wenn auch nicht die der Bismarckschen 

Politik, stützte sich hingegen außer auf die ältere Reichstradition und ältere kul­

turelle Zusammenhänge vorzugsweise darauf, daß die Elsäßer objektiv - also nach 

Sprache und Abstimmung - Deutsche seien. Treitschke hat 1871 geschrieben, man 

müsse sie wieder zu ihrem Deutschtum erwecken, auch gegen ihren Willen. Das 

ist von französischer Seite als ein Bekenntnis zu materieller Determiniertheit, als 

eine Bindung an primitiv-irrationale, ja an biologische Elemente der Geschichte und 
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der Sprache empfunden worden, während der eigene Standpunkt rational und 

voluntaristisch sei, auch wohl spirituell, indem er sich zur freien Selbstverfügung 

der beteiligten Menschen bekannte. So etwa Pustel de Coulanges in seiner berühm­

ten Antwort an Theodor Mommsen2. 

Der Historiker, dem heute reichlicheres Anschauungsmaterial vorliegt, wird eine 

solche Aufteilung der Standpunkte im Sinne grundsätzlicher Verschiedenheit natio­

naler Ideologien nicht anerkennen können. Bestand doch 1918 das gleiche Pro­

blem im Osten Deutschlands, nur in umgekehrter Form. Hier empfand eine sla­

wischsprechende Bevölkerung (Masuren, Kaschuben und Oberschlesier) auf Grund 

langer politischer Zugehörigkeit zu Preußen, zum Teil auch auf Grund der reli­

giös-konfessionellen Verbundenheit mit ihren Nachbarn im Reich, genauso deutsch, 

wie die Elsässer trotz überwiegend deutscher Sprache französisch. Während hier 

die Deutschen sich auf den Willen der Bevölkerung beriefen, dem dann ja auch 

in Plebisziten im Sinne eines historischen Zusammengewachsenseins überzeugen­

der Ausdruck gegeben wurde, stützten die Polen ihre Ansprüche auf die objektiven 

Faktoren von Sprache und Abstammung. Es wurde ihnen dabei französischerseits 

Hilfestellung geleistet, nicht nur politisch-diplomatisch, sondern auch mit einer 

wissenschaftlichen Argumentation, die aufs Genaueste der Treitschkes von 1871 

entsprach3. Auch hier gelte es, Völker oder Volksteile zu ihrem eigenen, objektiv 

determinierten Wesen wieder zu erwecken. Schließlich wiederholt sich das gleiche 

Phänomen nochmals weiter nach Osten hin. Hier werden die Polen in ihren fremd­

völkischen Grenzgebieten die „spiritualistische" These vertreten, während die 

Litauer, Weißrussen und Ukrainer offenbar die „Materialisten" waren. Und schließ­

lich werden 1939 die Sowjets ihren Einmarsch in Ostpolen unter anderem mit der 

abstammungsmäßigen Verwandtschaft einer zu befreienden Bevölkerung begrün­

den. 

Aus all dem ergibt sich mit großer Eindeutigkeit, daß in dem Anspruch, Gren­

zen vom Prinzip der Nationalität her zu reklamieren oder zu verteidigen, jedes 

Volk dazu neigt, die politisch-subjektive Theorie da anzurufen, wo es selbst assimi­

lierend gewirkt hat, die kulturell-objektive aber da, wo es im eigenen Bestand -

oder dem seiner Verbündeten - der Assimilation ausgesetzt gewesen ist. Es wäre 

im Rahmen der internationalen Historikergemeinschaft schon einiges gewonnen, 

wenn man abseits aller Polemik zu einem rückhaltlosen Einverständnis über diesen 

offensichtlichen Tatbestand käme. 

Aber die an Grenzfragen sich dokumentierende Überschneidung der beiden Na­

tionsideen, die an sich schon zur Gerechtigkeit in der Anschauung dieser Probleme 

mahnen sollte, führt zurück auf den noch wichtigeren und positiveren Aspekt der 

2 „La race, c'est de l'histoire, c'est du passe. La langue, c'est encore de l'histoire . . . Ce 
qui est actuel et vivant, ce sont les volontés, les idees, les interets, les affections. En un mot, 
la Patrie, c'est ce qu'on aime." In : L'Alsace allemande ou francaise, S. 14. Vgl. dazu P. 
Vergnaud, L'Idée de la Nationalité et de la libre disposition des peuples dans ses Rapports 
avec l'Idée de l 'Etat (Paris 1955). 

3 Vgl. etwa Tenière, La lutte des langues en Prusse Orientale (La Pologne et la Baltique IV). 
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Auflockerung des Grenzbegriffs überhaupt, an dem sich, wenn er starr gefaßt wird, 

entsprechend der historischen Gemengelage der Völker in Ostmitteleuropa weder 

Nationen bilden noch Nationen scheiden ließen, es sei denn im Wege einer ihr 

Zusammenleben zerrüttenden Gewaltsamkeit. 

Das Experimentierfeld solcher Auflockerungsversuche war insbesondere die zis-

leithanische Hälfte des Habsburgerreiches. Die Doppelmonarchie drohte ja von 

jeder einseitigen Nationsidee, von staatlich-nationaler Uniformierung und vom 

liberalen Zentralismus sowohl wie von ethnischer Segregierung und von Absolut­

setzung der Abstammungseinheiten in die Luft gesprengt zu werden. Worauf es 

hier ankam, war, Wege zu einer Partnerschaft zu finden, die das allgemeine Staats­

bürgertum mit einem organischen Volksgruppenrecht verband. Bloßer Sprachen­

schutz und ein bloß national-kulturelles Dasein, wie es Artikel 19 der österreichi­

schen Verfassung verhieß, genügten dem Bewußtsein aufstrebender Völker nicht 

mehr . Sie genügten u m so weniger, je mehr mit der Industrialisierung, mi t den 

Ansprüchen jüngerer sozialer Schichten und dem allgemeinen Wahlrecht sich die 

Lage emotional verschärfte. Auch die individuelle Selbstbestimmung etwa der Eltern 

für ihre Kinder über die Frage, zu welcher sprachlich-ethnischen Einheit sie gehören 

würden, war angesichts des sozialen Gefälles nicht zureichend. Sehr interessant ist 

daher zu sehen, wie in der Spruchpraxis des österreichischen Obersten Verwaltungs­

gerichtshofes das subjektive hinter dem objektiven Prinzip, d. h. hinter der Anerken­

nung eines Gruppenrechtes, zurücktrat, das hier wesentlich im slawischen Interesse 

lag*. I m Grunde ging es dabei wie bei den meisten Reformgedanken des letzten öster­

reichischen Jahrzehnts vor 1914 u m Versöhnung der beiden Nationsideen auf ver­

schiedenen Ebenen. So setzte der mährische Ausgleich eine ethnisch bestimmte, 

aber auf dem nationalen Bekenntnis beruhende Teilung der Landesorgane, der 

Wahl- wie der Vertretungskörperschaften, durch und damit praktisch eine Scheidung 

der politischen und wirtschaftlichen, d. h. für Deutsche und Tschechen gemein­

samen Aufgabenbereiche von den ihnen jeweils eigentümlichen und besonderen kul­

turellen Anliegen. Ähnliches geschah in der Bukowina für ihre drei Nationalitäten. 

In der Weiterführung dieser Prinzipien sind dann aus austro-marxistischem Gedan­

kengut die von Stalin so scharf bekämpften Entwürfe Bauers und Renners aufge­

stellt worden, die nicht mehr vorwiegend in der Autonomie von Territorien und 

Kronländern, sondern in der reiner Personalverbände über die ganze Monarchie 

hin die Lösung suchten. Die alten inneren Grenzen sollten nicht verschwinden, 

aber durch gleichsam unsichtbare Grenzen in Gestalt der Nationalkataster in einer 

anderen Dimension überbaut werden. 

Das alles hat keinen Erfolg mehr gehabt. Und mit dem Zusammenbruch der 

Nationalitätenstaaten im Ausgang des Ersten Weltkriegs gelangte ja dann das Prinzip 

der demokratischen Selbstbestimmung zum Siege, ein Prinzip, das die Vielvölker-

zone neu und einleuchtend zu organisieren versprach. In gerechter Würdigung der 

4 Vgl. dazu W. Steinacker, Der Begriff der Volkszugehörigkeit im altösterreichischen 
Nationalitätenrecht (1937). 
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Friedensverträge, die zumeist indes schon Geschehenes legitimierten, wird in der 

Tat zu sagen sein, daß der Grundgedanke des Zusammenfallens von Nationalität 

und Grenze oder der Deckung politischer und ethnischer Bereiche in Mittel- und 

Ostmitteleuropa nie vorher so weitgehend angenähert worden ist. Zudem wurde 

in einigen, wenngleich bei weitem nicht in allen, strittigen Gebieten in echten 

Plebisziten ausdrücklich nach der Meinung der Bevölkerung gefragt. Aber ebenso 

unbezweifelbar ist, daß der Grundgedanke demokratischer Selbstbestimmung in 

vielen Fällen verletzt wurde, und zwar mit Willkür, d. h. mit bewußter Einseitig­

keit zu Lasten der Besiegten. Es gab aber auch Fälle - und sie sind für die grund­

sätzliche Erörterung des Problems die interessanteren - wo diese Verletzung notwen­

digerweise geschah, wenn anders die neuen Staaten lebensfähig sein sollten. Wieder, 

wie 1848, zeigte sich, daß die Idee der nation une et indivisible für die Ostzone 

Mitteleuropas irreal war. Geographisch, ethnographisch und sozial, ebenso übrigens 

religiös, waren die Voraussetzungen dafür nicht gegeben. Sie konnten jedenfalls 

nicht durch bloße Grenzveränderungen und den Wechsel von Herrschaftsverhält­

nissen geschaffen werden. Der Nationalstaat war Wunschbild, und die Neuordnung 

von 1919/20 erschien als seine Erfüllung, aber mehr als 30 Millionen Menschen 

blieb er selbst als Wunschbild versagt. 

Bekanntlich hat man dieser Lage und der Sorge vor dem „Dynamit", von dem 

der amerikanische Staatssekretär Lansing sprach, Rechnung zu tragen gesucht durch 

die Minderheitenschutzverträge und ihre Überwachung durch den Völkerbund. Bei 

aller Schwerfälligkeit des Genfer Verfahrens und bei allem Überwiegen diploma­

tischer Rücksichten ist doch auch hier der positive Ansatz nicht zu verkennen. Das 

Prinzip des „cuius regio eius natio" wurde gewissen Beschränkungen unterwor­

fen, so wie sich das auch für „cuius regio eius religio" aus Utilitätsgründen er­

geben hatte. Aber prinzipiell aufgegeben wurde der Grundgedanke nicht, daß es 

innerhalb bestimmter Grenzen nur eine Nation geben dürfe, daß Territorium und 

Nationalität normalerweise zusammenfallen müßten. Indem der Minderheiten­

schutz Explosionen zu verhüten bestimmt war, sollte die gradweise Assimilierung 

sich vollziehen können, wie sie in Westeuropa in Jahrhunderten vor sich gegangen 

war. So sprach der Brasilianer de Mello-Franco bei der Genfer Debatte 1925 die 

Hoffnung aus, daß der Respekt für individuelle Rechte allmählich den Weg vor­

bereiten werde „for a complete national uni ty" , und Austen Chamberlain pflich­

tete ihm in einer, wie er später zugab, nicht sehr glücklichen Formulierung bei5. 

Im gleichen Jahre 1925 kam in Estland - nicht ohne Anknüpfung übrigens an 

die altösterreichischen Bemühungen - das Gesetz über die Kulturautonomie zum 

Vollzuge, der erste und beispielhafte Fall eines grundsätzlichen Verzichtes auf die 

Deckung von Staat und Nation. Indem den nichtestnischen Volksgruppen das Recht 

gegeben wurde, für kulturelle Angelegenheiten Selbstverwaltungskörperschaften 

personaler Art zu organisieren, wurde der politischen wie der kulturellen Nationali­

tät auf verschiedenen Ebenen Genüge getan. Und es geschah dabei auch eine gewisse 

5 Vgl. C. A. Macartney. National States and National Minorities (Oxford 1934), S. 276f. 
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Versöhnung von objektivem und subjektivem Prinzip, indem die Zugehörigkeit 

nach Sprache und Abstammung das freiwillige Bekenntnis zu einem nationalen 

Kataster in bestimmter Weise begrenzte und doch alles auf spontane Übernahme 

von Selbstverantwortung und Selbstverwaltung gestellt war. 

I m Prinzip ist dieses estländische Muster am Ende der 20er Jahre vom Kongreß 

der europäischen Nationalitäten als vorbildlich anerkannt worden - einem Kon­

greß, dem deutsche wie auch mehr als zwanzig nichtdeutsche Gruppen angehörten, 

die von ihren Ko-Nationalen getrennt oder eines eigenen Staates nicht teilhaftig 

waren. Man einigte sich im Rahmen dieser Organisation auf Prinzipien einer Neu­

regelung, die, ohne existierende Grenzen zu verändern, Grundlage einer wechsel­

seitigen Verpflichtung überstaaatlicher Art sein sollte. Hier schien sich etwas von 

der Forderung des englischen Historikers E. H. Carr zu erfüllen: „The urgent 

need now is to alter not the location but the meaning of boundaries." In der Tat 

darf in dieser Verständigung zwischen nationalen Gruppen eines der hoffnungs­

vollsten Symptome der Zwischenkriegsjahre gesehen werden, das über den pre­

kären Frieden zwischen Staaten auf einen wirklichen Frieden zwischen Völkern 

verwies und das dahin tendierte, die Minderheiten statt zum Explosionsstoff zum 

Integrationsmittel werden zu lassen. Hier ging es nicht bloß u m zeitweilige Tole­

rierung, sondern u m Anerkenntnis berechtigter Verschiedenheit und gleicher 

Würde. 

Diese Ansätze sind durch die totalitären Systeme erst in der einen, dann in der 

anderen Richtung überwalzt worden. Von unserer Fragestellung her gesehen wird 

das eine dieser Systeme, der Nationalsozialismus, als revolutionäre Zerrform des 

Nationalstaats zu charakterisieren sein, indem nicht mehr bloß Grenzen nach der 

im ethnischen Sinn verstandenen Nationalität vorgetrieben, sondern die weiten 

Flächen eines Großraums durch Verpflanzung, Umvolkung und Liquidationen 

„national" einheitlich gemacht werden sollten. Beide Nationsideen überschlugen 

sich, die politische in der äußersten Form erzwungener Gleichschaltung, die ethni­

sche im Fanatismus einer Rassenmystik. Und wenn die Lösung der Menschen vom 

Boden und aus allen Heimatzusammenhängen u m opportunistischer Zwecke willen 

zunächst deutsche Volksgruppen traf, die Südtiroler und die Balten, weil sie ein 

Hindernis für die Verständigung mi t den beiden anderen totalitären Staaten, mit 

dem faschistischen Italien und der Sowjetunion, waren, so fand sie ihre extreme 

Zuspitzung in der grauenhaften Phantastik des „Generalplans Ost", mit einer dena­

tionalisierten Sklavenbevölkerung und mit der Grenze am Ural, hinter der im 

Himmlerschen „Pflanzgarten" die neue Herrenrasse herangezüchtet werden sollte. 

Der Gegenschlag, der nicht ausbleiben konnte, hat in anderer Weise, aber gleich­

falls mit gewaltsamsten Mitteln, mit der Vertreibung seit Jahrhunderten angesesse­

ner Menschen, mi t der totalen Umwälzung von Siedlungs- und Sozialstrukturen, 

zu einer für Ostmitteleuropa unerhörten Gleichsetzung von Nationalität und 

Grenze geführt, die freilich von den Vorstellungen des Westens, nach denen eine 

solche Identität auf demokratischer Selbstbestimmung beruhe und die Vorbedin­

gung freier Institutionen sei, durch eine tiefe Kluft geschieden ist. Nicht mehr 
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die frühere Gemengelage, sondern die scharfen, nunmehr ideologisch und gesell­

schaftspolitisch begründeten Trennungslinien, übrigens auch die durch eine Na­

tion hindurch, bedrohen heute die Völkergemeinschaft. 

Wenn in diesem Überblick des Verhältnisses zwischen Grenze und Nationalität 

ein bestimmter Nachdruck auf die autonomistischen und föderativen Reformge­

danken der 20er Jahre gelegt worden ist, die im Bewußtsein ihrer Schicksalsge­

meinschaft gerade von den nächstbetroffenen Gruppen entwickelt wurden, so ge­

schah das nicht in dem Glauben, es ließe sich direkt irgendwo an die Vergangen­

heit wieder anknüpfen. Jede „Restauration", selbst wenn sie möglich wäre, was 

sie offenbar nicht ist, würde die Kette des Übels nu r u m ein Glied verlängern. 

Wohl aber geschieht die Anknüpfung in der Überzeugung, daß der Bereich dieser 

Probleme nicht von einer einzelstaatlichen oder einzelnationalen Sicht angegangen 

werden kann. Nach wie vor stellt sich in Ostmitteleuropa die Aufgabe zwischen­

völkischer Beziehungen, die den Erfordernissen großräumiger Bildung ebenso Ge­

nüge tun wie der Würde des Einzelnen und der Eigenständigkeit der nationalen 

Individualitäten. 



FRANZ PETRI UND PETER SCHÖLLER 

ZUR BEREINIGUNG DES FRANKTIREURPROBLEMS VOM AUGUST 1914 

Zu den umstrittensten Problemen der jüngeren Vergangenheit gehört noch heute 

die Frage, ob die belgische Zivilbevölkerung im August 1914 dem deutschen Ein­

marsch in Belgien bewaffneten Widerstand entgegengesetzt hat und infolgedessen 

die deutschen Maßnahmen gerechtfertigt waren, in deren Verfolg über 6000 bel­

gische Einwohner getötet und eine größere Zahl belgischer Orte teilweise zerstört 

oder niedergebrannt wurden. Eine vorbehaltlose Erörterung der Geschehnisse ver­

hinderten während des Ersten Weltkrieges die nationale Leidenschaft, die auf 

beiden Seiten im Spiele war, sowie die Propaganda, die sich alsbald der Vorgänge 

bemächtigte und der Angelegenheit in kürzester Frist hochpolitischen Charakter 

gab. Auch der Versailler Vertrag mit seinem erzwungenen Schuldbekenntnis und 

den Deutschland darin auferlegten Kriegsverbrecherprozessen schuf für eine Be­

reinigung des Streitfalls keine günstigere Atmosphäre. Infolgedessen trägt das ge­

samte deutsche Kriegs- und Nachkriegsschrifttum, das sich mit den Augustvor­

gängen in Belgien und besonders denen von Löwen befaßt, angefangen mit dem 

Deutschen Weißbuch vom 10. Mai 19151 über das 1927 durch den Würzburger 

Völkerrechtler Christian Meurer für den deutschen Parlamentarischen Untersu­

chungsausschuß erstattete Gutachten2 und bis hin zu der 1931 durch Reichsober-

archivrat R. P . Oszwald unter Benutzung zusätzlichen Materials vorgelegten Ge­

samtübersicht über die Diskussion3, mehr oder weniger stark apologetischen Cha­

rakter. Es diente der Verteidigung der offiziellen deutschen These von bewaffneten 

Überfällen großen Stils durch belgische Zivilisten, denen die deutschen Truppen 

bei ihrem Einmarsch 1914 ausgesetzt gewesen seien, und der Rechtfertigung der 

von diesen ergriffenen Maßnahmen. 

Der gegenteilige belgische Standpunkt ist in mehreren amtlichen und einer 

größeren Zahl privater Gegenveröffentlichungen nicht minder entschieden ver­

treten und verteidigt worden4. Wiederholt unternommene Anläufe zu einer lei­

denschaftslosen Erörterung und Bereinigung des Streitfalls, unter gewissenhafter 

Abwägung der für die beiden entgegenstehenden Standpunkte vorgebrachten Ar­

gumente, gelangten nicht zum Ziel. Auch im Reichsinnenministerium hat man 

1929 ernsthaft erwogen, die auch dort als angreifbar empfundene deutsche These 

grundsätzlich zu revidieren und mit den Belgiern zu einer Bereinigung der das 

Verhältnis der Nachbarvölker belastenden Kontroverse zu kommen8. Die national-

1 Hrsg. v. Auswärtigen Amt, Berlin 1915. 
2 Christian Meurer, Der belgische Volkskrieg. Erschienen in: Völkerrecht im Weltkrieg 

1914-1918, Berlin 1927, Bd. II, S. 129-261. 
3 R. P. Oszwald, Der Streit um den belgischen Franktireurkrieg, Köln 1931. 
4 Letzte Zusammenstellung in der Akademieabhandlung von F. Mayence, La falsification 

des sources relatives à la question des prétendus Francs-Tireurs à Louvain, en aout 1914, in: 
Académie royale de Belgique. Bulletin de la Classe des Lettres, 5e Série, t. XLI, 1955, S. 170 f. 

5 Briefwechsel zwischen Professor Schücking und dem Sekretär des Parlamentarischen Un-
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sozialistische Machtergreifung entzog derartigen Bemühungen für lange Zeit den 

Boden. Wie bei manchen anderen ungeklärt gebliebenen Massenvorgängen der 

Vergangenheit dürfte heute eine restlose Aufhellung der Zusammenhänge nicht 

mehr möglich sein. 

Mancher wird deshalb fragen, ob es nicht richtiger sei, die nunmehr über 4 1 / 2 

Jahrzehnte zurückliegenden Vorgänge auf sich beruhen zu lassen. Das scheint u m 

so näher zu Hegen, als die Menschheit inzwischen durch die immer mehr u m sich 

greifende Praxis einer totalen Kriegführung in ganz anderen Ausmaßen hat er­

leben müssen, daß die Zivilbevölkerung in die kriegerischen Auseinandersetzungen 

einbezogen wird und oft auch ihrerseits in sie eingreift. Jedoch fallen die in Frage 

stehenden belgischen Augustereignisse gegenüber allen als Parallele in Betracht 

kommenden derartigen Vorgängen in sehr bezeichnender Weise aus dem Rahmen: 

Sie gehören einerseits nicht zu den mit Vorbedacht geplanten Kampfmaßnahmen 

gegen die Zivilbevölkerung, wie sie während des zweiten Weltkrieges, sei es in 

Verfolg der nationalsozialistischen Rassentheorie, sei es zur Desorganisierung der 

feindlichen Kriegswirtschaft oder zur Zermürbung des Widerstandswillens ganzer 

Völker, vor allem im Luftkrieg, so große Verbreitung erhalten haben. Denn die im 

August 1914 gegenüber der belgischen Bevölkerung ergriffenen Maßnahmen wur­

den in jedem Falle erst ausgelöst durch die Überzeugung der deutschen Truppen­

führung, sich auf diese Weise zuvor begangener heimtückischer Angriffe von seiten 

der Zivilbevölkerung erwehren zu müssen. Belgischerseits mitunter geäußerte Ver­

mutungen, daß es sich u m von vornherein beabsichtigte Terroraktionen zur Ein­

schüchterung der belgischen Bevölkerung gehandelt habe, fanden sich in keinem 

Falle bestätigt. Lediglich auf die nach Ausbruch von Straßenkämpfen „zur Ver­

geltung" ergriffenen Maßnahmen war der Gesichtspunkt der Abschreckung von 

Einfluß6. 

Andererseits trifft aber auch die Einreihung der damaligen Vorfälle in die Gruppe 

der Volkserhebungen, in die sie nach der amtlichen deutschen These gehören sollen, 

auf grundsätzliche Schwierigkeiten. Bei allen einwandfrei bezeugten Volkserhe­

bungen mit Einschluß auch der belgischen Widerstandsbewegung des Zweiten Welt­

krieges werden nämlich deren Träger, ob erfolgreich oder nicht, im Andenken ihres 

Landes später heroisiert, während die beim deutschen Einmarsch in Belgien im 

August 1914 ums Leben Gekommenen nicht nu r in den offiziellen belgischen Dar­

stellungen und im gesamten belgischen Schrifttum, sondern auch im Bewußtsein 

der betroffenen Bevölkerung ausnahmslos als unbeteiligte Opfer, nicht als Helden 

angesehen werden. Der zeitliche Abstand, den wir inzwischen von den Ereignissen 

gewonnen haben, hat diesen Unterschied nicht verwischt, sondern noch deutlicher 

gemacht, daß er in keiner Weise propagandabedingt war. Seine Aufhellung bleibt, 

abseits von allen sonstigen Erwägungen, eine echte historische Aufgabe. Hinzu 

kommt, daß die in Frage stehenden Ereignisse weit stärker als manche quantitativ 

tersuchungsausschusses Dr. Widmann über die Frage des Franktireur-Krieges. Reichsministe­
rium des Innern, Abtlg. P, Deutsches Zentralarchiv Potsdam Nr. 25810, BI. 103-05, 266/77. 

6 So in Andenne, vgl. unten im Text. 
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größere Katastrophe der letzten Jahrzehnte die internationale Öffentlichkeit be­

schäftigt haben und auch auf das Bild, das die Völker voneinander haben, nicht 

ohne Einfluß geblieben sind. 

Bis in die 30er Jahre hinein wurden insbesondere die deutsch-belgischen Bezie­

hungen durch die unbereinigte Kontroverse schwer belastet. In der belgischen Be­

völkerung haben die Vorgänge ein regelrechtes Trauma erzeugt, das beim erneu­

ten Einmarsch in Belgien im Mai 1940 dazu führte, daß, den Angaben der deut­

schen Militärverwaltung zufolge, nicht weniger als 2,5 Millionen belgischer Zivil­

personen, d. h. zwischen 1 /4 und 1 / 3 der Gesamtbevölkerung des Landes, in pani­

scher Angst vor den deutschen Truppen von Haus und Hof flüchteten7. Inzwischen 

ist zwar die Erörterung der Augustvorfälle hinter drängenderen Gegenwartspro­

blemen in den Hintergrund getreten, doch sind sie deshalb keineswegs vergessen. 

Noch immer besteht die Gefahr, daß der unausgetragene Gegensatz durch irgend­

einen Reiseführer, ein Schulbuch, einen Lexikonartikel, ein Gedenkwerk oder 

sonst eine Darstellung, die auf die umstrittenen Ereignisse zu sprechen kommen, 

wieder zum Aufflammen gebracht wird. Noch immer erheben sich ferner an den 

Schauplätzen der Vorgänge die Mahnmale, soweit sie von den deutschen Truppen 

während der letzten Besetzung Belgiens nicht beiseite geräumt wurden. Noch all­

jährlich versammelt sich an ihnen die Bevölkerung zum Gedenken an die Opfer 

und das damals Geschehene. Dieses ist auch heute noch eine Hypothek, die auf 

den belgisch-deutschen Beziehungen lastet. 

In Kenntnis dieses Sachverhalts und im Zusammenhang mit dem Bemühen u m 

eine Säuberung unseres Geschichtsbildes von vergiftenden Kontroversen haben vor 

3 Jahren auf Grund einer Initiative des Löwener Universitätslehrers Fernand 

Mayence die deutschen Historiker Conze, Rothfels und Petri mit ihren belgischen 

Kollegen De Sturler, Mayence und van der Essen einen belgisch-deutschen Aus­

schuß gebildet, u m eine Bereinigung der alten Streitfrage zu versuchen. Das greif­

bare Ergebnis dieser Bemühungen ist die von Peter Schöller verfaßte Schrift über 

den Fall Löwen und das Deutsche Weißbuch8 . Seine kritische Untersuchung der 

deutschen Dokumentation über die Vorgänge in Löwen vom 25.-28. 8. 1914 kam 

zu dem von allen Mitgliedern des Ausschusses in völliger Übereinstimmung als 

schlüssig anerkannten Ergebnis, daß das Deutsche Weißbuch als vertrauenswürdige 

Quelle für die Vorgänge beim deutschen Einmarsch hinfort ausscheidet, weil es in 

seinen Grundthesen unhaltbar und in zahlreichen der in ihm zusammengestellten 

Zeugenaussagen nachweislich anfechtbar sowie planmäßig verfälscht worden ist. 

Ohne dem Ergebnis weiterer Untersuchungen über das Franktireurproblem vor-

7 Zahlen nach Berechnungen des belgischen Wiederaufbaukommissariats vgl. E. Reeder 
u. W. Hailer, Die Militärverwaltung in Belgien und Nordfrankreich, Sonderdruck Darmstadt 
1943, S. 23 f. 

8 Peter Schöller, Der Fall Löwen und das Weißbuch. Eine kritische Untersuchung der 
deutschen Dokumentation über die Vorgänge in Löwen vom 25. bis 28. August 1914. Mit 
einer Erklärung deutscher und belgischer Historiker zum Problem und einer Einführung von 
Franz Petri. Köln-Graz 1958. 
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greifen zu wollen, erhob der Ausschuß deshalb die Forderung, daß die vornehm­

lich auf das Weißbuch gestützte frühere deutsche Version über die Augustereig­

nisse in Belgien nicht mehr verbreitet wird. 

Die Untersuchungsmethode der Schrift und ihr Ergebnis haben bei namhaften 

Historikern des In- und Auslandes uneingeschränkte Zustimmung gefunden und 

ohne Zweifel zu einer Entgiftung des ganzen Fragenkomplexes wesentlich beige­

tragen9 . Daran vermögen auch die stark ressentimentbehafteten Stellungnahmen 

von Organen wie der „Deutschen Soldatenzeitung" nichts zu ändern. Abweichend 

von der positiven Stellungnahme nicht weniger Fachgenossen hat jedoch E. Kessel 

die Schöllersche Veröffentlichung in der HZ einer Kritik unterzogen10, die nicht 

unwidersprochen bleiben kann, wenn auch die folgenden Darlegungen nicht in 

erster Linie der Polemik, sondern der sachlichen Aufklärung dienen sollen. 

Kessel sucht den in der genannten Schrift erbrachten Nachweis des fragwürdigen 

Quellenwertes des Weißbuches in seiner Bedeutung herabzumindern und behauptet, 

es sei „geflissentlich" übersehen worden, daß schon in der bisherigen Literatur nicht 

nu r auf das Weißbuch zurückgegriffen worden sei (S. 387). Demgegenüber braucht 

nur auf das Kapitel „Hauptthesen und Veröffentlichungen" (S. 15-19 der Schrift) 

hingewiesen zu werden. Dort ist bei der Nennung der Schriften von Schwertfeger, 

Schmitz-Nieuwland, Meurer und Terzake eine Reihe von das Weißbuch ergänzen­

den Quellengruppen ausdrücklich aufgeführt worden. Aber es bleibt bestehen und 

ist mit vollem Recht herausgestellt worden, daß bis zu dem 1927 im Werk des 

Parlamentarischen Untersuchungsausschusses erschienenen Gutachten von Meurer 

das Deutsche Weißbuch die einzige amtliche Quellengrundlage für den deutschen 

Standpunkt bildete. Da auch Meurers Stellungnahme ohne Einschränkung auf 

dem Weißbuch basiert und sich selbst der vierte Strafsenat des Reichsgerichts am 

16 .3 . 1926 bei seiner Begründung für die Einstellung des Verfahrens gegen Schwe-

der-v. Sandt ausdrücklich auf das Material des Weißbuches beruft, kann nicht be­

stritten werden, daß das Weißbuch weiterhin die Hauptstütze für den offiziellen 

deutschen Standpunkt zum belgischen Franktireurkrieg geblieben ist. 

Ähnlich unbegründet ist der Vorwurf, es seien in der neueren Untersuchung, 

u m die Existenz und Verwertung anderer Quellengruppen zu verdecken, die dar­

auf bezüglichen Angaben in dem bereits genannten Buche R. P. Oszwalds ent­

stellend zitiert und die Tatsache nicht zur Kenntnis genommen worden, daß dieses 

Material nicht mehr existiere. 

Tatsächlich hat Oszwald nicht nu r an der zitierten Stelle, sondern auch auf den 

Seiten 144-145 und 283 seines Werkes das Weißbuch als eine bleibende „Haupt-

9 Vgl. u. a.: M. Braubach, Hist. Jahrb., Bd. 79, S. 269. - W. M. Franklin, American Hist. 
Rev. Jg. 1959, N° 3. - L. Machu, Rev. du Nord Jg. 1960, N° 166. - J. Verseput, T. v. Ge-
schiedenis Jg. 1960, N° 2. - Archivo Storico Italiano Jg. 1959, N° 2, S. 287/8. - E. Meuthen, 
Düsseldorfer Jahrb. Jg. 1960, S. 206/7. - Dazu die Anzeige der Schrift durch F . Mayence: 
Académie royale de Belgique. Bull. Classe des Lettres et des Sciences morales et politiques. 
5. Ser., T. 44, 1958, S. 143-147. 

10 Vgl. Hist. Zeitschr. Bd. 191, H. 2, Okt. 1960, S. 385-390. 
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quelle" bezeichnet. Diese Behauptung wird nicht dadurch abgeschwächt, daß noch 

andere Quellengruppen vorhanden sind. Übrigens bestand u m so weniger Anlaß, 

deren Bedeutung willkürlich zu verkleinern, als sie in der angegriffenen Unter­

suchung eingehend benutzt und zitiert werden. Die Annahme des Kritikers, man 

scheine nicht zu wissen, daß das von Oszwald benutzte Material nicht mehr exi­

stiere11, übersieht in erstaunlicher Weise, daß bei der Durcharbeit der Ermitt­

lungsakten des Oberreichsanwalts im Potsdamer Zentralarchiv dieselben ungedruck­

ten Quellen benutzt worden sind, die auch Oszwald vorlagen! Diese Feststellung 

ist durch den Benutzernachweis der Akten einwandfrei belegt: R. P . Oszwald hat 

abgezeichnet. Jedenfalls ist das von Oszwald summarisch bezeichnete Material zum 

größten Teil erhalten und benutzt worden12. Zahlenmäßig völlig genau läßt sich 

freilich das Verhältnis zwischen Erhaltung und Verlust nicht feststellen, ohne daß 

daraus Vorwürfe des Verdeckens oder der Nichtbenutzung herzuleiten wären. 

Ebenso m u ß zurückgewiesen werden, daß bei der Sachkritik in unserer Unter­

suchung Argumente verwendet worden seien, die „einfach" der belgischen Schrift 

von Mayence gegen das Weißbuch „entnommen" seien, dagegen alles übergangen 

werde, was gegen diese Argumente spreche. Es sind aus der fraglichen Schrift von 

Mayence vielmehr nur einige objektiv ganz eindeutige Feststellungen angeführt 

worden, gegen die „Argumente" überhaupt nicht geltend gemacht werden können. 

Sie betreffen Straßenangaben (S. 25), Angaben über die Toten (S. 26), Schußspuren 

an Gebäuden (S. 32, 33) und Kommandanturanschläge (S. 63). Weiterhin war es 

einfach ein Gebot wissenschaftlicher Sauberkeit, an zwei Stellen Mayence entspre­

chend der literarisch belegten Priorität seiner Feststellungen zuerst zu zitieren 

und dann erst die Bestätigung folgen zu lassen. 

Der eine Fall betrifft die auf deutsche Informationen zurückgehende Angabe 

über Prozeß und Verurteilung des 1914 in Löwen vernehmenden Kriegsgerichts­

rats Ivers wegen Nötigung und Erpressung in Ausübung seines Anwaltsberufes im 

Jahre 1916; der andere die ausführliche, beeidete Aussage des Rittmeisters v. 

Esmarch über das Abfangen und Abschießen von Freischärlern auf der Place du 

Peuple. Mayence konnte hier als erster darauf hinweisen, daß an dieser Stelle 

überhaupt kein Zivilist gefangen oder erschossen worden sei. Hätte ein deutscher 

Autor diese Feststellung als „Aussage des Feindes" übergehen und sich allein auf 

die Widerlegung v. Esmarchs durch Generalmajor v. Stubenrauch vor dem Reichs­

gericht stützen sollen? Das Ergebnis wäre u m kein Haar anders gewesen, wie jeder 

aus der nachstehend (in etwas gekürzter Fassung) wiedergegebenen Aussage v. 

Stubenrauchs entnehmen kann: Es gelang mir schließlich, das Feuer unserer Leute 

zu stopfen. Auf der Place du Peuple sind keine Gefangenen gemacht, keine Zivil­

personen festgenommen oder erschossen worden13. 

11 Siehe dazu den die Quellengruppen betreffenden Abschnitt S. 58-59 der Schrift: „Der 
Fall Löwen und das Weißbuch". 

12 Daß sich die Anmerkung auf S. 37 der o.gen. Untersuchung auf einen ganz anderen Zu­
sammenhang bezieht, dürfte wohl jedem unbefangenen Leser klar sein. 

13 Aussage vom 30. 5. 1922. Potsdamer Zentralarchiv b. J. 97/20, Bl. 124. 
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Überall da, wo Kessel in seiner Kritik selbst Rekonstruktionsversuche anstellt, 

begibt er sich auf das Gebiet reiner Spekulation. So in seiner Interpretation der 

Aussage des Gefreiten Messelke, daß die deutschen Truppen seine Einheit nicht 

für nachdrängende belgische Truppen gehalten hätten und bei seinem Versuch, 

aus der Tatsache, daß die Truppen erst später am Bahnhof in Schießereien gerieten, 

die Unglaubwürdigkeit einer Selbstbeschießung zu folgern. Er behauptet ferner an 

anderer Stelle mit einer Bestimmtheit, die durch die nachstehend aufgeführten 

Zeugenaussagen klar widerlegt wird, die Offiziere der Landessturmeinheit hätten 

„natürlich" über andere Truppeneinheiten in der Stadt gewußt. „Sie konnten gar 

nicht der Auffassung gewesen sein, daß sie sozusagen allein in der Stadt wären und 

die aus diesem ,Irr tum' abgeleiteten Folgerungen sind also hinfällig" (S. 389). 

Diese spekulative „Beweisführung" ist, wie gleich zu zeigen sein wird, völlig aus 

der Luft gegriffen. Kessel fragt weiterhin, warum es unmöglich sein solle, die 

Richtung, aus der ein Schuß fällt, anzugeben. Wer je an Straßenkämpfen beteiligt 

war, weiß aber, wie trügerisch Laut- und Lichtreflexe innerhalb eines bebauten 

Stadtgebietes sein können. Dem entspricht es, daß hierüber die unglaublichsten 

und widersprüchlichsten Aussagen der beteiligten Soldaten vorliegen. 

Mit dem ganzen Charakter des über die Löwener Vorgänge erhaltenen Quellen­

materials hängt es zusammen, daß viele der angeführten Beispiele nicht nur für 

sich allein betrachtet werden können, jedenfalls isoliert selten zweifelsfreie Aus­

sagen ergeben. So steht etwa die von Kessel herausgegriffene Aussage des San.-

Uffz. Meschede in einer langen Kette anderer Anzeichen für die Einflußnahme des 

vernehmenden Richters Ivers. Es wird übrigens in diesem Zusammenhang keines­

wegs von „zielbewußtem Hineinfragen" bestimmter Antworten gesprochen, son­

dern, was doch wohl ein Unterschied ist, geschrieben: „Vielfältig sind auch die 

Anzeichen dafür, wie der Richter die Zeugen bedrängte, Konkretes auszusagen, 

das die Belgier belastete. Als einen typischen Niederschlag solchen Fragens sei hier 

nur der Satz des San.-Uffz. Meschede angegeben, der im Weißbuch auch aus seinem 

Protokoll gestrichen worden ist: „Weiteres vermag ich nicht anzugeben, verstüm­

melte deutsche Soldaten habe ich nicht gesehen" (S. 48). Wenn dieser Satz so 

völlig unverfänglich gewesen wäre, warum hat man dann durch seine Weglassung 

im Weißbuch später das abgeschlossene und beeidete Protokoll dieses Unteroffiziers 

verfälscht? 

Eine für die Vorgänge in Löwen besonders wichtige Frage betrifft Zahl und 

Umfang der am 25. August in Löwen befindlichen Truppenteile, die sich später 

an den Kampfhandlungen beteiligt haben. Durch die Wiedergabe von Aussagen 

zweier Offiziere, deren Landsturmeinheit in die erste Schießerei verwickelt wurde, 

konnte nachgewiesen werden, daß beteiligte Truppenführer außer ihren Einheiten 

keine oder nur wenige andere Truppenteile in Löwen glaubten. Kessel versucht, 

das aus der Welt zu schaffen mit dem Hinweis auf die angeblich übersehene Tat­

sache, daß die betreffenden Offiziere nur von „stehen" und „stationiert" sprächen, 

also die Lazarettinsassen und die nu r durchziehenden Truppenteile dabei nicht ge­

rechnet haben könnten. Auch diese Einlassung ist einwandfrei falsch. Heißt es 
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doch in der unmittelbar danach abgedruckten Aussage des Oberleutnant v. Sandt 

ganz klar: „Die Schüsse aus diesen Häusern wurden ohne Zweifel von Zivilisten 

abgegeben. Deutsche Soldaten waren damals überhaupt noch nicht in den Häusern" 

(S. 34). Die letztere Meinung wurde offensichtlich auch von vielen Offizieren und 

Soldaten anderer Einheiten vertreten, die gleichzeitig in Löwen waren. Bezeich­

nend dafür ist die Aussage des Leutnants Brand: „Am 25. 8. war überhaupt nur 

eine Kompanie und mein Zug in Löwen"1 4 . Weiterhin übergeht Kessel höchst be-

fremdlicherweise, daß es keineswegs nur u m neue Ausladungen und u m Lazarett­

insassen ging. Die Untersuchung hat eine lange Liste von Truppenteilen ergeben, 

die in Kasernen und Schulen, im Rathaus und in umliegenden Gebäuden, im Justiz­

gebäude, in Hotels und vielen Privatquartieren der Stadt untergebracht waren. 

Ohne diese unmittelbar aus den deutschen Quellen belegten Tatsachen kann 

man überhaupt nicht die Verwirrung verstehen, die nach dem Beginn der Schießerei 

entstand. Wenn es ganze Truppenteile gab, die von der Unterbringung deutscher 

Soldaten in Häusern nichts wußten, mußte von den ihnen angehörenden Soldaten 

jeder Schuß, der aus Häusern abgegeben wurde, als ein Überfall auf sich selbst 

bezogen werden. Es ist vielfältig bezeugt, daß die Soldaten aus ihren Unterkünften 

heraus, aus Fenstern und Türen, geschossen haben, planlos und oft sogar, ohne auf 

Befehl zum Einstellen des Feuers zu reagieren, nachdem einmal die ersten Schüsse 

gefallen waren. Oberleutnant v. Sandt gab zu, seine Landsturmleute in dieser Situa­

tion sogar selbst in die Häuser geschickt zu haben, damit sie geschützt das Feuer 

erwidern konnten15 . Ein Uffz. Mohs sagt aus: „Aus der Schule, die von unserer 

Batterie belegt war, schossen die Mannschaften, als ich hinzukam, planlos nach 

allen Seiten mit der Begründung, es würde aus den Häusern geschossen"16. Haupt­

mann Schäfer, dessen Einheit am Abend in Löwen ausgeladen wurde, berichtet von 

ankommenden Transportzügen, deren Leute aus den Kupées herausschossen. Andere 

Zeugen berichten demgemäß völlig richtig, daß sie bereits auf der Station beschos­

sen worden seien und das Feuer vom Bahnkörper aus erwidert hätten17. Hinzu 

kommt, daß tatsächlich Truppenteile schon vor dem Beginn der Schießerei durch 

Gerüchte in Alarmstimmung versetzt waren. Auch dafür noch einige neue ergän­

zende Belege: Zeuge Lütt ig am 21 . 10. 1920: „Schon vor dem Einmarsch in Löwen 

hatten wir gehört, daß auf ein anderes Regiment von Einwohnern geschossen worden 

sei" (b. J. 40/20, Bl. 165). Uffz. Kaufmann am 17. 11. 1914: „Vor dem Einmarsch 

nach Löwen wurden wir gewarnt, weil aus den Häusern von Zivilisten geschossen 

werden soll" (b. J. 40/20, Bl. 115). 

Es ist deshalb im ganzen überhaupt nicht mehr die Frage, ob deutsche Soldaten 

und Truppenteile in Löwen — objektiv gesehen - sich gegenseitig beschossen haben. 

Das ist geschehen: Allerdings nicht Mann gegen Mann als bewußte oder als „pure 

14 Anlage 96 zu b . J. 255/20, 3935. 
15 b . J. 97/20, Bl. 60 b. 
16 b . J. 40/20, Bl. 164. 
17 b . J. 40/20, Anlage 98, sowie Anlage 77, 78 u. b . J. 255/20. Weitere Beispiele bietet 

unsere Schrift S. 62. 
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Selbstbeschießung", wie Kessel es formuliert haben will, sondern in einer nervö­

sen, planlosen Knallerei. Die eigentliche Frage verengt sich somit darauf, wer die 

ersten Schüsse abgegeben hat und damit die Kettenreaktion auslöste und ob belgi­

sche Zivilpersonen am Anfang oder während der stundenlangen Schießereien be­

teiligt gewesen sind. 

Zunächst zum letzten Punkt : Auch unsere Untersuchung ist, wie im Schlußab­

satz gesagt wird, von der Annahme ausgegangen, daß die Vorgänge ohne die aus­

lösende bzw. mitwirkende Rolle belgischer Schüsse nicht voll erklärt werden könn­

ten. Dann ergab sich aber aus den Potsdamer Akten über den „Angriff der belgi­

schen Zivilbevölkerung" auf dem Bahnhof in Löwen am 28. 3., daß dieser im 

Weißbuch und in Truppentagebüchern als „Überfall der Zivilbevölkerung" er­

scheinende Vorgang ein tragischer I r r tum war, ausgelöst durch undisziplinierte 

und offenbar, wie einige Aussagen von Truppenführern vermuten lassen, unter 

Alkohol stehende Soldaten, die das Feuer auf belgische Frauen und Kinder eröff­

neten. So stellte sich die Frage: „Was spricht dagegen, daß in dem nachweisbaren 

Durcheinander der Truppenbewegungen und dem Wirrwarr der Meinungen, Ge­

rüchte und Befehle, in einer Lage also, wo keiner wußte, wo Freund und Feind 

war, die Schießerei am 25. 8. ähnlich entstanden sein und gewirkt haben könnte 

wie die drei Tage später?" Natürlich kann die Möglichkeit nicht ausgeschlossen 

werden, daß einzelne Belgier in dem Augenblick, als ihnen das Kriegsglück sich 

gegen die Deutschen zu wenden schien, entsprechend den belgischen Propaganda­

parolen der ersten Kriegstage zur Waffe gegriffen oder verzweifelte Einwohner sich 

später gegen eine ihnen sicher erscheinende Niedermetzelung zur Wehr gesetzt 

haben. Demgegenüber ist jedoch festzuhalten: „Beweise dafür gibt es nicht." Denn 

so viele der als so „absolut sicher" geltenden protokollierten und beschworenen Aus­

sagen selbst von hohen und höchsten Offizieren haben sich allein durch die Nach­

prüfungen des Oberreichsanwalts als I r r tum, Täuschung oder Lüge offenbart, daß 

von daher ein Schatten auch auf alle übrigen im Weißbuch enthaltenen Zeugnisse 

fällt und der kritische Historiker ihnen hinfort von vornherein mit größter Reserve 

gegenüberstehen muß . Alle im Weißbuch durch Eid bekräftigten Aussagen über 

angebliche Waffen- und Munitionsfunde in Löwen sind, wohlgemerkt durch die 

deutschen Nachprüfungen, widerlegt worden. Auch besonders schwerwiegende An­

klagen, wie die „grauenhafte Verstümmelung" deutscher Soldaten durch die Ein­

wohner, die Beteiligung von katholischen Geistlichen an den Kämpfen, die Ver­

wendung von Sprengstoffen, Bomben und kochendem Fett durch die Zivilbevölke­

rung haben sich als haltlose Gerüchte erwiesen. Es gibt keine gerichtlichen Proto­

kolle über Verhör, Verurteilung und Erschießung belgischer Zivilpersonen in 

Löwen. Nicht einmal eine Angabe über die deutschen Verluste bei diesen „drei­

tägigen Kämpfen u m Löwen" ist bekannt geworden. Aus dem Kriegstagebuch des 

Landsturmbataillons ist zu entnehmen, daß die Verluste der ersten Kompagnie, 

die „am Gewehrgefecht ganz besonderen Anteil hatte ", einige Verwundete betrugen. 

Der dienstliche Bericht des Stadtkommandanten vom 30. 8. 1914 meldete für die 

gesamte Stadt: „An Verlusten sind mehrere Tote und Verwundete zu beklagen". 

Vierteljahrshefte 2/3 
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Wenn man dabei in Rechnung stellt, daß, wie vielfach bezeugt, Verwundete auch 

durch das Durchgehen der Pferde und die allgemeine Verwirrung zu beklagen 

waren, müßte man eigentlich aus diesem Tatbestand schon folgern, daß ein schlag­

artiger „Überfall" der belgischen Zivilbevölkerung gar nicht stattgefunden haben 

kann, es sei denn, die Freischärler hätten bewußt in die Luft geschossen. Wie 

schwere Verluste müßten die deutschen Truppeneinheiten in Löwen wohl bei einem 

organisierten Überfall gehabt haben! 

Schließlich kann sich die Ansicht, daß es keine Beweise für einen Überfall durch 

belgische Zivilpersonen in Löwen gibt, auf einen denkbar gewichtigen Gewährs­

mann berufen. Welche Zeugenaussage könnte hierbei schwerer wiegen, als die des 

deutschen Kommandanten von Löwen, der als verantwortlicher Offizier für diese 

Stadt die Ereignisse erlebt und ihre Untersuchungen verfolgt hat? Oberstleutnant 

a. D. v. Manteuffel hat am 15. 1. 1921 in Kassel ganz offen ausgesagt, daß er keine 

Beweise für eine Teilnahme der Bevölkerung an Kampfhandlungen gegen deutsche 

Truppen in Löwen anführen könne! Man wird diese negative Aussage eines Offi­

ziers, der selbst im „Ermittlungsverfahren wegen Greueltaten in Löwen" sich und 

seine Mitangeklagten zu verteidigen hatte, denkbar hoch veranschlagen dürfen. 

Die Frage, wodurch nun eigentlich die Schüsse ausgelöst worden sind, wird nie­

mand mit Sicherheit beantworten können, schon gar nicht mehr heute. Wer jedoch 

eine Rekonstruktion versuchen will, muß folgende in den Ermittlungsakten des 

Oberreichsanwalts des Näheren belegte Tatsachen in Rechnung stellen: Die ersten 

Schüsse fallen am Bahnhofsplatz. Dort ist am Abend eine Landsturmeinheit postiert, 

die am Nachmittag zwei Verwundete außerhalb der Stadt bei ihrem ersten Kriegs­

einsatz - angeblich durch belgische Zivilisten! - zu verzeichnen gehabt hat. Man 

erwartet von Norden her einen Gegenangriff belgischer und englischer Truppen 

und rechnet mit einem planmäßigen Überfall der Zivilbevölkerung. Ein Unter­

offizier der Einheit ist abgestellt, u m zu verhindern, daß die Mannschaften sich in 

den am Bahnhof liegenden Gaststätten betrinken. Trotzdem bekundet der Bahn­

hofskommandant Disziplinlosigkeit und Trunkenheit dieser Truppe. Auch scheinen 

Schießereien schon vorher vorgekommen zu sein. Auf ein Lichtsignal, das am 

Himmel gesehen wird, fallen Schüsse. Landsturmleute eröffnen ein planloses Feuer. 

Sie glauben, im Leuchtzeichen den Beginn des organisierten Überfalls durch die 

Zivilbevölkerung sehen zu müssen. Als bald darauf Schüsse auch in der Umgebung 

fallen, schickt der Oberleutnant der Landsturmeinheit seine Leute in die Häuser, 

damit sie von dort aus das Feuer fortsetzen. Man weiß nicht, daß sich seit dem Nach­

mittag in vielen anderen Gebäuden und Privathäusern andere deutsche Truppen­

teile einquartiert haben. Bald knallt es an allen Ecken. Die gerade wegen eines 

angeblichen englischen Angriffs alarmierte Einheit auf der Place du Peuple greift 

indessen in das Schießen ein, und eine Kettenreaktion läuft ab, ein Blutbad unter 

der belgischen Zivilbevölkerung beginnt, ganze Straßenzüge werden in Brand ge­

setzt; später folgt Artilleriebeschuß in die geräumte Stadt. 

Es ist in der neueren Untersuchung bewußt vermieden worden, das Geschehen 

selbst zu rekonstruieren und Schuld und I r r tum abzuwägen. Wer vermöchte das? 
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Welchen Sinn hat es auch, den Taumel der Leidenschaft und die Haltung kopflos 

gewordener Offiziere, die mit dem Ruf: „Dieser Unteroffizier ist mehr wert als 

das Leben der ganzen Stadt Löwen!" ihre Soldaten zu Gewalttaten anfeuerten, 

heute wieder aufzugreifen, nachdem Furchtbareres geschehen ist? Sinnvoll und 

notwendig aber ist es, das Weißbuch als Hauptquelle der Wissenschaft für die Be­

urteilung des Falles Löwen auszuschalten, da sich seine Darstellung als falsch und 

sein Material als verfälscht erwiesen haben. Die These vom Franktireur-Überfall 

in Löwen ist unhaltbar! Schließlich rückt ja auch Kessel von der deutschen Behaup­

tung eines planmäßigen Überfalls „großen Stils" der Löwener Einwohner vorsich­

tig ab und gibt damit selbst Inhalt und Rechtfertigung des Weißbuches für den 

Fall Löwen preis. Das ist immerhin das Ergebnis einer Schrift, der dieser leichtfer­

tige Kritiker mangelnde Umsicht und Exaktheit, methodische Unsauberkeit, zu 

schmale Basis, einseitige und zu weitgehende Folgerungen bescheinigen zu 

müssen glaubt. 

Es ist nicht beabsichtigt gewesen, aus der Untersuchung des Falles Löwen 

verallgemeinernde Folgerungen zum Franktireurproblem zu ziehen. Aber für 

den kritischen Forscher sollte fortan feststehen, daß die im Weißbuch auch für 

alle übrigen Zwischenfälle zusammengestellten Zeugnisse nur noch mit größter 

Vorsicht und Zurückhaltung zu benutzen sind. Wenn Kessel darin eine advokaten-

hafte Art des Vorgehens erblickt, so stellt er die wahren Zusammenhänge auf den 

Kopf. Denn der Forscher, der das von Grund auf Tendenziöse der im Weißbuch 

gegebenen Tatsachen- und Quellenzusammenstellungen erst einmal im vollen Um­

fang erkannt hat, ist methodisch geradezu gezwungen, den Finger auf all dasjenige 

zu legen, was in das dort aus den heterogensten Elementen aufgebaute Gebäude 

nicht hineinpaßt. Die Veröffentlichung Oszwalds vom Jahre 1931, deren Wer t 

Kessel stark hervorhebt, leistet nützliche Dienste, geht aber wie das Weißbuch 

systematisch mit der von Kessel gerügten Advokatenhaftigkeit zu Werke. Es ist in 

dieser Beziehung dem scharfen Urteil Mayences ausdrücklich beizupflichten18. Die 

Benutzung der von Oszwald zusätzlich zum Weißbuch herangezogenen unveröffent­

lichten deutschen Quellen hat eindeutige Beweise dafür erbracht, daß Oszwald aus 

dem ihm zugänglichen Material ausschließlich dasjenige ausgewählt hat, was die 

von ihm, soweit es noch irgend anging, vorbehaltlos verteidigte deutsche These zu 

stützen vermochte. Infolgedessen bleibt für den unvoreingenommenen Forscher 

auch nach Oszwalds Veröffentlichung die Notwendigkeit vordringlich, in dem deut­

schen Quellenmaterial vor allem auf die Zeugnisse zu achten, die bei der früheren 

18 Kessel n immt Anstoß an der Schärfe, mit der F. Mayence das Gutachten Meurers zurück­
gewiesen hat. Ihm wäre darin beizupflichten, wenn es sich bei dem Gegensatz der Stand­
punkte um eine normale Gelehrtenkontroverse handelte. Bei der Erörterung einer Streit­
frage jedoch, in der Mayence nicht ohne Grund den Eindruck hatte, daß die Gegenseite mit 
vergifteten Waffen kämpfe, müssen aber doch wohl andere Maßstäbe angelegt werden. Übri­
gens ist Mayence im Verlauf unserer Zusammenarbeit zu der Erkenntnis gekommen, daß 
auch der deutschen Seite mehr guter Glaube zuzubilligen war als er ihr früher zugestehen 
zu können glaubte. Leider ist er nicht mehr in der Lage, diese Erklärung selber abzugeben; 
er ist vor Jahresfrist verstorben. 
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Art seiner Benutzung systematisch übergangen worden sind. Da sie in der Regel 

von sehr nüchternen, mit Besonnenheit und kritischem Blick begabten Personen 

stammen und zu ihren nonkonformistischen Aussagen persönlicher Mut gehörte, 

kommt ihnen zur Klärung des wirklich Geschehenen eine besondere Bedeutung zu. 

Die im Weißbuch vereinigten Zeugnisse deshalb völlig beiseite schieben zu wol­

len, geht natürlich nicht an und ist auch nie beabsichtigt gewesen. Es bleibt vor 

allem eine kapitale Quelle für die Erkenntnis der damals bei den deutschen Truppen 

herrschenden Mentalität, ferner aber auch für die nicht minder wichtige Tat­

sache, daß von kalt vorausberechneten Terroraktionen auf deutscher Seite keine 

Rede sein darf. Die in die Geschehnisse verwickelten Truppen waren vom ein­

fachen Soldaten bis zum kommandierenden General mit seltenen Ausnahmen ge­

radezu von dem Glauben besessen, einem zentral gesteuerten, heimtückischen Frei-

schärlerkrieg ausgesetzt zu sein und vermischten daher in ihren Aussagen, da die 

tatsächlichen Befunde zu dieser Annahme nicht passen wollten, meist unkontrol­

lierbare Gerüchte und tatsächliche Feststellungen in oft unentwirrbarer Weise. 

Auch daß es in der damaligen Situation bei den Aussagen an bewußten Entstel­

lungen nicht fehlt, kann nicht überraschen. Hinzu kommt noch die nach propagan­

distischen Gesichtspunkten erfolgte Verwertung dieses Materials durch die Redak­

toren des Weißbuches. Der heutige Benutzer kann daher nur versuchen, aus diesem 

ganzen Wust von Wahrem und Falschem die grundsätzliche Richtung zu ermitteln, 

in der die Lösung des umstrittenen Problems gesucht werden muß . Er wird dabei 

über eine Feststellung der mit Sicherheit auszuscheidenden Eventualitäten selten 

hinauskommen. U m so wichtiger ist daher jeder konkrete Nachweis, daß wie im 

Falle Löwen die Überfallthese nicht zu halten ist. 

In der Tat tragen die Löwener Vorgänge keinerlei singulären Charakter. Von 

den drei weiteren im Weißbuch näher behandelten Fällen: Andenne, Aerschot und 

Dinant spielten sich vor allem die Vorgänge in Andenne unter ganz ähnlichen 

Umständen ab. Auch hier brachen die Schießereien nicht beim ersten Einmarsch 

der deutschen Truppen aus, sondern erst am Abend des folgenden Tages, nachdem 

die zerstörte Maasbrücke durch eine Kolonnenbrücke ersetzt worden war, der Über­

gang auf das nördliche Maasufer begonnen hatte und man mit der Möglichkeit von 

Angriffen feindlicher Truppen rechnete. Gleichzeitig bestand unter den durchzie­

henden Truppen auch hier bereits Alarmstimmung gegenüber den Einwohnern 

wie in Löwen. Auch in Andenne gibt es einwandfreies Material für die Tatsache 

der Selbstbeschießung der deutschen Truppen bei den Straßenkämpfen. Während 

ein in Andenne tatsächlich zusammengetretenes Kriegsgericht und das Deutsche 

Weißbuch die deutschen Verluste ausschließlich auf einen Überfall durch die belgi­

sche Zivilbevölkerung zurückführen19, gibt das Kriegstagebuch des Stabes der mit 

dem Bau der Kolonnenbrücke über die Maas beauftragt gewesenen Pioniereinheit 

I/Pion 28 vom 20./21. August, von dem sich ein Auszug in den Akten des Ober­

reichsanwalts im Zentralarchiv in Potsdam fand20, eine sehr abweichende Darstel-
19 Oszwald a. a. O., S. 147f. sowie Weißbuch Anlage B. 109ff. 
20 Akten des Oberreichsanwalts b . J. 594/20, 4199-4302, Bl. 108 ff. 
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lung. Sobald die Schießereien ihren Anfang genommen hätten - heißt es dort - , 

„wurde, besonders weil nicht zu erkennen war21, woher die Geschosse kamen, eine 

große Aufregung unter den marschierenden Truppen hervorgerufen. Der Marsch 

stockte, alles lief von der Brücke, und es begann ein regelloses Schießen. Niemand 

wußte, wohin. Zweifellos ist ein großer Teil der Verluste durch dieses Feuer der 

eigenen Truppen verursacht worden. Der Stab und die dabei befindlichen anderen 

Offiziere bemühten sich sofort, das Schießen der Truppen in der ganzen Umge­

bung der Brücke zu verhindern. Dies gelang jedoch erst nach 1 /2-stündigem, ener­

gischem Eingreifen." 

Das Übergreifen der in dem jenseits der Maas gelegenen Nachbarort Seilies be­

gonnenen Schießereien auf die Stadt Andenne schildert der ehemalige Feldwebel 

der 4. Komp. des ebenfalls in die Kämpfe verwickelten Garde-Reserve-Schützen-

Bataillons, Staatsförster Woite, am 14. Mai 1921 vor dem reichsgerichtlichen Un­

tersuchungsausschuß wiederum in einer Weise, die erkennen läßt, daß die Straßen­

kämpfe auch hier ihren Anfang nahmen, ohne daß die das Feuer aufnehmenden 

Truppen einen sichtbaren Gegner ausmachen konnten: „Wir hatten in einer 

Straße die Gewehre zusammengesetzt, als wir auf einmal in der Ferne ein rasendes 

Gewehrfeuer hörten. Wir glaubten erst, es sei ein Flieger erschienen, zumal auch 

mehrere Detonationen, die von Bombenabwürfen herzurühren schienen, ertönten, 

und daß unsere Truppen auf den Flieger schossen. Wir sahen deshalb auch alle 

nach oben, haben aber keinen Flieger gesehen. Es stellte sich nachher heraus, daß 

die Detonationen, die wir gehört hatten, von unserer eigenen Artillerie verursacht 

waren, die abgeprotzt und gefeuert hatte. Das Feuer kam nun schnell näher. In der 

Straße, in der wir lagen, fielen vereinzelte Schüsse, und nun fingen auch unsere 

Leute an zu feuern. Ob jemand von unseren Leuten getroffen worden ist, weiß 

ich nicht. Von uns wurde planlos in die Fenster hineingeschossen22, feindliche 

Schützen habe ich nicht an den Fenstern gesehen. Unsere Leute, die in den Straßen 

zurückfluteten, berichteten, es würde auf die Truppen geschossen. Ich selbst habe 

in dieser Beziehung nichts feststellen können. Die Leute fingen an zu laufen, ich 

. . . sammelte schließlich zwei Kompagnien verschiedener Truppenteile der Division. 

. . . Ich habe gesehen, daß Leute von uns in die Häuser eindrangen. . . . Ich habe 

nicht gesehen, daß Zivilpersonen aus den Häusern von unseren Soldaten heraus-

21 Nachträglich ist über diesen Worten mit Maschinenschrift das Wort „sofort" hinzuge­
setzt worden. 

22 Handschriftlicher Nachtrag hinter dem Worte „planlos": „in der Annahme, daß aus 
den Häusern geschossen wurde". In einer nochmaligen Vernehmung schränkte Woite — 
offensichtlich auf Grund derselben Befragungsmethode, wie sie hei den Erhebungen des 
Löwener Kriegsgerichts geschildert worden ist, am 21 . Sept. 1921 seine Aussagen dahin ein, 
daß es sich nicht um „planloses", sondern um ein „ungeleitetes" Schießen gehandelt habe, 
vgl. b . J. 594/20. Ein anderer Angehöriger der 4. Kompagnie, namens Andrick, sagte bei 
seiner Vernehmung am 11 . Okt. 1921 aus, die Truppe sei zum ersten Male im Feuer und 
deshalb „völlig überrascht" gewesen sowie daß, „als die erste Bestürzung vorbei war, es hieß, 
man solle in die Fenster schießen, was denn auch vielfach geschehen ist" (Akten des Ober­
reichsanwalts 4201, Bl. 7-11). 
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gebracht wurden. Allmählich trat Beruhigung ein, und der Vormarsch ging weiter 

vor sich"23. Die Vergeltungsaktion gegenüber der Zivilbevölkerung, die außer 110 

standrechtlich Erschossenen vielen anderen Einwohnern das Leben kostete, begann 

erst am Morgen des 21 . 8. auf Grund eines kriegsgerichtlichen Beschlusses, für den 

nach Angabe des vom gleichen Tage stammenden Protokolls der Gesichtspunkt der 

Abschreckung eine entscheidende Rolle spielte24. Gegen den dem Kriegsgericht ange­

hörenden Kommandeur des Garde-Reserve-Schützen-Bataillons, den Major und 

späteren Oberstleutnant Bronsart v. Schellendorf, einen Sohn des preußischen 

Kriegsministers, wurde nach dem Kriege vom Oberreichsanwalt Anklage erhoben. 

Anlaß dazu waren schwerwiegende Verdachtsmomente, daß er den Befehl gegeben 

habe, bei der Durchsuchung der Häuser alle waffenfähigen Männer zu töten. Zu 

klären, ob der Befehl tatsächlich so lautete oder nur von einem Teil der Truppen 

in diesem Sinne mißverstanden wurde, war die wichtigste Aufgabe der vom Reichs­

gericht im Fall Andenne angestellten Untersuchungen. 

Protokoll des Kriegsgerichts und Weißbuch geben an, daß beim Eindringen in die 

Häuser durch die Bewohner tätlicher Widerstand geleistet worden sei. Sehr ab­

weichend ist auch hier die Aussage des Feldwebels Woite vorm Oberreichsanwalt: 

„Der Kompagnie-Chef Prinz Salm kam zurück mit dem Befehl, . . . die Häuser 

sollten abgesucht und alle waffenfähigen Männer erledigt werden. Es wurde ver­

boten, auf der Straße zu schießen, es sollte möglichst das Bajonett benutzt werden. 

Den Kompagnien waren Häuserviertel zugewiesen, u m die Häuser vom Keller bis 

zum Bodenraum nach waffenfähigen Männern zu durchsuchen. Die Kompagnie 

bekam eine oder mehrere Straßen zugewiesen und wurde in Gruppen aufgeteilt. 

Ich bekam als Feldwebel auch eine Gruppe . . . Die Häuser, die ich zu durch­

suchen hatte . . . waren ausnahmslos verschlossen. Erst auf energisches Pochen 

wurde geöffnet, und es erschien meist eine Frauensperson . . . Mir lag es nicht, 

den Befehl auszuführen, schlechthin alle waffenfähigen Männer zu töten; ich 

konnte es nicht über mich gewinnen, Leute, die nicht im Kampfe mir gegenüber­

traten, töten zu lassen, zumal auch die Frauen sehr jammerten . . . Ich fand viele 

leere Häuser, habe aber in keinem einzigen Hause Leute mit Waffen angetroffen". 

Woite schildert dann, jedoch nicht als Augenzeuge, die standrechtliche Erschießung 

der vielfach „wahllos" aus der auf dem Marktplatz zusammengetriebenen männ­

lichen Bevölkerung herausgegriffenen Personen und fügt hinzu: „Ich habe das 

Gefühl gehabt, daß alle die Leute, die erschossen worden sind25, zu Unrecht erschos­

sen worden sind, da die verkappten Soldaten, die vielleicht geschossen hatten, nicht 

mehr in den Häusern waren, während die Leute, die erschossen wurden, im Ge­

fühl ihrer Schuldlosigkeit in den Häusern geblieben waren"2 6 . Über die Berechti-

23 Akten des Oberreichsanwalts 4199, Bl. 163-166. 
24 Text bei Oszwald a. a. O., S. 147f. 
25 Handschriftlicher Nachtrag vor „Leute": „obigen", maschinenschriftlicher Nachtrag 

vor „zu Unrecht": „Jedenfalls zum größten Teil". 
26 Die vorstehende Aussage des Feldwebels Woite ist ebenfalls in den Akten des Oberreichs­

anwalts 4199, a. a. O., enthalten. 
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gung des Ausdrucks „zu Unrecht" wurde Worte am 21 . Sept. 1921 noch ein drit­

tes Mal reichsgerichtlich vernommen, hielt aber an seiner Meinung in der Sache 

uneingeschränkt fest27. 

Auch im Fall Andenne klaffen zwischen der Darstellung des Weißbuches und 

den in ihm aufgenommenen Aussagen sowie den Berichten anderer deutscher Zeu­

gen unvereinbare Widersprüche. Wiederum spitzt sich auch für Andenne ganz wie 

für Löwen die Frage darauf zu, wer die ersten Schüsse abgegeben und damit die 

sich wie eine Lawine vergrößernde planlose Schießerei ausgelöst hat. Wie in Löwen 

steht hier Behauptung gegen Behauptung. Durchschlagende Beweise für einen 

planmäßigen Überfall durch belgische Zivilisten fehlen wiederum völlig. 

Daß die Einheiten, die die Spitze der auf Seilles zu in Marsch gesetzten Brigade 

bildeten, bei Ausbruch der Schießerei des Glaubens waren, einem planmäßigen 

Überfall durch Franktireurs ausgesetzt zu sein, bezeugt der Brigadechef Frhr. v. 

Langermann2 8 . „Wunderbarerweise" seien aber — so gibt er weiter an und bringt 

damit eine unmittelbare Parallele zu den in Löwen gemachten Beobachtungen -

die deutschen Verluste gering gewesen. Wieder hatten die angeblichen „Freischär­

ler" „sehr schlecht geschossen"! Frhr. v. Langermann kann ferner im Einklang 

mit weiteren deutschen Zeugenaussagen und den belgischen Berichten nicht umhin, 

festzustellen, daß die Einwohner sich bis zum Ausbruch der Schießerei sehr freund­

lich und hilfsbereit benahmen, in großer Zahl auf den Straßen dem Durchmarsch 

zusahen und erst bei Ausbruch des Schießens in die Häuser flohen - Umstände, 

die mit der These von einem planmäßigen Überfall wohl nicht gut in Einklang zu 

bringen sind. 

Da es auch in Andenne nicht gelang, eine aktive Teilnahme der Einwohner an 

den Straßenkämpfen oder deren Auslösung zu erweisen, ist auch hier die Schuld­

frage lange nicht zur Ruhe gekommen. Die als Zivilisten verkleideten belgischen 

Soldaten, die der zitierte Feldwebel Woite als mögliche Urheber vermutete, sind, 

wie er mit dem einschränkenden „vielleicht" selber zum Ausdruck bringt, rein 

hypothetisch. Wenn man auch in der Bevölkerung von Andenne später zwei deser­

tierte Flamen im Verdacht hatte, das Unglück der Stadt ausgelöst zu haben29, so 

beweist das nur , daß es den vom Kriegsgericht angenommenen Überfall der einge­

sessenen Andenner Bevölkerung nicht gegeben hat30. 

Auf das von den Verfechtern der Überfallthese häufig ins Feld geführte Argument 

der Schrotschußverletzungen kann hier in Anbetracht des beschränkten Raumes 

nicht ausführlich eingegangen werden. Nur rein grundsätzlich sei bemerkt, daß auch 

27 Akten des Oberreichsanwalts 4200, Bl. 166-167. 
28 Weißbuch B., Anlage 1, S. 109. 
29 Vgl. die Aussage des Andenner Lehrers G. Belin vom 6. Jan. 1915 im Weißbuch unter 

B, Anlage 4, Nr. 11. 
30 Dafür, daß blutig verlaufene Straßenkämpfe, die auf purer Selbstbeschießung beruhten, 

damals nicht gerade selten gewesen sein dürften, gibt es aus den Augusttagen in Andenne 
und seinem Umkreis gleich zwei Beispiele. Das eine betrifft eine gegenseitige Beschießung 
belgischer Truppen am gleichen Andenner Maasübergang 12 Tage vor der deutschen Be­
setzung der Stadt, bei der der Andenner Tierarzt Lahaye, der 1930 F. Petri über den Vorfall 
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sie keineswegs ein untrügliches Kennzeichen für die Beteiligung von Zivilisten am 
Kampf darstellen, wie oft behauptet wird. Das Problem verdiente eine erneute Sonder­
untersuchung unter sorgfältiger Berücksichtigung aller Erklärungsmöglichkeiten31. 

Kein besonnener Forscher wird die grundsätzliche Möglichkeit verneinen, daß es 
- sei es beim Herannahen der deutschen Truppen, sei es während der Vergeltungs­
maßnahmen in persönlicher Bedrängnis — isolierte Fälle des Waffengebrauchs bei 
belgischen Zivilisten gegeben hat. Weder die neuere Untersuchung noch Mayence 
haben eine solche Möglichkeit grundsätzlich ausgeschlossen. Aber schlüssige Be­
weise für solche Einzelfälle gibt es u. W. nicht, geschweige denn für ein massen­
haftes Auftreten von Freischärlern. Mögen am Zustandekommen der deutschen 
Franktireurvorstellung auch fahrlässige Versäumnisse und Fehler auf belgischer 
Seite in den ersten Kriegstagen beteiligt sein, — die deutsche Überfallthese kann 
dadurch niemals ihre Bestätigung erhalten. Ebensowenig werden dadurch die Maß­
nahmen gerechtfertigt, die im letzten Augustdrittel in Löwen und in anderen 
Städten gegen die Zivilbevölkerung ergriffen wurden. 

berichtete, aus einem dabei angeschossenen belgischen Militärpferd eine Kugel zu operieren 
hatte. Das zweite betrifft eine Schießerei in dem etwa 2 Kilometer unterhalb von Andenne 
gelegenen Andenelle, die zur Kenntnis zu nehmen man sich billigerweise nicht lediglich 
darum weigern sollte, weil das deutsche Zeugnis dafür, ein in den fraglichen Augusttagen in 
Andenelle aufgefundener Tagesbefehl des dortigen Ortskommandanten v. Bassewitz, von bel­
gischer Seite veröffentlicht worden ist. Er lautet: „[In der letz]ten Nacht [sind] Schüsse ge­
fallen. Es ist [nicht festgestellt] worden, daß [Bür]ger der Stadt noch Waffen [im Hause 
oder: im Besitz] hatten. Auch ist nicht erwiesen, daß die Be[völkerun]g an dem Schießen 
teilgenommen hat. Vielmehr [macht] es den Eindruck, als ob deutsche Soldaten unter dem 
Druck des Alkohols, in ganz unverständlicher Furcht vor einem feindlichen Überfall das Feuer 
eröffnet haben. Das Verhalten der Soldaten in der Nacht machte mit wenigen Ausnahmen 
einen geradezu beschämenden Eindruck. Wenn ein Offizier oder Unteroffizier ohne Erlaub­
nis oder Befehl des Kommandanten oder hier des ältesten Offiziers der Etappe Häuser an­
steckt und die Mannschaft durch sein Verhalten zum Sengen und Plündern auffordert, so ist 
das im höchsten Grade bedauerlich. Ich erwarte, daß an allen Stellen eingehend über das 
Verhalten gegen Leben und Eigentum der Ortsbewohner unterrichtet wird. Ein Schießen 
in der Stadt verbiete ich ohne Befehl eines Offiziers. Die traurige Haltung der Mannschaften 
hat die schwere Verwundung von einem Unteroffizier und einem Mann durch deutsche Muni­
tion zur Folge gehabt. 

Der Kommandant. 

von Bassewitz, Major" 

(Zitiert bei J. Schmitz et Dom N. Nieuwland, Documents pour servir à l'histoire de l'invasion 
allemande dans les provinces de Namur et de Luxembourg t. I I (1920), S. 61-62. Die in 
eckige Klammern gesetzten Worte sind von den Herausgebern sinngemäß ergänzt worden; 
beim Original fehlt die obere Ecke.) 

31 U. a. hat A. Fonck in seiner Untersuchung „Schrotschüsse in Belgien" (Die Ergebnisse 
einer Untersuchung über die Franktireurfrage, Berlin 1931) die Krankenbücher und Kran­
kenblätter deutscher Lazarette auf Schrotschußverletzungen durchgearbeitet und dabei die 
Möglichkeiten wissenschaftlicher Beurteilung untersucht. Für Löwen glaubte er 18 Fälle von 
Schrotschußverletzungen feststellen zu können, schließt dabei jedoch die Möglichkeit der 
Fehldiagnose nicht aus, weil ein Bleigeschoß mit Stahlmantel beim Auftreffen auf harte 
Gegenstände zerrissen werden und der zersprengte Bleikern schrotähnliche Verletzungen 
hervorrufen kann (S. 9). 



H E I N R I C H B O D E N S I E C K 

DAS DRITTE REICH UND DIE LAGE DER JUDEN 

IN DER TSCHECHO-SLOWAKEI NACH MÜNCHEN1 

I n der Tschechoslowakei gab es während der Präsidentschaften von T. G. Masaryk 
und E. Benesch keinen nennenswerten politisch organisierten Antisemitismus. 
Einige kleinere Gruppen wie die antijüdische und antikommunistische „Partei der 
christlichen Bauern und Arbeiter", die 1936 von dem ehemaligen Agrarier und 
späteren Sekretär der Faschistischen Partei Josef Hamsik gegründet worden war2, 
blieben wirkungslos, ebenso vereinzelte antisemitische Äußerungen in der Partei­
presse der agrarischen Partei3 oder der katholisch-klerikalen „Slowakischen Volks­
partei" Hlinkas4. Dies überrascht um so mehr, als sich in ganz Europa mit der Welt­
wirtschaftskrise von 1929 und erst recht nach der Machtergreifung Hitlers eine 
verstärkte antijüdische Propaganda geltend machte, nicht zuletzt auch in Südost-
und Ostmitteleuropa. Außerdem waren auch in der Tschechoslowakei in Handel, 
Finanz, Verkehr und freien Berufen die Juden unverhältnismäßig stark vertreten5. 

In dieser Situation traf im Herbst 1938 das Münchener Abkommen die Tschecho­
slowakei. Unter den Flüchtlingen aus dem Sudentengebiet befanden sich bis Anfang 
November 1938 neben 70000 Tschechen und 11000 Deutschen auch 7000 Juden6. 
Insgesamt wurden nach den Gebietsabtretungen im restlichen Staatsgebiet der sog. 
Zweiten Tschecho-Slowakischen Republik 259000 Glaubensjuden ermittelt7. Von 

1 Zur Situation in benachbarten Gebieten vgl. die Beiträge von M. Broszat in: „Gutachten 
des Instituts für Zeitgeschichte", München 1958. 

2 R. Nowak, Der künstliche Staat, Oldenburg 1938, S. 193. 
3 Vecer, 1 1 . 1 1 . 3 4 ; vgl. Völk. Beobachter, 1 . 7 . 3 3 ; Jüdische Rundschau, 1 5 . 2 . 3 5 ; 

Hakenkreuzbanner Mannheim, 21 . 10. 36. Diese und einige der folgenden Belege stammen 
aus der Wiener Library, London. — Im einzelnen sei für den Antisemitismus in der CSR vor 
der Münchener Entscheidung auf die Berichterstattung verwiesen von Hans Jäger, damals 
Prag, für die Kattowitzer Wochenschrift „Der Deutsche in Polen", die von J. Maier-Hult-
schin herausgegeben wurde. 

4 Vgl. Volk. Beobachter, 21 . 10. 36; weitere Belege bei Nowak a. a. O. 
5 Vgl. für die Zahlen besonders die jüdischen Darstellungen von: O. I. Janowski, People at 

Bay. The Jewish Problem in East-Central Europe, London 1938, S. 40f., 43f.; Fr. Fried­
mann, Einige Zahlen über die tschechoslowakischen Juden, Prag 1936; L. Goldhammer, Die 
Juden und Judengemeinde Mährens in Vergangenheit und Gegenwart, Brünn 1939; Moses 
Moskowitz, The Jewish Situation in the Protectorate of Bohemia-Moravia, Jewish Social 
Studies, Jan. 1942, Sonderdruck, bes. S. 15ff.: Vergleich mit der Protektoratsstatistik von 
1941; Bruno Blau, Statistika Zidovské Prahy, in: Zidovske Zprávy — Zidovsky Kalendár 
1938/1939, S. 134-43. - Die zugrundeliegende Statistik von 1930 wird außerdem in anti­
semitischem Sinn mitgeteilt in der Prager Zeitung der agrarischen Partei „Venkov" vom 
4. 11 . 38. Vgl. die nationalsozialistischen Angaben bei P . H. Seraphim, Das Judentum im ost­
europäischen Raum, Essen 1939. 

6 Frankfurter Ztg., 11 . 11 . 38. Diese Zahl dürfte eher zu niedrig als zu hoch sein. 
7 Außer den genannten letzten Flüchtlingen: 252000. Diese Zahl teilte das Prager Statist. 

Amt auf Grund der Zählung von 1930 mit ; vgl. Keesings Archiv der Gegenwart, 2. 1. 1939: 
3874 F. 
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ihnen lebten außer den hinzugekommenen Sudetenflüchtlingen 99 000 in Böhmen 

und Mähren-Schlesien8, 87000 im slowakischen Teil des Staatsgebiets9 und 66000 

in der Karpato-Ukraine10. Es war nunmehr die Frage, ob - abgesehen von den 

weiteren Gebietsabtretungen, die den Umfang und die Einwohnerzahl der CSR 

verminderten - als mittelbare Folge des Münchener Abkommens sich nicht auch 

die Politik der Prager Regierung und die Haltung der Bevölkerung gegenüber den 

Juden grundlegend wandeln würden. Dies war jedenfalls dann zu befürchten, wenn 

der Staat zu einem Satelliten des nationalsozialistischen Reiches schlechthin mit allen 

Folgen auch für seine innere Politik herabsinken würde. 

Berlin hielt diese Wandlung für selbstverständlich. Bereits im Dezember 1938 

hieß es in einem der führenden Organe der NSDAP 1 1 : „. . . Durch die Brechung 

des jüdischen Einflusses, der einst vor allem durch die Person Beneschs garantiert 

war, hat das Weltjudentum nun eine seiner stärksten Bastionen in Europa verloren, 

nachdem ihm schon ein halbes Jahr vorher Wien entrissen wurde." Auch mußten 

die neuen Prager Staatsmänner Wert darauf legen, daß ihr Land in Berlin nicht 

als „Schutzmacht" aller derer erschien, die vom Nationalsozialismus bekämpft 

wurden, und Hitler ließ ihnen in dieser Hinsicht keine Zweifel. Der neue Prager 

Außenminister Chvalkovsky kam denn auch solchen Erwartungen weit entgegen12 . 

Die maßgebenden Prager Politiker vermieden es jedoch, während der Übergangs­

zeit von der Staatskrise im Oktober 1938 bis Ende November 1938 unter dem 

Kabinett Syrovy I I irgendwelche antisemitischen Maßnahmen zu ergreifen. Mit 

dieser Haltung unterschieden sie sich nicht nur von den Forderungen Hitlers, son­

dern auch von der Einstellung radikaler tschechischer Kreise und einiger slowaki­

scher Politiker. Ihre Zurückhaltung beruhte darauf, daß sie die rassische und religiöse 

Diskriminierung sowohl grundsätzlich als auch aus taktischen Gründen ablehnten, 

nämlich u m sich das Wohlwollen der westlichen Signatarmächte des Münchener Ab­

kommens zu erhalten. 

In Böhmen und Mähren hatte sich früher der Antisemitismus, soweit er virulent 

geworden war, niemals in der neuen biologistischen Form ausgeprägt wie im 

Dritten Reich, sondern immer nur im Rahmen des Nationalitätenkampfes zwischen 

Tschechen und Deutschen. Ein großer Teil des böhmisch-mährischen Judentums 

hatte sich sprachlich-kulturell zur deutschen Bevölkerung gehalten. Dies hatte sich 

zwar in der Zeit nach 1918 etwas gewandelt, den meisten Tschechen aber war 

dieser Wandel nicht zum Bewußtsein gekommen. Daraus erklärt sich, daß anti­

deutsche Äußerungen, wie sie nach der Münchener Entscheidung verständlich 

waren, auch antisemitische Töne enthielten. Sie bezogen sich allerdings nicht mehr 
8 Dies entsprach 1,4% der Einwohner. 
9 3,23% der Einwohner, s. amtl. Mitteilung vom 27. 1. 39. Keesings Archiv 1939: 3908 B. 
10 12% der Einwohner, s. Mitteilung des Prager Statist. Amts vom 26. 1. 39, Keesings 

Archiv 1939: 3868 E; wiederholt im Pester Lloyd, 9. 4. 39 
11 NS Monatshefte, Nr. 105, 1938, S. 1116. 
12 Unterredung vom 13. 10. 38 in Berlin, Akten zur Deutschen Auswärtigen Politik, 

(ADAP), Serie D, Bd. IV, Baden-Baden 1951, Nr. 55, S. 58f. Vgl. Nr. 49, S. 50 und Nr. 67, 
S. 75. 
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in erster Linie auf die alteingesessenen Juden, sondern jetzt auch wesentlich auf 

jene Deutschen jüdischer Abkunft, die seit 1933 vor dem Nationalsozialismus in die 

Tschechoslowakei geflüchtet und zum Teil während der Präsidentschaft von 

Benesch eingebürgert worden waren1 3 . Nunmehr, im Herbst 1938, waren wieder­

u m viele deutschsprechende Flüchtlinge ins Land gekommen. Da sich die wirt­

schaftlichen Möglichkeiten im Reststaat sehr verschlechtert hatten, wurden - be­

sonders unter Akademikern — Stimmen laut, welche die Entfernung aller „Zu-

wanderer" verlangten14 . Sogar der bekannte Publizist F. Peroutka schrieb in 

„Pritomnost": „Ein freier Platz, der von einem deutschen oder jüdischen Flücht­

ling besetzt wird, ist für ein Mitglied unseres Volkes verloren1 5 ." Andere Zeitungen 

äußerten sich im gleichen Sinne16 . Es kam hinzu, daß die antideutschen tschechi­

schen Faschisten unter Gajda, die organisatorisch nichts mit Hitlers National­

sozialisten zu tun hatten, seit Anfang Oktober ihre Propaganda sehr verstärkten17 

und auf Juden und Freimaurer als die „Verräter und Verbrecher" im Staat kon­

zentrierten. 

Auch jetzt noch betonte die Prager Regierung in ihrer Eigenschaft als Vertretung 

des Gesamtstaates wie für die historischen Länder Böhmen und Mähren, daß sie 

keinerlei rassische oder religiöse Diskriminierung dulden werde18 . Gegen anti­

semitische Demonstranten wurde daher die Polizei eingesetzt19. Die Bemühungen 

des Kabinetts20 wurden von der katholischen Kirche, z. B. von Kardinal Kaspar, 

und weiten politischen Kreisen unterstützt21 . Zugleich aber versuchte die Prager 

13 Laut Národni Politika vom Mai 1939 waren bis September 1938 angeblich annähernd 
96000 politische Flüchtlinge eingebürgert worden. (Dies zitiert „Der neue Tag", Prag, 
10. 5. 39) Wie viele von ihnen in der tatsächlich weit geringeren Zahl Juden waren, ist mir 
nicht bekannt. Vgl. (Anm. 22) die geringeren Angaben von Kurt Großmann, die wahrschein­
lich aber nur jene Flüchtlinge meinen, die nicht in das Wirtschaftsleben eingegliedert werden 
konnten. 

14 Westdeutscher Beobachter 24. und 27. 10. 38. 
15 Jewish Chronicle, 4. 11. 38, S. 28. 
16 So die agrarischen Vecer und Venkov, Národni Noviny (Nationalpartei) und auch 

Národni Politika. Dazu Jewish Chronicle, 7. 10. 38, S. 12; Fränkische Tagesztg., 12. 10. 38; 
Pariser Tagesztg., 22. und 26. 10. 38. 

17 Vgl. Ph. Paneth, Czechs against Germans, London 1939, S. 82. — Der faschistische 
Konkurrenzverlag von J. Stribny tat sich ebenfalls hervor. Seine Blätter wurden nach 
Paneth (a. a. O., S. 85) angeblich vom „Stürmer" finanziert. Andere antisemitische Blätter: 
„Prazky List", laut Jewish Chronicle vom 25. 11. 38, und als Wochenschrift seit November 
1938: „Obnova", s. Jewish Chronicle, 11. 11. 38. 

18 Jewish Chronicle, 7. 10. 38. 
19 Westdeutscher Beobachter, 24. und 27. 10. 38. 
20 Z. B. Minister Vavrecka vor Journalisten: „Jeder antisemitische Artikel schadet dem 

Land", Jewish Chronicle, 11. 10. 38, S. 31. 
21 Das Blatt der Nationalen Arbeitspartei „Ceské Slovo" gegen das agrarische Blatt 

„Venkov": „Glaubt ,Venkov' an das gegenwärtige Regime in Deutschland und wünscht es 
sein Benehmen entsprechend zu regulieren?". Ebenso das Legionärsblatt „Národni Osvo-
bozeni", vgl. Jewish Chronicle, 4. 11. 38, S. 28. S. auch das agrarische Blatt „Brázda", 
9. 11. 38, Programm der Jugend der agrarischen Partei. 
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Regierung aus den erwähnten Rücksichten gegenüber dem nationalsozialistischen 

Deutschland, zusammen mit den Vertretungen der Flüchtlinge22, andere Länder 

zur Aufnahme der Heimatlosen zu bewegen. Zur Linderung der größten Not trafen 

besonders aus Großbritannien private Gelder ein; schließlich sorgte dieses Land auch 

dafür, daß ein Teil der Flüchtlinge evakuiert werden konnte2 3 . Die tschecho­

slowakische Regierung vertrat dabei den Standpunkt, daß so schnell wie möglich 

jene nationale und soziale Struktur wiederhergestellt werden müsse, die das Land 

vor 1914 besessen habe2*. Alle seitdem Zugewanderten müßten deshalb das Land 

verlassen. Die Vertretung der tschechischen Juden war nach nationalsozialistischer 

Darstellung mit dieser Lösung einverstanden25, die der Vorstellung vom „gereinig­

ten Nationalstaat" entsprach, welche nach der Katastrophe vom Oktober 1938 zu­

nächst die staatstragende Ideologie darstellte. 

So versuchte man in Prag, auf eigene Weise dem zuvorzukommen, was von den 

deutschen Nationalsozialisten schon im Oktober 1938 erwartet wurde. I m „Völki­

schen Beobachter" hieß es in einem Bericht des Prager Korrespondenten über die 

Lage der Republik am 22. 10. 1938: „. . . Die Entwicklung aber wird weitergehen. 

Die wirtschaftlichen Möglichkeiten des Tschechentums sind wesentlich eingeengt 

worden. Der Kampf u m den Arbeitsplatz wird in langer Zeit aktiviert geführt wer­

den. Die judenfeindliche Stimmung wird zwangsläufig steigen, sie wird sich, wenn 

die Regierung nicht rechtzeitig eingreift, in drastischen Selbsthilfemaßnahmen 

Luft schaffen26." 

I m slowakischen Landesteil hatte die katholische Volkspartei die Macht über­

nommen. Einige ihrer Führer waren antisemitisch eingestellt27. Seit Oktober 

wurden besonders in Preßburg im Namen der neuen Machthaber radikale Maß­

nahmen ergriffen. So wurde im Erziehungswesen ein numerus clausus eingeführt28. 

Den Höhepunkt erreichte diese antisemitische Welle parallel mit den Ausschrei­

tungen im Reich zur Zeit der „Kristallnacht": ein Boykott wurde verhängt, und 

22 Siehe Kurt Großmann, Memorandum zur Lage der Flüchtlinge in der Tschechoslowakei, 
o. O., o. J. (Ende 1938), maschinenschriftlich (20 Seiten, Britisches Museum London, Nr. 
9 100 d 37), über die Verhältnisse unter der „alten" Emigration: 1180 politische und ca. 4000 
jüdische Flüchtlinge. 

23 Pariser Tagesztg., 20. 10. 38. 
24 Der Unterrichtsminister Bukovsky auf der Sitzung des Exekutivausschusses des „Sokol". 

Entstellt im Volk. Beobachter v. 25. 10. 38 wiedergegeben. Vgl. Frankf. Ztg., 25. 10. 38, 
Jewish Chronicle, 28. 10. 38, S. 29 und Pariser Tagesztg., 26. und 29. 10. 38. 

25 Westdeutscher Beobachter, Ausgabe A, 5. 11. 38. 
26 Aufsatz von Heinz Kleiß: „Oase des Judentums verschwindet. Tschechische Selbst­

besinnung", auch im Westdeutschen Beobachter, Ausgabe A, 31 . 10. 38. 
27 Siehe oben Anm. 4. Mitte Okt. 1938 äußerten sich Minister Durcansky und Propaganda­

chef S. Mach zusammen mit dem Volksdeutschen Nationalsozialisten Franz Karmasin gegen­
über Göring gemäß der Aufzeichnung über die Besprechung: „Judenproblem wird ähnlich 
wie in Deutschland gelöst". Vgl. ADAP, D, IV, Nr. 68, S. 76. Außerdem zur gesamten Ent­
wicklung in der Slowakei: Oskar Neumann, Im Schatten des Todes. Ein Tatsachenbericht 
vom Schicksalskampf des slowakischen Judentums. Tel Aviv 1956. 

28 Nationalzeitung Essen, 21 . 10. 38. 
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Tausende von Juden, die man als Freunde des verhaßten Ungarn bezeichnete, 

wurden „zugunsten des Staates" enteignet und sodann deportiert29. Ferner fanden 

rassisch diskriminierende Kontrollen an den Grenzen des Landes statt30. Ein solches 

Vorgehen wurde als wirtschaftlich und sozial notwendig bezeichnet. 

Von Prag aus widersetzte man sich derartigen Regelungen offensichtlich31. Auch 

in der Preßburger Landesregierung gab es Gegner eines zügellosen Antisemitismus. 

I m Namen der autonomen Regierung verkündete der ehemalige Agrarier und nun­

mehrige slowakische Wirtschaftsminister Teplansky, daß die Opfer von über­

stürzten, gesetzlosen Einzelaktionen entschädigt werden würden. Planlose Eingriffe 

schädigten lediglich das heimische Wirtschaftsleben. Geordnete, rechtsstaatliche 

Grundsätze müßten sofort wiederhergestellt und die Revolution müsse liquidiert 

werden. Dies sei schon deshalb notwendig, weil das ausländische Kapital, das man 

zur wirtschaftlichen Erschließung des Landes dringend benötige, nicht abge­

schreckt werden dürfe32 . Tatsächlich hatte die Slowakei unter den verschiedenen 

wilden Aktionen wirtschaftlich schwer gelitten, da Kapital in Höhe von mehreren 

Milliarden Kronen von Preßburger Banken abgehoben und nach Prag überwiesen 

worden war33 . 

Bei alledem verfolgte jedoch die Preßburger Landesregierung Tiso ihre Linie des 

slowakischen Nationalismus weiter. Nach Verabschiedung des Autonomiegesetzes 

verkündete der Ministerpräsident, daß „das fremde Element" ausgeschaltet werden 

müsse, damit dem slowakischen Volk Handwerk, Handel und Gewerbe offenständen. 

An die Stelle der Juden müßten Slowaken treten3 4 . Diese Politik bekundete sich 

alsbald in Verordnungen, welche die Juden völlig aus der Wirtschaft und dem 

öffentlichen Leben ausschalten sollten35. Auch die Jüdische Partei wurde aufgelöst36. 

I m Hinblick auf diesen „Antisemitismus" könnte - t ro t z der Mahnungen Teplan-

skfs - die Politik der slowakischen Klerikalen als „nationalsozialistisch" bezeichnet 

und mit derjenigen Hitlers gleichgesetzt werden. Es ist jedoch nicht außer acht zu 

lassen, daß die erwähnten ungesetzlichen Aktionen von deutscher Seite beeinflußt 

waren und daß die offiziellen Maßnahmen und Verordnungen von der Erwartung 

auf die wirtschaftliche Hilfe Hitlerdeutschlands bestimmt wurden. Binnen kurzem 

sollte sich denn auch zeigen, daß sich die Politik Tisos vom deutschen National­

sozialismus unterschied und daß ihr Träger nicht gewillt war, ein bloßes Werkzeug 

29 Fränkische Landesztg., 5 . 1 1 . 3 8 ; Deutsche Allgemeine Ztg., 8 . 1 1 . 3 8 ; Angriff, 
Berlin, 9. 11 . 38; Die Zeit, Reichenberg, 12. 11 . 38. 

30 Frankf. Ztg., 9. 11 . 38. 
31 Frankf. Ztg., 9. 11 . 38. 
32 Frankf. Ztg., 10. 11 . 38. Nationalsozialistischer Kommentar: K. O. Rabl, Zur jüngsten 

Entwicklung der slowakischen Frage, Ztschr. für ausländ. öffentl. Recht u. Völkerrecht 
1939/40, S. 291. 

33 Documents on British Foreign Policy (DBFP), 3rd series, IV, 1939, London 1951, No. 97, 
Encl. 2, Punkt 12, S. 97. 

34 Frankfurter Ztg., 21 . 11 . 38. 
35 Berliner Tageblatt, 23. 11 . 38. 
36 Pariser Tagesztg., 26. 11. 38. 
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Hitlers zu sein37. Er erstrebte vielmehr, ähnlich wie Dollfuß oder Schuschnigg, 

einen „christlichen Ständestaat", der das „geeinte" slowakische Volk autoritär lenken 

sollte, und zwar im Verband einer föderativ umgestalteten Tschecho-Slowakei38. 

Deshalb, aber auch mit Rücksicht auf die Prager Regierung, wurden die be­

sagten antisemitischen Maßnahmen von den Preßburger Behörden nur lässig, zum 

Teil sogar überhaupt nicht durchgeführt, denn diese waren finanziell und mili­

tärisch von Prag weitgehend abhängig. Diese Rücksicht galt für das jetzt ebenfalls 

autonome Gebiet der Karpato-Ukraine in noch höherem Maße. Hier war nach 

einigen Machtkämpfen die großukrainische Partei zur Herrschaft gelangt. Gegen­

über dem relativ starken jüdischen Bevölkerungsteil verhielt man sich trotz großer 

Sympathien für das Großdeutsche Reich loyal39. 

37 Zur nationalsozialistischen Kritik an diesem Stadium der slowakischen Politik vgl. Rabl 
a. a. O., S. 286f., 291 f., 297. Ferner ist als noch unveröffentlichter Beleg aus den Akten des 
Berliner Auswärtigen Amtes die Studie von Dr. W. Mühlberger, Stellv. Leiter der Südost­
europäischen Sendungen des Reichssenders Wien, „Zur politischen Entwicklung in der Slowa­
kei" wichtig (Mikrofilm Nr. 2005/442381-384; Hinweis in ADAP, D, IV, Nr. 174, S. 189, 
Anm. 4). M. schreibt hier Mitte Februar 1939: „. . . Schließlich ist noch zu unterstreichen, 
daß außerdem noch ein Großteil der sogenannten ,Tschechoslowaken' sowie die Juden hinter 
dem Ministerpräsidenten [Tiso] stehen, wobei wir besonders bemerken, daß das slowakische 
Judentum in anerkennender Weise über die Haltung Dr. Tisos in der jüdischen Presse schreibt. 
. . . Engere Beziehungen bestehen . . . auch heute noch zwischen Prof. Tuka und dem Chef des 
slowakischen Propagandaamtes, Alexander Mach. Mach . . . wir erinnern hier an seine . . . 
Inkonsequenz zwischen Wort und Tat, was die Judenfrage betrifft." Ferner werden sowohl 
der „schädliche Einfluß des Vatikans" für die Haltung Tisos in der Judenfrage sowie der 
„Einfluß Prags" für den „Abfluß wesentlicher Beträge des jüdischen Kapitals aus der Slowa­
kei" verantwortlich gemacht. 

38 Einige Belege hierfür, die trotz der späteren Zusammenarbeit Tisos mit dem Reich be­
rücksichtigt werden müssen: autoritär, völkisch und ständisch ausgerichtete Politik nach Tisos 
Verteidigungsrede vor dem Preßburger Volksgerichtshof, deutsch veröffentl. von J. Sekera: 
Tiso, Die Wahrhei t über die Slowakei, Verteidigungsrede gehalten am 17. und 18. 3. 47 vor 
dem „National"-Gericht in Bratislava, o. O. 1948, 2. Aufl., S. 140ff. Nationalismus: 
S. 60f.; Verbleib in der CSR: S. 99 und 109. Diese Belegstellen sind trotz des Verteidigungs­
charakters der Reden heranzuziehen. — Vgl. auch Tisos Interview mit Le Temps, dort von 
Luciani am 9. 3. 39 veröffentlicht. Auf Grund dieser Belege bedarf Ripkas Bemerkung in 
„Munich, Before and After", London 1939, S. 255 f. über die Regierung Tiso als ein „tota­
litäres Regime" der Korrektur, da sie jene ungerechtfertigterweise mit dem Nationalsozialis­
mus einfach identifiziert. Das Gleiche gilt für die Darstellung bei Laffan-Toynbee im „Survey 
of International Affairs" 1938/III, London 1953, wo es S. 121 heißt : „The Slovak regime 
was organized on Nazi lines." Dagegen K. Braunias, Die Slowaken, Stuttgart 1942, S. 75 : „Die 
Slowakei hat sich am 8. 11. 1938 als Einparteienstaat eingerichtet . . . Der Staatsaufbau 
des neuen slowakischen Nationalismus ist . . . autoritär, aber nicht totalitär. Denn er will 
ein verträglicher Nationalismus sein, der im Rahmen seiner Macht die Freiheit des Willens 
auch den anderen läßt ." 

39 Vgl. Paneth a. a. O., S. 76. Die antisemitischen Äußerungen des Ministerpräsidenten 
Volosin im DNB-Interview (Frankf. Ztg. 27. 11. 38) dürften — falls nicht erfunden — vom 
Wunsch bestimmt gewesen sein, vom Reich wirtschaftliche Hilfe zu erlangen. Ripka belegt 
in seinem (vgl. Anm. 38) genannten Werk (S. 262) nicht seine Meinung: „Of course, anti-
semitism flourished in a country with a Jewish population of 1 5 % . " 
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So vermochte die Prager Regierung Syrovy I I während ihrer zweimonatigen 

Amtszeit nach dem Münchener Abkommen antisemitische Maßnahmen, die von 

kleinen radikalen Kreisen im Gesamtstaat gefordert oder bereits durchgeführt 

worden waren, zu stoppen und schließlich zu verhindern. Durch ihre Taten bewies 

sie, daß die neue, umgestaltete Tschecho-Slowakei kein bloßer Satellit des national­

sozialistischen Reiches sein, sondern ein neutraler Staat bleiben wollte, in dem keine 

rassische Diskriminierung bzw. Bevorzugung geduldet würde. 

Nach der Wahl des angesehenen Juristen Emil Hácha zum Staatspräsidenten am 

30. 11. 1938 übernahm Rudolf Beran das Amt des Prager Ministerpräsidenten. Sein 

gesamtstaatliches Kabinett verkündete mehrfach das neue Programm der Staats­

führung. Sie wollte die Tschecho-Slowakei als unabhängig-neutralen und demokra­

tischen Nationalitätenstaat erhalten40 . In bezug auf die jüdische Frage, deren 

„Lösung" von Hitler gefordert worden war, unterschied man ausdrücklich zwischen 

den aus Deutschland „zugewanderten" und den alteingesessenen Juden. Maßnah­

men gegen die Erstgenannten seien notwendig, u m die „nationale Reinheit" zu 

erhalten. Was die jüdische Frage hinsichtlich der Alteingesessenen angehe, so sei sie 

in Böhmen und Mähren wegen der geringen Zahl nicht so dringend wie im Karpa­

tengebiet. Bei der Lösung der Probleme werde es sich darum handeln, „einen Weg 

zu finden, der die Aufgabe der Juden im Leben jener Völker, die die Träger des 

Staatsgedankens sind, begrenzen könne"4 1 . Jedoch werde das Verhältnis des Staates 

zu jenen Juden, die bereits lange im Gebiet der Republik ansäßig seien und ein 

positives Verhältnis zu Staat und Regierung gefunden hätten, nicht feindlich sein42. 

Dieses Programm verriet besonders hinsichtlich der Judenfrage den Willen zur Un­

abhängigkeit - von Hitler - und damit die Absage an jeden extremen Rassismus. In 

den historischen Ländern konnte es, ebenso wie in der Karpato-Ukraine, fast voll 

verwirklicht werden. Lediglich einige exponierte jüdische Beamte wurden pen­

sioniert43. Weitergehenden Forderungen auch tschechischer Kreise gegenüber44, 

die offenbar von deutscher nationalsozialistischer Seite inspiriert waren, wurde stets 

betont, daß eine Lösung nur auf gesetzlichem Wege erfolgen dürfe4 5 und nicht nach 

Art der Nachbarn46 . Jede ausgesprochen rassisch bestimmte Forderung wurde ab-

40 Insgesamt vgl. meine Zusammenfassung: Die Politik der Zweiten Tschecho-Slowakischen 
Republik, in : Ztschr. f. Ostforschung 1957, bes. S. 62f. 

4 1 E. Hácha am 3. 12. 38, vgl. Prager Rundschau VIII, 1938/39, S. 337-38; Keesings 
Archiv 1938, 3832 K. 

42 R. Beran am 13. 12. 38 in seiner Regierungserklärung, vgl. Prager Rundschau a. a. O., 
S. 340-46. 

4 3 Leiter der Außenhandelsabteilung des Außenamtes, Gesandter Dr. Friedmann, und der 
Sektionschef der Wirtschaftsabteilung im Ministerratspräsidium, Bittermann. Vgl. Frankf. 
Ztg., 24. 12. 38. 

44 Z . B . Národni Politika lt. Frankf. Ztg., 8. 12. 38 ; Pariser Tagesztg, 24. 12. 38 ; 
Vecer und Mlady Venkov lt. Westd. Beobachter A, 8. 12. 38; Forderungen der tschechischen 
Ärzte und Anwälte: Westd. Beobachter M, 14. 1. 39. 

45 So auch Mlady Venkov, s. Anm. 44. 
46 Poledni List laut Zeit, 16. 12. 38. 
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gelehnt, sowohl von der Regierung als auch von den Parteien47 . Statt dessen wurde 

scharf und wiederholt verlangt, daß die „Zugewanderten", also die Flüchtlinge aus 

Deutschland, abreisen sollten48. U m interessierte Kreise zu beruhigen, erschienen 

zunächst übertreibende Meldungen über entsprechende Maßnahmen4 9 . Immerhin 

konnte bis Anfang Januar 1939 die Auswanderung von 3000 „demokratischen 

Deutschen" veranlaßt werden. Schließlich wurde ein Regierungsausschuß mit dem 

Studium der Judenfrage beauftragt50. Zusammen mit jüdischen Organisationen 

wurden weitere Maßnahmen ergriffen51 und die finanzielle Unterstützung der 

Auswanderer geregelt52. 

Anders entwickelte sich zunächst die Lage in der Slowakei. I m Gegensatz zur 

Politik der Regierung Tiso lebte der radikale Antisemitismus Anfang Dezember 

wieder auf. In Tyrnau wurde die Synagoge geschändet53, ein Boykott ausgerufen54, 

und der führende Politiker Karol Sidor verlangte eine rasche und radikale „Lösung 

der Judenfrage"55 . Die Regierung Tiso ließ sich jedoch nicht beirren und arbeitete 

eng mit den Vertretungen der Juden zusammen. Ein Zentrales Jüdisches Arbeits­

amt wurde, auch zum Zweck der geregelten Auswanderung, gegründet56 , und der 

Generalsekretär der Hlinka-Garde, Martin Sokol, forderte eine schnelle und ge­

rechte Einigung. Bei der wirtschaftlichen Erschließung des Landes wurden jüdische 

Kapitalgeber gern gesehen57. Die Hetze konnte weitgehend eingedämmt werden. 

Deshalb schien auch in der Slowakei Anfang 1939 die Lage im Sinne der Prager 

Regierung stabilisiert zu sein. 

Am 10. Januar 1939 begann jedoch der Gegenangriff der deutschen National-' 

47 Z .B . bei der Großkundgebung der „Jungen Nationalen Einheit", der Jugendorganisation 
der bürgerlichen Einheitspartei, am 2. 1. 39 im Prager Lucerna-Saal, vgl. Zeit, 4. 1. 39; 
dazu nachträglicher Kommentar: Walter Jacobi, Vor fünf Jahren, in : Böhmen und Mähren 
1944, S. 29, behauptet, daß das Programm der Jugendorganisation ursprünglich rassistisch 
abgefaßt gewesen sei und nur auf höheren Druck verändert wurde. 

48 Dr. Lukavsky am 2. 1. 39 im Prager Lucerna-Saal: „Wir verlangen, daß augenblicklich 
alle Emigranten und Juden, die die tschechischen Gebiete germanisiert haben, ausgewiesen 
werden." Dazu Jacobis Meinung: „. . . zu nationalem Chauvinismus abgeglitten . . . Das war 
nichts anderes als der zukunftslose Rückfall in den alten, nur national gesehenen und nicht 
rassisch begriffenen tschechischen Antisemitismus zu Zeiten Österreich-Ungarns. Der hoff­
nungsvollste Ansatz erneuerungsfähiger völkischer Eigengesundung von der tschechischen 
Jugend her war praktisch damit begraben." 

49 Z. B. in Frankf. Ztg., 17. 12. 3 8 ; a. a. O., 5. 1. 39. 
50 Frankf. Ztg., 6., 11. , 14. 1. 39. 
5 1 Z. B. Herausgabe der Zeitschrift „Übersee", erschienen seit 5. 1. 39 mit elf Nummern 

bis einschließlich 16. 3. 39. Inhalt : Berichte über Möglichkeiten für jüdische deutschspre­
chende Auswanderer, bes. in Südamerika. — Ferner: Frankf. Ztg., 31. 12. 38 ; 15. 1. 39. 

52 12. 1. 39: Keesings Archiv 3887 D. 
53 Zeit, 15. 12. 38. 
54 Pariser Tagesztg., 13. 12. 38 ; Westd. Beobachter M, 17. 12. 3 8 ; Frankf. Ztg., 18. 12. 38. 
55 Zeit, 18. 12. 38. 
56 Pester Lloyd, 14. 12. 38. 
57 Z. B. in Tyrnau eine Seifenfabrik von hohen Funktionären der Hlinka-Partei und einem 

jüdischen Geldgeber gegründet: Wirtschaftsdienst Hamburg, 13. 1. 39. 
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Sozialisten. Er setzte bei der Slowakei als der offenbar schwächsten Stelle ein. Zwar 

trat nicht die reichsdeutsche Diplomatie in Aktion, dafür wurden aber die Volks­

deutsche nationalsozialistische Organisation und die reichsdeutsche Presse mobil 

gemacht. Die Entlassung deutscher Arbeiter in Preßburger Betrieben diente ihnen 

als Vorwand58. Durch starken Druck wurde eine Anerkennung der in bezug auf 

die Volksdeutsche Bevölkerung in der Slowakei gestellten Forderungen erreicht. 

Weitere antisemitische Gesetze erließ Preßburg jedoch nicht. Diese Frage überließ 

es vielmehr der Entscheidung der Prager Zentralregierung. 

Auch in Prag arbeiteten die Führung der deutschen Volksgruppen-Organisation 

unter Kundt und die reichsdeutsche Presse in diesem Punkt eng zusammen. Kundt 

erwirkte die sofortige Beurlaubung aller jüdischen Studenten und Professoren der 

deutschen Hochschulen59. Darüber hinaus wurde ihm erlaubt, in seiner Organisa­

tion antisemitische Propaganda zu treiben60 . Auf die judenfeindlichen Angriffe und 

„Anregungen" der deutschen Publizistik ging die Prager Regierung jedoch 

nicht ein61 . Dabei muß berücksichtigt werden, daß die Antwort Prags auf die Forde­

rung nach einer rassistischen Politik in jedem Fall für die Zukunft des tschecho­

slowakischen Staates bedenklich sein mußte . Die Zentralregierung erstrebte näm­

lich ungeachtet der ablehnenden deutschen Haltung die im Münchener Abkommen 

in Aussicht gestellte Garantie der vier Signatarmächte für den Fortbestand des 

Reststaates. Ob das Reich diese Garantie geben würde, wenn sich die CSR in der 

Judenfrage liberal verhielt, war höchst zweifelhaft; andererseits aber bestand die 

Gefahr, daß Großbritannien und Frankreich ihre Garantie verweigerten, wenn die 

Nürnberger Gesetze nachgeahmt wurden und der Staat sich damit ideologisch 

selbst als Satellit Hitlers bekannte. 

Da ferner die einzige materielle Hilfe für die nachmünchener Tschecho-Slowakei 

von den Westmächten kommen konnte, sprach auch diese Rücksicht für einen 

liberalen Kurs in der Behandlung der Juden. Auch mußte die Tschecho-Slowakei 

sich ihre Exportmärkte, besonders in den USA, zu erhalten suchen62. Von Groß­

britannien wurde schließlich ein Teil der zugesagten Hilfe in Höhe von 10 Millionen £ 

überwiesen63, und zwar mit der Auflage, daß Prag keinen Antisemitismus dulde 

58 Keesings Archiv 3881 E; Neue Freie Presse Wien, 10.1. 39; Berliner Tageblatt, 11.1. 39; 
Wirtschaftsdienst, 13. 1. 39. — Unterredung zwischen dem Minderheitsführer in der Slowakei, 
Karmasin, und Tiso: Keesings Archiv 3892 E; Frankf. Ztg., 18. 1. 39. 

59 Pariser Tagesztg., 27. 12. 38; Frankf. Ztg., 12. 1. 39. 
60 Frankf. Ztg., 16. 12. 38. 
61 Forderung, die Nürnberger Gesetze in der CSR nachzuahmen: Zeit, 6. 12. 38; Berliner 

Tageblatt, 29. 12. 38 mit zahlreichen Angaben über die sog. Verjudung; Forderung des 
nationalsozialistischen Parteijuristen Bockhoff, daß es für einen Staat, der dem Dritten Reich 
neutral gegenüberstehen wolle, kein Asylrecht für jüdische Flüchtlinge geben dürfe: National­
sozialistische Monatshefte, 1939, S. 66. 

62 Frankf. Ztg., 11. 12. 38; Zeit, 13. 1. 39; die USA gewährten der CSR Zollvergünstigun­
gen auf Kosten des deutschen Außenhandels. 

63 Schatzkanzler Sir John Simon, Frankf. Ztg., 23. 12. 38. 

Vierteljahrshefte 3/3 
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und mit dem erhaltenen Geldbetrag den Abtransport bedürftiger Flüchtlinge 

fördere64. Das Kabinett Beran erkannte diese Bedingungen an. 

Die nationalsozialistische Reaktion ließ wiederum nicht auf sich warten. Pro­

grammatisch forderte Kundt am 17. 1. 1939 „die Ausschaltung der Juden aus dem 

Verhältnis zwischen Deutschen und Tschechen"65 . Wenige Tage später, am 

21 . 1. 1939, wurde dem Prager Außenminister in Berlin neben vielen anderen 

Beschwerdepunkten von Hitler und Ribbentrop auch die Politik seiner Regierung 

in der Judenfrage vorgehalten66. Sie stellte einen wesentlichen Vorwand für die 

Behauptung der Reichsregierung dar, daß — entgegen ihren Erwartungen — der „alte 

Benesch-Geist" wiederaufgelebt sei. Demgegenüber wurde drohend die sofortige 

völlige Gleichschaltung verlangt. 

In Prag verkannte man die Bedeutung dieser Stellungnahme angesichts der 

Macht des nationalsozialistischen Reiches gewiß nicht. Trotzdem beharrte das 

Kabinett Beran bei seiner bisherigen Politik auch hinsichtlich der Behandlung der 

Juden. Dies war nicht zuletzt dem Einfluß des Staatspräsidenten Hácha zuzuschrei­

ben6 7 , der die antisemitische Einstellung Chvalkovskys neutralisierte68. Zwar 

wurden den reichsdeutschen Diplomaten entgegenkommende Erklärungen ge­

geben69, ein wirkliches Zugeständnis aber nur insofern gemacht, als man den Ge­

danken der Proportionalität jetzt anerkannte. Die tschechischen Akademiker wollten 

ihn sofort verwirklichen70. Die agrarische Zeitschrift „Brázda" veröffentlichte am 

1. 2. 1939 einen entsprechenden Aufsatz71. Äußerungen in „Národni Politika" 

gingen in die gleiche Richtung. Für dieses Blatt war jedoch eine Beschränkung der 

Juden entsprechend ihrem Anteil an der Gesamtbevölkerung nicht mit Rassismus 

identisch. I m Gegensatz zum Proporz, so schrieb das Blatt, sei die Rassenlehre 

vom christlichen Standpunkt nicht vertretbar72 . I m übrigen blieb das Kabinett 

Beran bei seiner Absicht, nur die seit 1918 „Zugewanderten" aus dem Staatsgebiet 

zu entfernen73 . Ausländische Immigranten und tschecho-slowakische Staatsange­

hörige, die zu dieser Gruppe gehörten, wurden jetzt durch Regierungsverordnung 

veranlaßt, sich aus der Tschecho-Slowakei zu entfernen74 . 

64 Schutzmaßnahmen von Prag anerkannt: DBFP 3rd series, Vol. IV, Nr. 1, S. 1; Nr. 3, 
S. 2; Nr. 12, S. 13. 

65 Frankf. Ztg., 19. 1. 39; Keesings Archiv 3896 D. 
66 ADAP, D, IV, Nr. 158, S. 167-71; Nr. 159, S. 171-77. 
67 Andeutend: ADAP, D, IV, Nr. 143, S. 156. Vgl. Paneth a. a. O., S. 83 : Präsident Hácha 

verweigerte seine Unterschrift unter ein antisemitisches Gesetz. 
68 Siehe seine Stellungnahme gegenüber Hitler und Ribbentrop am 21. 1. 39, Belege 

Anm. 66. 
69 ADAP, D, IV, Nr. 161, S. 179; Westd. Beobachter A, 28. 1. 39: Ausschluß der Juden 

aus dem Staatsdienst, aus Presse und Kultur und Zulassung zu den freien Berufen nur gemäß 
dem Prozentsatz der jüdischen Bevölkerung. 

70 Frankf. Ztg., 29. 1. 39; Zeit, 7. 2. 39. 
71 Prof. Joseph Drachovsky: Rasismus, Brázda II, 1939, S. 78-81. 
72 Westd. Beobachter A, 1. 2. 39. 
73 Beran am 29. 1. 39, Prager Tagblatt, 31. 1. 39; Keesings Archiv: 3928 B. 
74 Regierungsverordnung vom 27. 1. 39: Sammlung der Gesetze der CSR I, Nr. 14—15/39; 
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Nur in der Armee erfolgten sofort scharfe Eingriffe: sämtliche jüdischen Offiziere 

wurden beurlaubt.7 5 Ansonsten aber unterband man jede radikal-terroristische anti­

semitische Propaganda, was die Mitglieder der faschistischen Jugendorganisation 

zu spüren bekamen7 6 . Dennoch ereigneten sich vereinzelte Bombenanschläge77. So 

sah sich die Regierung schließlich veranlaßt, deutlich vor der „Schikanierung von 

Nicht-Ariern" zu warnen7 8 . Gegen reichsdeutschen Druck konnte sie nicht ein­

schreiten79. Andererseits unterstützte sie die Auswanderung gemäß den Finanz­

abmachungen mit Großbritannien80 . 

Selbstverständlich genügte dies den Berliner Machthabern in keiner Weise. Kundt 

wurde wiederum vorgeschickt und bezeichnete die „Ordnung der Judenfrage samt 

restloser Beseitigung aller Zweideutigkeiten in der Beurteilung der bolschewistisch­

marxistischen Lehre" als einen entscheidenden „Prüfstein" für die zukünftige 

Stellung des Dritten Reiches zur Tschecho-Slowakei81. Als sich auch nach diesen Hin­

weisen nichts Wesentliches änderte, vermehrte die nationalsozialistische Propaganda 

ihre Drohungen. Zwar wurde am 26. 2. 1939 die Einfuhr des „Stürmer" erlaubt82, 

doch nach wie vor wurde sowohl in Böhmen und Mähren als auch in den autonomen 

Gebieten der Slowakei und der Karpato-Ukraine der Antisemitismus nicht amtlich 

gefördert83. Es kam sogar so weit, daß jüdische Auslandsorganisationen der Karpato-

Ukraine, wo die loyale Mitarbeit der Juden vom Ministerpräsidenten Volosin öffent-

vom 10. 2. 39, Sammlung 1/34/39; deutsche Texte auch: Ztschr. f. osteurop. Recht, Neue 
Folge, 1938/39, S. 775, 777, 779; vgl. DBFP, IV, Nr. 7, S. 8; Frankf. Ztg., 3. 2. 1939. 

75 Keesings Archiv: 3946 A. 
76 U. a.: Graf Thun jun. Vgl. Nationalztg. Essen, 18. 2. 39; Zeit, 20. 2. 39. Unter den 

ungedruckten Lageberichten des Volksdeutschen Abg. Ernst Kundt, Prag, an die „Volks­
deutsche Mittelstelle" der SS vom Februar 1939, die abschriftlich dem CSR-Referenten des 
Auswärtigen Amtes, Altenburg, zugingen — vgl. ADAP, D, IV, Nr. 173 —, findet sich als An­
lage zum besonderen „Situationsbericht der Gebietsstelle Pilsen des Deutschen Arbeitsamtes 
vom 15. Feber 1939" ein ausführlicher Bericht über die Polizeiaktion gegen eine antisemi­
tische Versammlung der „Vlajka" in Pilsen am 2. 2. 39 (Filmnummer 1957/437 200-203); 
die vorstehend genannten Presseberichte dürften auf diesen Bericht zurückgehen. 

77 Z. B. Zeit, 27. 2. 39; Rhein.-Westf. Ztg., Essen, 18. 2. 39. 
78 Westd. Beobachter M, 27. 2. 39. 
79 So z. B. der erzwungene Rücktritt des mährischen Zuckerindustriellen Dr. Felix Red­

lich vom Verwaltungsrat der Böhmischen Escompte- und Kreditbank, Bebca, sowie der 
Ersten Brünner Maschinenfabrik: Frankf. Ztg. 13. 2. 39; 4. 3. 39. 

80 Z. B. Verhandlungen mit der Rassco, Tel Aviv: Prager Tagblatt, 11.2. 39. 
81 3. 2. 1939: Keesings Archiv: 3928 B. 
82 Národni Politika, 26. 2. 39. 
83 Allerdings machte sich — vgl. Anm. 37 — die antisemitische Einstellung des Propaganda­

chefs der Hlinka-Partei, Sano Mach, sehr bemerkbar. In Preßburg wurden 128 Juden in ein 
Anhaltelager verbracht (Westd. Beobachter A, 4. 2. 39 und Frankf. Ztg., 8. 2. 39); in Rich-
novce sprach Mach in diesem Sinn auf einer Großkundgebung (Zeit, 8. 2. 39), und in Zipser 
Neudorf organisierte die Hlinka-Garde zusammen mit den Karpatendeutschen Ordnern einen 
Boykott jüdischer Geschäfte (Zeit, 26. 2. 39). 
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lich anerkannt worden war8 4 , eine Anleihe anboten, u m die dortige Wirtschaft nach 

den durch die territorialen Abtretungen bedingten Verlusten zu sanieren85. 

Gegen Ende Februar 1939 verdüsterte sich die politische Lage der Tschecho­

slowakei jedoch endgültig. Aus verschiedenen Anzeichen wurde den Prager Politi­

kern klar, daß sie Hitlers Münchener Versicherungen zuviel Gewicht beigelegt 

hatten. Sie versuchten, reichsdeutschen Maßnahmen zuvorzukommen, indem sie 

sich erboten, hinfort alle Wünsche Berlins zu erfüllen. Die Westmächte hatten die 

Zweite Tschecho-Slowakische Republik gegenüber dem unmittelbaren Druck des 

Reiches nicht wirkungsvoll unterstützt. Deshalb wechselte man jetzt den Kurs. 

Hatten bisher die Volksdeutschen Nationalsozialisten ungehindert antisemitisch 

tätig werden können, so wurde n u n auch tschechischen Faschisten und Antisemiten 

diese Freiheit zugestanden. U m diesen Kurswechsel noch zu forcieren, veröffent­

lichte die „Volksdeutsche Zei tung" Prag-Brünn am 7. 3. 1939 einen Artikel, in dem 

es hieß, daß der „Entlastungsoffensive der internationalen jüdischen Finanz, die 

ihren Rassegenossen in der CSR noch einmal eine kleine Atempause erkaufte", nur 

ein „Episodencharakter" zukomme. 

In dieser Lage fand die nationalsozialistische Propaganda auch in der tschechi­

schen Bevölkerung stärkeren Widerhall als noch wenige Wochen zuvor. Akade­

miker8 6 und sogar die Presse der Regierungspartei87 wandten sich gegen einen zu 

starken Einfluß des Judentums in der Wirtschaft und den freien Berufen, während 

die Regierung selbst sich gezwungen sah, Juden zum Rücktritt von leitenden Stel­

lungen in der Industrie zu veranlassen88. 

Der Führer der tschechischen Faschisten, Gajda, versuchte, das antisemitische 

Echo sowie die gesamte Entwicklung für sich auszunutzen. Er war kein radikaler 

Antisemit und hielt offenbar eine Lösung für möglich, die sowohl den tschechischen 

Faschisten als auch den alteingesessenen Juden annehmbar wäre. Er ließ sich von dem 

Journalisten Philip Paneth beraten. Eine langfristige, gesteuerte jüdische Auswan­

derung war das Ziel. Ein ausländisches Konsortium sollte einer künftigen faschisti­

schen Regierung der Tschecho-Slowakei unter günstigen Bedingungen zu den not­

wendigen Devisen verhelfen. Allerdings hatte der Plan eine Kehrseite: „A second 

category of Jews, who professed German nationality, were to emigrate penniless and 

be deported back to Germany8 9 ." Anscheinend meinte Gajda, durch eine derartige 

Politik sowohl den reichsdeutschen Tendenzen als auch den eigenen tschecho-slowa-

kischen Interessen zu genügen, wie er sie verstand. 

84 Ministerpräsident Volosin lt. Prager Tagblatt, 2. 3. 39. 
85 Prager Tagblatt, 18. 1. 39; Zeit, 17. 2. 39; Frankf. Ztg., 18. 2. 39; abgelehnt auch 

wegen nationalsozialistischen Drucks: Paneth a. a. O., S. 127f., 131 f. 
86 Zeit, 1. 3. 39. 
87 Nationalztg. Essen, 3. 3. 39. 
88 Paneth a. a. O., S. 84. 
89 A. a. O., S. 86. — Vgl. die Bemerkung, daß sich die Prager Regierung gegen die Auf­

nahme jener für die CSR optierenden Juden wandte, die sich bei den Volkszählungen als der 
deutschen Nationalität zugehörig bezeichnet hat ten: Oswald, Das deutsch-tschecho-slowakische 
Optionsabkommen von 1938, in : Juristische Wochenschrift 1939, S. 473-76. 
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Alle Versuche zur selbständigen „Lösung" der Judenfrage in der Tschecho-Slowa-

kei aber wurden durch Hitlers Einmarsch in Prag überholt. Auch der „neue Kurs" 

der Prager Regierung konnte daran nichts ändern. Letztlich siegte der Wille Hitlers, 

den Staat als solchen zu beseitigen, über alle Bemühungen der Prager Regierung, 

durch taktische Konzessionsbereitschaft wenigstens in der inneren Politik eine 

eigene rechtsstaatlich orientierte Linie zu behaupten. Konnte auch von einem 

„Wiederaufleben des Benesch-Geistes", mit dem Hitler den Einmarsch zu recht­

fertigen suchte, nicht die Rede sein, so wird man doch dem Urteil eines Mannes wie 

Hubert Ripka zustimmen müssen, der eigentlich kein Freund der tschechischen 

Agrarier unter Beran war, die Benesch abgelöst hat ten: „One must concede that the 

post-Munich Government acted moderately in the Jewish question as in other 

matters. I t put the brake on excesses and tried to preserve at least some of the main 

principles of democratic policy90." 

Wohl hatte man sich in den Monaten nach München auch in der Judenfrage 

nicht völlig dem Willen Hitlers zu entziehen vermocht, ihm aber keineswegs ohne 

Einschränkung nachgegeben. Selbst die Maßnahmen gegen die deutschen Flücht­

linge gewinnen unter dem Gesichtspunkt des nationalsozialistischen Gewalt­

streichs eine positive Seite: Insgesamt 14500 Personen hatten die CSR verlassen. 

,,Of this number all but 500 were Jews9 1 ." Sie waren damit dem Zugriff der Ge­

stapo entzogen worden. Aber auch bis Ende des Jahres gelang noch manchem die 

Flucht92. 

90 Ripka a. a. O., S. 251. 
91 Paneth a. a. O., S. 73, zit. „Národni Politika". 
92 Briefl. Mitteilung von Dr. J. W. Brügel, London, — der selbst am 5. 4. 39 durch Deutsch­

land nach Paris fahren konnte — an den Verf. 
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DAS REICHSMINISTERIUM DES INNERN UND DIE JUDENGESETZGEBUNG 

Vorbemerkung des Herausgebers 

Die im folgenden abgedruckten Erinnerungen von Dr. Bernhard Lösener sind 
ein sehr persönliches Dokument: ein Rechtfertigungsbericht, der zugleich doch 

von großem sachlichen Interesse ist1. Die Möglichkeit des Abdrucks verdanken wir 

Herrn Staatssekretär im Bundesjustizministerium Dr. Walter Strauß, der nach­

stehend über den Lebensweg des Verfassers in einer Einführung berichtet. Die 

Länge des Dokuments verbot die sonst bei unseren Quellenveröffentlichungen üb­

liche Kommentierung1 a . Es wird hier als solches ungekürzt vorgelegt. Die ergän­

zende Einordnung des Dokuments in die größeren Zusammenhänge des Verhält­

nisses von innerer Verwaltung und nationalsozialistischer Führung sowie die wei­

terführende, quellenkritisch und historisch vertiefte Auseinandersetzung mit dem 

Bericht und seinem Gegenstand bleiben einer vom Institut für Zeitgeschichte vor­

bereiteten Studie über die Entstehung der Judengesetzgebung im Dritten Reich 

vorbehalten. H. R. 

Zur Einführung 

Dr. Bernhard Lösener, der Verfasser der im folgenden wiedergegebenen Auf­

zeichnungen, wurde am 27. Dezember 1890 in Fürstenberg (Oder) als Sohn eines 

Amtsrichters geboren. Sein Lebenslauf vollzog sich zunächst in den üblichen Bah­

nen. Nach dem Studium der Rechtswissenschaften wurde er im Februar 1913 Ge­

richtsreferendar und begann am 1. Oktober 1913 sein Dienstjahr als Einjährig-

Freiwilliger. Als solcher rückte er 1914 ins Feld, wurde bald zum Leutnant der 

Reserve befördert und war bei Kriegsende Batterieführer. Er setzte dann seine 

Ausbildung fort, bestand 1920 an der Universität Tübingen das juristische Doktor­

examen und im Oktober 1922 in Berlin das Staatsexamen als Gerichtsassessor. Er 

t ra t in die damals vor kurzem auf das Reich übergegangene Zollverwaltung ein 

und war zunächst beim Landesfinanzamt Berlin-Brandenburg in Berlin tätig. I m 

Juni 1924 zum Regierungsrat ernannt, kam er im November 1929 als Hauptzoll­

amtsvorsteher zum Hauptzollamt Glatz. I m Januar 1931 wurde er zum Landes­

finanzamt Neiße versetzt. Von dort aus erfolgte seine Berufung in das Reichsmini­

sterium des Innern im April 1933, die er im einzelnen selbst in seinen Aufzeich­

nungen schildert. I m Juli 1933 wurde er zum Oberregierungsrat und im August 

1 Die Rechtfertigung sowohl wie das sachliche Interesse sind inzwischen sehr nachdrück­
lich bestätigt worden durch die höchst bemerkenswerten Aussagen von Probst Grüber im 
Eichmann-Prozeß. 

l a Im folgenden wurden lediglich die Quellenzitate Löseners überprüft, soweit dies nach 
anderweitig dem Institut für Zeitgeschichte vorliegenden Unterlagen (Nürnberger Dokumen­
ten und Teilen der Handakten Löseners) möglich war. Sachliche Abweichungen der Zitate 
Löseners von den Originaldokumenten sind entsprechend gekennzeichnet. 
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1935 zum Ministerialrat befördert. Bei der damaligen Beförderungspraxis war das 

keine außergewöhnliche Beförderung, zumal er bereits 44 Jahre alt war. Nachdem 

er seine Ablösung aus dem Reichsministerium des Innern erreicht hatte, wurde er 

ab 1. April 1943 dem Reichsverwaltungsgericht als rechtskundiges Mitglied des 

Reichskriegsschädenamtes zugewiesen. 

Seine Verhaftung erfolgte am 11. November 1944. Er wurde in das Gefängnis 

Berlin, Lehrterstraße eingeliefert, bis ihn Ende April 1945 die Eroberung Berlins 

durch die sowjetische Armee daraus befreite. Am 3. Januar 1945 wurde er „wegen 

Verrat an Führer und Volk" mit der Unterschrift des Reichsleiters Bormann aus 

der NSDAP ausgeschlossen. 

Mir war einiges von dem Wirken Löseners namentlich während der Kriegszeit 

durch meine Arbeit in kirchlichen Hilfsorganisationen bekannt, die wertvolle In­

formationen von ihm erhielten. Ich bemühte mich daher bereits im Sommer 1945, 

seinen Verbleib zu erfahren, was mir damals jedoch nicht gelang. Vielmehr suchte 

mich Dr. Lösener von sich aus Anfang 1948 auf und erzählte mir einiges von seinen 

Schicksalen. Durch den nachmaligen Staatssekretär des Bundeskanzleramtes, Rechts­

anwalt Dr . Otto Lenz, war mir auch bekannt, daß Dr. Lösener in Verbindung mit 

dem Kreis u m Oberbürgermeister Dr. Goerdeler gestanden hatte. Dr. Lösener ge­

hörte zu den zahlreichen Beamten, die während der ersten Jahre nach 1945 ohne 

Beschäftigung waren. Um so bemerkenswerter ist es, daß das Joint Distribution 

Committee, German Mission, also die weltweite jüdische Hilfsorganisation, ihn ab 

April 1949 bei seiner Frankfurter Dienststelle beschäftigte, nachdem es von Men­

schen, die ihre Rettung Dr. Lösener verdankten, Näheres über ihn erfahren hatte. 

Es gelang mir, der ich damals Leiter des Rechtsamtes des Vereinigten Wirt­

schaftsgebiets in Frankfurt/Main war, ihn ab 1. September 1949 bei mir einzustellen, 

und zwar bei dem von dem Rechtsamt herausgegebenen Öffentlichen Anzeiger in 

Frankfurt a. Main und später beim Bundesanzeiger in Köln. Bei dem Aufbau dieser 

beiden amtlichen Publikationsorgane hat Dr. Lösener 14 Monate lang überaus wert­

volle Dienste geleistet. Endlich war es möglich, ihn wieder seinem alten Dienst­

zweig, der Finanzverwaltung, zuzuführen. Er trat am 2. Oktober 1950 bei der 

Abteilung Zoll der Oberfinanzdirektion Köln ein und hatte den Dienstgrad eines 

Regierungsdirektors wieder erreicht, als er am 24. August 1952 vorzeitig den Folgen 

einer Gallenoperation erlag. 

Die Niederschrift der Erinnerungen von Dr. Lösener geht auf eine Anregung 

von mir zurück. Die Erzählungen über seine Erlebnisse und Erfahrungen schienen 

mir für eine künftige Forschung über die nationalsozialistische Zeit so wichtig, daß 

ich ihn 1948 bat, sie schriftlich auszuarbeiten. Das Manuskript, dessen Titel er 

selbst gewählt hat, trägt das Datum vom 26. Juni 1950. Er übergab es mir noch 

im gleichen Jahre und räumte mir volle Verfügungsfreiheit ein. Ich hatte ihn 

vorher davon unterrichtet, daß ich es beim Institut für Zeitgeschichte in München 

niederlegen würde und mir eine spätere Veröffentlichung zu einem geeigneten 

Zeitpunkt vorbehielte. Auch damit war er einverstanden. 

Die Niederschrift des Manuskripts war Dr. Lösener dadurch erleichtert, daß es 
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ihm gelungen war, Handakten aus seiner Diensttätigkeit im Reichsministerium 

des Innern über seine Verhaftung und den Zusammenbruch hinaus aufzubewahren. 

Diese Handakten waren auch die Unterlage für seine Zeugenaussage im Nürn­

berger Prozeß, die aus den Nürnberger Akten auszugsweise in dem Buch von 

Bracher /Sauer /Schulz „Die nationalsozialistische Machtergreifung" (Köln 1960, 

S. 286 f.) abgedruckt ist. Walter Strauß 

D o k u m e n t 

ALS RASSEREFERENT IM REICHSMINISTERIUM DES INNERN 

Verfasser: Dr. Bernhard Lösener + 

Vorbemerkungen 

Über die Judenverfolgungen im „Dritten Reich" ist bereits eine solche Fülle von 
Schrifttum jeder Art entstanden, daß seine Vermehrung um ein weiteres Stück sich 
nur noch rechtfertigen läßt, wenn es wesentlich Neues bringt. Die Maßnahmen der 
Verfolger und die Leiden der Verfolgten, die das Entsetzen der Welt erregt haben, 
sind in Tausenden von Gerichtsakten und in zahlreichen Erlebnisberichten festge­
halten worden. Wie aber die Verfolgungsmaßnahmen des Hitlerregimes im Stadium 
der Vorbereitung hinter dem Vorhang von „Partei und Staat", bald langsam, bald 
schnell die Gestalt angenommen haben, in der sie dann ans Tageslicht kamen, ist 
weniger und zum Teil überhaupt nicht bekannt. Die Prozesse vor dem Nürnberger 
Militärtribunal haben freilich diese Dinge so genau wie nur möglich durchleuchtet. 
Was davon in die Presse gekommen ist, war notwendigerweise lückenhaft, vieles ist 
auch nicht in die Protokolle aufgenommen worden oder nicht im Zusammenhang. 
Der Verfasser dieser Niederschrift war von Mitte 1933 bis Ende 1942 Referent für 
„Rasserecht" im Reichsministerium des Innern und hat die Vorgeschichte wenig­
stens derjenigen Verfolgungsakte, die sich ein gesetzliches Mäntelchen umhingen, 
größtenteils persönlich miterlebt. Von seinen zahlreichen und eingehenden Aussagen 
als Zeuge vor dem Nürnberger Gerichtshof ist nur der Teil protokolliert worden, der 
das Verhalten des damaligen Angeklagten Staatssekretärs Dr. Stuckart betraf. Von 
den Menschen, die außer mir diese Vorgänge miterlebt haben und noch am Leben 
sind, dürfte der größte Teil, also meine Gegenspieler auf der Naziseite, ein dringen­
des Interesse daran haben, die Kenntnis davon zu begraben. Bei vielen Vorkommnissen, 
Sitzungen und Auseinandersetzungen bin ich wohl überhaupt der einzige Teilneh­
mer gewesen, der mit dem Herzen auf der anderen Seite stand. Die bemerkenswer­
teren dieser Erlebnisse einmal im Zusammenhang niederzuschreiben, ist somit viel­
leicht doch von gewissem Wert als ein Beitrag zur Erforschung der Wahrheit, voraus­
gesetzt, daß die Darstellung objektiv ist. Dies Ziel zu erreichen, bin ich bemüht ge­
blieben; der glückliche Umstand, daß es mir gelungen ist, eine Anzahl von Handakten 
und Notizen aus dieser Zeit zu retten, hat bei der Annäherung an dieses Ziel gehol­
fen. Vorgänge von solcher sich ständig steigernden Entsetzlichkeit wie Hitlers Juden­
verfolgung führen vielleicht schneller als andere zur Legendenbildung und schemati­
schen Vereinfachung des Urteils, also zu Fehlurteilen, die der Erforschung der Wahrheit 
und damit einer gerechteren Verteilung der Schuld oft fast unüberwindlich im Wege zu 
stehn scheinen. Es erscheint mir deshalb geboten, an einigen Stellen auszusprechen, wie 
ich als feindselig kritisch Miterlebender in der damaligen Zeit die Dinge persönlich 
ansah und beurteilte. 
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Diese Niederschrift besteht aus persönlichen Erinnerungen. Vorgänge, die bereits 
der Geschichte, dem dunkelsten Teil der deutschen Geschichte, angehören, sind darin 
ständig mit eigenen Erlebnissen untrennbar verflochten. So zwingt mich die Art des 
Gegenstandes, immer wieder auch von mir selber zu sprechen. Außerdem muß ich 
mich darüber hinaus noch legitimieren, wieso ich in jene Stellung als Rassereferent 
kam und vielleicht noch mehr, weshalb ich so lange darin verblieb, obwohl ich mich 
damit dem naheliegenden Verdacht aussetzte, an einem der furchtbarsten Verbrechen 
der neueren Geschichte beteiligt gewesen zu sein. Dabei leitet mich nicht allein das 
menschlich wohl verständliche Bestreben, mich persönlich zu rechtfertigen, wenig­
stens vor meinen urteilsfähigen Mitmenschen. Vielmehr halte ich das geradezu für 
notwendig, um dem Zweck dieser Niederschrift möglichst nahe zu kommen, denn 
wer sie liest, will sich gleichzeitig ein Urteil über das Verhalten des Verfassers bilden 
können, um daran den Wahrheitswert dieser Aufzeichnungen prüfen zu können. 

Wie ich Rassereferent wurde. 

Zwei Jahre vor der „Machtübernahme" war ich an meinem damaligen Dienstsitz 
in der kleinen schlesischen Stadt Glatz in die NSDAP eingetreten, weil ich fälschlicherweise 
annahm, dieser Partei werde es allein noch gelingen können, Deutschland aus seiner 
schon damals nicht rosigen Lage zu befreien. Ein anderes Motiv für meinen Eintritt 
hatte ich nicht. Ich war ein gut qualifizierter höherer Beamter, hatte Familie, war 
zur Einberufung in das Reichsfinanzministerium vorgemerkt und hatte somit keinen 
Anlaß, mir im Wege politischen Lotteriespiels bessere Aussichten für Einkommen 
oder Laufbahn zu verschaffen. Daß man später nicht wieder austreten konnte, ohne 
seine ganze Existenz aufs Spiel zu setzen, ahnte damals niemand. 

Nach dem 30. Januar 1933 wurden dringend höhere Beamte gesucht, die der 
Partei angehörten. Ende April 1933 wurde ich telegrafisch in mein vorgesetztes 
Reichsfinanzministerium zu Staatssekretär Reinhardt bestellt und erfuhr beim Warten 
in seinem Vorzimmer, er habe mich als seinen persönlichen Referenten vorgesehen. 
Diese Aussicht war mir zuwider, denn ich habe immer mehr zu positiver Arbeit an 
größeren Problemen geneigt als zu einer solchen Adjutantentätigkeit mit ihrer dau­
ernden persönlichen Gebundenheit an das Tagesprogramm eines Chefs, zumal eines 
so unruhigen und sprunghaften, wie es Reinhardt war. Als ich noch wartete, zeigte 
mir der noch diensttuende bisherige Referent eine soeben eingegangene Anforderung 
meiner Akten durch das Reichsministerium des Innern. Ich faßte Hoffnung, meine 
beabsichtigte Einstellung bei Reinhardt abwenden zu können, erzählte ihm von dem 
Schreiben und widerstrebend gab er meiner mehrmaligen Bitte nach, mich doch 
wenigstens erkundigen zu dürfen, was das RMdl vorhabe. Dort sagte mir Staatssek­
retär Pfundtner, der mich von früher her kannte, das RMdl brauche dringend neue 
Beamte, da seine bisherige geringe Bedeutung sich durch die neuen Zentralisierungs­
tendenzen stark zu heben beginne. Bei der Suche sei er auf mich aufmerksam ge­
macht worden, und begrüße es, daß ich bereits Parteigenosse sei. Er gedenke mir 
das Staatsangehörigkeitsreferat zu übertragen, in dem bedeutende neue Aufgaben 
bevorstünden, daneben solle ich bei der Erledigung seines eigenen, ins Uferlose an­
wachsenden Schriftverkehrs helfen. Glücklich über diese Wendung bat ich ihn noch, 
mich sogleich telefonisch von Reinhardt „loszueisen", was er bereitwillig und mit 
Erfolg tat. Am nächsten Tage trat ich die Stellung im RMdl an (27. April 1933). 

Ich habe die sonderbare Verkettung von Umständen, die meinem Berufsleben eine 
überraschende Wendung gaben und den Übergang in den Bereich eines anderen 
Ministeriums bewirkten, genauer erzählt, weil sie mir bei späterer Rückschau nicht 
nur für mein eigenes Dasein, sondern auch in einem höheren Zusammenhang be­
deutsam erschienen sind. 

Da die Nazis bereits seit 3 Monaten am Ruder waren, lagen schon schriftliche For-
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derungen und „Anregungen" zu allen möglichen antisemitischen Maßnahmen vor, 
ebenso eine Fülle von Protesten oder Notrufen jüdischer Organisationen. Alle waren 
an das Innenministerium gerichtet oder „zuständigkeitshalber" dorthin abgegeben 
worden. Ein Referat hierfür gab es nicht, und so drückte mir Pfundtner diese Dinge 
zusammen mit dem Stapel aller möglichen anderen Schreiben in die Hand mit der 
Weisung, ich sollte ihm zu jedem einen kurzen, zunächst möglichst ausweichenden 
Entwurf einer Antwort vorlegen, damit die. Sachen vom Tisch kämen. Ich führte 
das aus, so gut oder schlecht es ging. Dann begann Pfundtner, der von Besuchern 
und Petenten überlaufen wurde, mir die für ihn lästigsten und peinlichsten zuzu­
schieben, u. a. diejenigen, die aktiv oder passiv wegen der „Judenfrage" kamen. 
Nach einer Weile galt ich dann schon als „eingearbeitet", und so blieben diese An­
gelegenheiten neben meinem eigentlichen Staatsangehörigkeitsreferat allmählich an 
mir hängen, ohne daß ich dem wirksam begegnen konnte, zumal da ich einer der zunächst 
ganz wenigen Parteigenossen im Hause aus der Zeit vor 1933 war und mich daher nicht 
auf einen Widerwillen gegen die Bearbeitung dieser Dinge berufen konnte. 

Diese Abneigung aber war bereits vorhanden. Drei Wochen vor meiner Einbe­
rufung war das „Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums" vom 7. 
April 1933 ergangen, dessen „Arierparagraph" mir den ersten schweren Schock ver­
setzt hatte. Dieser Paragraph dehnte bekanntlich den Kreis der von schweren Rechts­
nachteilen betroffenen „Nichtarier" bis zu den Vierteljuden einschließlich aus. Mit 
dem, was ich mir vorgestellt hatte, hatte das nicht mehr die entfernteste Ähnlichkeit, 
und mir begann Böses zu ahnen, da man so bald anfing, ohne die geringste Staats­
notwendigkeit Tausende von tüchtigen und völlig loyalen Menschen schlagartig ihrer 
wirtschaftlichen Existenz zu berauben. Und nun sollte ich Entwürfe machen, um Ein­
wänden zu begegnen, die sich Wort für Wort mit meiner eigenen Auffassung deckten. 

Da ich aus dem ganzen Gebiet der Judenfrage tagtäglich Dinge las oder hörte, die 
schon in der Presse gar nicht mehr oder nur noch sehr behutsam gebracht wurden, 
verstärkte sich meine innere Ablehnung zusehends. Ich sah aber auch, daß es für 
eine Staatsbehörde von vornherein ganz aussichtslos war, und vollends für einen ein­
zelnen Referenten, sich dem, was den Juden, also den Volljuden, zugedacht war, 
entgegenzustemmen, da das alles von Hitler und der Partei mit der ganzen Wucht 
ihres Einflusses vorangetrieben wurde. Auf die teilnahmslose Haltung Fricks gegen­
über allen Problemen komme ich noch zu sprechen. Pfundtner stand der ganzen 
Judenhetze innerlich ablehnend gegenüber, hatte aber als früherer Deutschnationaler 
niemals Einfluß bei der Partei, wußte dies auch und vermied Reibungen, um seine 
Stellung nicht zu gefährden. Meine anderen Vorgesetzten waren alte tüchtige Be­
amte und daher von der Partei verachtet. Ihre Auffassungen in der Judenfrage waren 
somit von vornherein praktisch belanglos gegenüber dem Drängen der Partei. 

Im Gegensatz zu meinen kleinen schlesischen Dienstorten saß ich jetzt an einer 
Stelle, an der ich unmittelbaren Einblick in das politische Spiel der Partei bekam. 
Ich sah mit Bestürzung, daß all die Versprechungen vor der Machtübernahme ein 
völlig falsches Bild eines künftigen nationalsozialistischen Staates gegeben hatten, 
und zwar nicht deshalb, weil die führenden Nazis etwa an der Macht der Verhältnisse 
scheiterten, sondern weil sie von vornherein andere Absichten gehabt hatten als die, 
die sie verkündeten. Natürlich kam mir diese Erkenntnis stückweise, aber sie rundete 
sich doch schnell zu einem Bilde. Auf dem Gebiet, das ich durch meine Arbeit zuerst 
genauer als andere beobachten konnte, also dem der Judenfrage, begann naturgemäß 
der Einsturz meiner falschen Vorstellungen zuerst, dann folgte die Kirchenfrage, als 
sich Hitler entgegen seinem Programm gegen und nicht für „ein positives Christen­
tum" einsetzte (bei den evangelischen Kirchenwahlen 1933), und so ging es weiter. 
Entsprechend wuchs mein innerer Widerstand, zuerst auf meinem Arbeitsfeld, dann 
allem anderen gegenüber, was die Partei tat und erstrebte. Verschärft wurde meine 
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Verbitterung dadurch, daß ich mich persönlich hintergangen fühlte. Für jemanden, 
der nicht in der Partei gewesen ist, ist es nur schwer vorstellbar, welche Qual die 
durch Täuschung herbeigeführte Mitgliedschaft für anständige Menschen bedeutete. 
Ablegen konnte man sie als Beamter nicht mehr, ohne sich und seine Familie einer 
persönlichen Katastrophe auszusetzen, und so habe ich seit Herbst 1933 bis zu meiner 
Ausstoßung aus der Partei unter dem Gefühl einer zusätzlichen Schmach gelitten. 

Bis zu den Nürnberger Gesetzen. 

Die Stellung der Ministerien in der Hitlerzeit kann weder mit der Zeit vorher 
noch der danach verglichen werden. Jedermann weiß, mit welcher verkrampften Ver­
achtung Hitler auf Behörden, Berufsbeamte und besonders auf Juristen herabsah. Er 
untergrub und zerstörte schon bald nach der Machtübernahme ihre Autorität durch 
Hohn in seinen Reden und vor allem durch seine von der braunen Masse mit Jubel 
aufgenommenen Parole: „Die Partei befiehlt dem Staat". Dieses Wort hat reife Früchte 
getragen. Die Reichsministerien sanken im Lauf der Zeit zu bloßen Exekutoren des 
Parteiwillens herab. Die Anmaßlichkeit, mit der die Parteivertreter bereits 1933 bei 
ihren Besuchen auftraten, war nicht zu überbieten. Auch Frick hatte trotz seiner 
früheren Verdienste um die „Bewegung" unter Hitlers persönlichen Ausfällen gegen 
ihn als Juristen und Berufsbeamten viel zu leiden, was dann frühzeitig dazu beitrug, 
daß er sich verdrossen zurückzog und alles laufen ließ. Welchen Einfluß unter diesen 
Verhältnissen die Untergebenen Fricks hatten, wenn sie nicht — wie sehr viele — sich 
zu Liebedienern der Partei hergaben, sondern versuchten, Parteibestrebungen ent­
gegenzutreten, bedarf keiner weiteren Darlegung. Glücklicherweise gab es auch im 
Innenministerium eine ganz Anzahl Mitarbeiter, die die Partei mit allen Mitteln be­
kämpften, und zwar bis zuletzt. Sie kannten sich alle und leisteten sich jede erdenk­
liche Hilfe in diesem Kampf, der, wenn man die Summe der Erfolge zusammenzählen 
könnte, sich als viel wirksamer erweisen würde, als heute noch gewöhnlich angenom­
men wird. Der Sieg freilich ist diesem zähen und immer gefährlichen Ringen versagt 
geblieben. 

Ich war nicht für „Judenangelegenheiten" schlechthin zuständig, sondern als An­
gehöriger der Abteilung I des RMdl nur für die „Gesetzgebung" in der Judenfrage. 
Daneben gab es einen Judenreferenten in der Medizinalabteilung des Hauses (unter 
Gütt, später unter dem berüchtigten Conti), ferner „Judenreferenten" im Propa-
gandaministerium, Wirtschaftsministerium, Justizministerium, Erziehungsministe-
rium und später im Auswärtigen Amt, vor allem aber in der von Himmler geleiteten, 
äußerlich mit dem RMdl verbundenen, tatsächlich gänzlich davon unabhängigen 
Polizeiabteilung, „Hauptamt Sicherheitspolizei", später „Reichssicherheitshauptamt" 
genannt. Gerade das letztere war es, das die bösartigste Judenverfolgung betrieb, und 
es dachte gar nicht daran, die Abteilung I des RMdl zu „beteiligen", wie das vor­
geschrieben war. Ebensowenig taten das das Propagandaministerium oder gar das 
Braune Haus, die Parteikanzlei. Dagegen taten dies die anderen, die alten Ministe­
rien. Sie „beteiligten" uns, d. h. sie schickten uns die Entwürfe oder luden vorher 
zu einer Sitzung ein, und so habe ich oft Gelegenheit gehabt, bei diesen Ministerien 
meinen Bestrebungen Geltung zu verschaffen. 

Meine Befugnisse bestanden also lediglich darin, daß ich auf Entscheidungen von 
Vorgesetzten einwirken konnte, indem ich Material sammelte, Vorschläge machen 
und Gegenvorstellungen erheben durfte. Hätte ich jemals Vorschläge gemacht, die 
darauf zielten, den Druck auf die Juden zu verschärfen, so wären diese allerdings auf 
fruchtbarsten Boden gefallen, und ich hätte rasch das Wohlwollen der Mächtigen erzielt. 

Die Frage der Verantwortlichkeit der Abteilung I des RMdl für die Entwicklung 
der Judenfrage und für die Formulierung antisemitischer Gesetze (die wenigsten 
stammten übrigens aus unserer Federführung), die Weisungen Hitlers in dieser Rich-
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tung und die Unausweichlichkeit ihrer Befolgung haben im Prozeß gegen Staatssek­
retär Dr. Stuckart („Wilhelmstraßenprozeß") vor dem Militärtribunal eine Haupt­
rolle gespielt. Alles das ist dem Angeklagten im Urteil nur gelinde angerechnet worden. 

Jedem, der die Verhältnisse seit 1933 objektiv sieht und unvoreingenommen be­
urteilt, wird es klar sein, wie wenig Entscheidendes ein Einzelner, und wäre er der 
Klügste und Kühnste gewesen, gegen die Partei auszurichten vermochte, besonders 
auf einem so bevorzugten Gebiet ihrer satanischen Dynamik, wie es die „Judenfrage" 
war. Es ist ja überhaupt Niemandem gelungen. 

So war von vornherein klar, daß an der Judenfrage im engeren Sinne, also der der 
Volljuden, ebensowenig gerüttelt werden konnte wie an einem Berge. Es wäre auch 
taktisch das Dümmste gewesen, was ich hätte versuchen können, denn es hätte mir 
von vornherein jede weitere Möglichkeit abgeschnitten, überhaupt noch etwas von 
meinem Platz aus zu erreichen. 

Die Stellen der Judenfrage, an denen meine Bestrebungen einzusetzen hatten, 
ergaben sich von selbst. Seit dem Arierparagraphen des Gesetzes zur Wiederherstel­
lung des Berufsbeamtentums vom 7. April 1933 sah die Partei auch schon die Haib­
und Vierteljuden als ihre sicheren Opfer an und begann, den Mischehen ihre bedroh­
liche Aufmerksamkeit zuzuwenden. Hier war noch Möglichkeit zu einer Gegenwir­
kung gegeben, und das Bestreben, diese von Anfang an aufs höchste gefährdeten 
Personenkreise vor dem jüdischen Schicksal zu bewahren, zieht sich als roter Faden 
durch meine gesamte Tätigkeit im RMdl, vom Frühjahr 1933 bis zu meinem Aus­
scheiden. 

Meine persönlichen und politischen Freunde sowie Ratsuchende aus allen Kreisen 
der Betroffenen haben mir oft und oft, wenn mir der Ekel bis zum Halse stieg, zu­
geredet, dort zu bleiben. Seit 1936, als ich mich den Kreisen um Goerdeler, und zwar 
dem Kreis von Dr. Gisevius, angeschlossen hatte, kamen noch rein politische Motive 
anderer Art dazu. 

Die Methoden der Gegenwirkung konnten der schnell wachsenden Gewaltherr­
schaft gegenüber natürlich nicht die der offenen Opposition sein. Ebensowenig konnte 
ich mit den wirklichen und für anständige Menschen ausschlaggebenden Argumenten 
der Menschlichkeit, der Ethik und vor allem der Religion arbeiten, denn ich hatte 
keine anständigen Menschen als Gegner vor mir. Ich hätte mich damit sofort selbst 
aus dem Sattel gehoben. So mußte ich mich auf die Argumente beschränken, die 
Aussicht hatten, auf Leute dieser Art Eindruck zu machen. Die erste Aufgabe mußte 
sein, das äußerste Randgebiet zu erobern, also die Stellung der Vierteljuden zu ver­
bessern. Als einziges noch erhalten gebliebenes Beispiel aus der ersten Zeit folgt hier 
der Text einer von mir verfaßten Vorlage an Frick vom 30. Oktober 1933. Wer sich 
heute beim Lesen dieser Vorlage an den Wendungen stößt, die eine Billigung des 
Vorgehens gegen die Volljuden zu enthalten scheinen, der versetzt sich nicht in die 
allgemeine und meine persönliche Lage im Jahre 1933 und vergißt, daß dieser Zun­
genschlag nötig war, um das vielleicht noch zu Rettende zu retten. 

„Dem Herrn Minister 
gehorsamst vorgelegt. 

Vermerk, 

betreffend die Anwendung der Arierbestimmungen auf Abkömmlinge aus Mischehen. 

Im Laufe des halben Jahres, das seit dem Beginn der Arier-Gesetzgebung ver­
strichen ist, haben sich Auswirkungen ergeben, die wegen ihrer allgemeinen Be­
deutung eine Erörterung erforderlich machen dürften. 

Es hat sich zunächst herausgestellt, daß durch diese Gesetzgebung — eingeleitet 
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mit § 3 des Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums und die darauf 
bezüglichen Durchführungsbestimmungen (Erfordernis der Blutreinheit bis ein­
schließlich sämtlicher Großeltern) — die Kinder und Enkel aus Mischehen schärfer 
getroffen werden als die Volljuden. Die Volljuden werden, von Ausnahmen abge­
sehen, im wesentlichen wirtschaftlich getroffen und seelisch vorzugsweise belastet 
durch die Nöte, die sich daraus ergeben, daß sie ihren bisherigen Einfluß aufgeben 
und sich ein anderes Unterkommen oder einen anderen Wohnsitz suchen müssen. 
Bei den Kindern aber und noch stärker bei den Enkeln aus einer Mischehe tritt zu 
denselben Schwierigkeiten noch die seelische Belastung, daß sie den Juden gleich­
gestellt, also für ihr Empfinden diffamiert und außerdem aus ihrem deutschen 
Volkstum verdrängt werden, dem sie sich ausschließlich zugehörig fühlen. Ferner 
ist für sie der Wiederaufbau eines neuen Lebens außerhalb der deutschen Grenzen 
fast unmöglich, weil das Ausland sie nicht als Juden, sondern nur als Deutsche an­
sieht, und weil auch die Juden mit ihnen nichts zu tun haben wollen. 

Wenn eine besondere Schärfe am Platze war, um das deutsche Berufsbeamten­
tum von fremden Einflüssen völlig zu reinigen, weil es sich bei diesem Stande um 
die unmittelbaren Diener und Hüter des Staates handelt, so hat doch die in vielen 
Fällen beinahe kritiklose Übernahme des „Arierparagraphen" in fast sämtliche 
Lebensgebiete zu einem Zustande geführt, der stärkste Bedenken erregen muß, vor 
allem deshalb, weil dieses Vorgehen dazu führt, den aus dem Beamtenberuf hin­
ausgedrängten Abkömmlingen aus Mischehen jede Möglichkeit beruflicher Be­
tätigung zu unterbinden. Dies gilt für akademische Berufe wie für alle anderen, 
sogar für die sportliche Betätigung und Ertüchtigung jeder Art (Arbeitsdienst, 
Wehrverbände, Luftschutzverband, sogar Tennisklubs, Rudervereine usw.). Als 
besonderes Beispiel sei erwähnt, daß durch einen Erlaß des Herrn Reichsministers 
der Finanzen auch die kaufmännischen Angestellten von Handelsfirmen eine Arier­
erklärung abgeben müssen, wenn sie für ihre Firmen Zollerklärungen abgeben 
oder Zollauskünfte einholen Wollen. 

Hinzu kommt die gesellschaftliche Verfemung der deutsch-jüdischen Mischlinge 
oder ihrer Kinder, die diese innerlich stärker trifft als die Volljuden, zumal die 
Mischlinge sich leider vorzugsweise in Offiziers- und Akademiker-Familien finden. 
Zum Teil werden durch die Bestimmungen in ihrem jetzigen Umfange auch die 
Nachkommen solcher Männer aus der Volksgemeinschaft ausgegliedert, die sich 
um die deutsche Wissenschaft oder um die Wiedererneuerung Deutschlands hoch 
verdient gemacht haben (Geheimrat Bering, der Entdecker der Heilserum-Therapie, 
besonders für Diphtherie und Tetanus; ferner Otto von Gierke, Vorkämpfer für 
deutsche Rechtsanschauungen). Auch aus der Mehrzahl der übrigen Eingaben in 
dieser Richtung geht hervor, daß die Betroffenen sich an ihrem Platze gleichfalls 
verdient gemacht haben, sei es als Frontkämpfer oder als Vorkämpfer nationalso­
zialistischer Anschauungen. Die Eingaben erstreben meistens nicht so sehr die Wie­
dereinsetzung in den verlorenen Beruf, sondern entspringen der Sorge um die Zu­
kunft der Kinder. 

Eine Erörterung des Problems der Mischlinge, insbesondere solcher, die nur einen 
jüdischen Großelternteil haben, erscheint aus mehreren Gründen geboten: 
1. Die Nichtberücksichtigung besonders hoher Verdienste um das deutsche Volk 

erscheint unbillig im Vergleich zu dem Erfolg, der von einer Ausgliederung der 
Nachkommen solcher Männer erwartet wird. 

2. Die Zahl der Betroffenen ist anscheinend derartig hoch, daß sie einen nennens­
werten Teil der Gesamtbevölkerung ausmacht. 

3. Die Folgen der Bestimmungen über die Mischlinge treffen vorzugsweise solche 
Kreise, die sonst völlig auf dem Boden der Regierung stehen, und die nach Er­
ziehung und Intelligenz als wertvoll im deutschen Sinne zu betrachten sind. 
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4. Der ungeheure Druck, unter dem die Betroffenen stehen, und der sich vorläufig 
nur in Eingaben äußert, wird allmählich zu entsprechendem Gegendruck führen 
müssen. Dies würde eine zusätzliche Belastung, wenn nicht Gefahr, bedeuten. 

Falls eine Erörterung der Frage als angebracht angesehen würde, wäre vorweg 
vielleicht zu erwägen, ob die Regierung schon vor der Wahl irgendeine Entschließung 
oder programmatische Erklärung veröffentlichen sollte, um das Wahlergebnis günstig 
zu beeinflussen, oder ob ein solcher Schritt als mit der Autorität der Regierung nicht 
vereinbar zu betrachten wäre. 

Sollten Milderungen erwogen werden, so kämen u. a. folgende Wege in Frage: 

1. Wird die Frage bejaht, daß der Vorteil, den die Ausgliederung der mit einem 
jüdischen Großelternteil belasteten Deutschen mit sich führt, nicht die Nach­
teile der Maßnahme aufwiegt, so wäre auf die Reinerhaltung des ursprünglichen 
Sinnes von § 3 des Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums hin­
zuwirken, also darauf, daß diese Vorschrift in ihrer ganzen Schärfe lediglich auf 
Beamte im engeren Sinne anzuwenden ist, nicht aber auf Staatsangehörige in 
Stellungen, die nur einen beamtenähnlichen Charakter haben, wie z. B. Steuer­
berater, Zolldeklaranten u. ähnl., keinesfalls aber auf Berufe, die mit Beamten­
tum überhaupt nichts mehr zu tun haben (Handwerker, Rotes Kreuz, Arbeits­
front usw.). 

2. Ein anderer Weg wäre der, den Arierparagraphen in seiner jetzigen Fassung 
auf politische Beamte im eigentlichen Sinne zu beschränken; wenn auch eine Rück­
gängigmachung der bereits auf Grund des Paragraphen getroffenen Maßnahmen 
nicht in Frage kommen kann, so könnte doch zu erwägen sein, für die Zukunft 
den sogenannten 3/4-Ariern den Zugang zu Beamtenlaufbahnen nichtpolitischer 
Art, zur Anwaltschaft usw., zu öffnen. Neue Gefährdungen für die Amtsauffas­
sung dieser Personen oder für die rassische Zusammensetzung des Volkes dürften 
hierin nicht liegen, weil durch die bisherigen Regierungsmaßnahmen das 
deutsche Volk eine scharfe Lehre erhalten hat, Mischehen künftig zu meiden. 
Überdies stünde eine solche Maßnahme im Einklang mit der Hochschulgesetz­
gebung. Diese sieht nur Kinder aus Mischehen nicht als Arier an, gibt dagegen 
Enkeln aus solchen das Studium frei. Es wäre hiermit schwer vereinbar, wenn 
derselbe Staat, der diese Regelung getroffen hat, den Kandidaten nach bestan­
dener Prüfung etwa alle juristischen Berufe, jeden Dozentenberuf usw. ver­
sperrte. 

3. Sollten die Vorschläge zu 1 und 2 unausführbar sein, so käme in Frage, durch 
Gesetz oder durch andere Einwirkung das Überhandnehmen der Bestimmungen 
gegen die 3/4-Arier auf allen Lebensgebieten zu unterbinden, und sämtliche der­
artigen Bestimmungen, auch die schon erlassenen, von der Zustimmung des 
Reichsministers des Innern abhängig zu machen. 

4. Hilfsweise wird vorgeschlagen, Ausnahmen für die Nachkömmlinge besonders 
verdienter Deutscher (von Bering, von Gierke) oder der im Kriege oder in der 
deutschen Revolution ausgezeichneten Männer vorzusehen, gegebenenfalls in 
Form eines allgemeinen „Härteparagraphen", über dessen Anwendung der 
Reichsminister des Innern zu entscheiden oder Richtlinien zu erlassen hätte. 

gez. Lösener 
30. 10. 33 ." 

Eine andere Vorlage von mir an Frick führte zu einem Runderlaß des Ministeriums 
in der von mir entworfenen Fassung. Er lautete: 
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„Der Reichsminister des Innern 
I 6071130. 12. 

An 

die Obersten Reichsbehörden, 
die Herren Reichsstatthalter, 
die Landesregierungen 

(für Preußen: den Herrn Ministerpräsidenten und sämtliche Herren Minister). 

Die deutsche Ariergesetzgebung ist aus völkischen und staatspolitischen Gründen 
notwendig. Andererseits hat sich die Reichsregierung selbst gewisse Grenzen ge­
steckt, deren Einhaltung gleichfalls erforderlich ist. Die deutsche Ariergesetzge­
bung würde im Inland und Ausland richtiger beurteilt werden, wenn diese Gren­
zen überall beachtet würden. Insbesondere ist es nicht angebracht, ja sogar bedenk­
lich, wenn die Grundsätze des § 3 BBG, des sogenannten „Arierparagraphen" (der 
das Vorbild für zahlreiche andere Gesetze und Verordnungen geworden ist), auf 
Gebiete ausgedehnt werden, für die sie überhaupt nicht bestimmt sind. Es gilt 
dies insbesondere, wie die nationalsozialistische Regierung immer wieder erklärt 
hat, von der freien Wirtschaft. 

Ich bitte daher wiederholt, derartigen Übergriffen mit aller Entschiedenheit 
entgegenzutreten und auch die unterstellten Behörden nachdrücklich darauf hin­
zuweisen, daß sie ihren Maßnahmen und Entscheidungen nur die geltenden Gesetze 
zu Grunde zu legen haben. Die Behörden müssen einerseits, wenn nach den zur 
Zeit maßgebenden Bestimmungen die Voraussetzungen für die Vornahme einer 
Amtshandlung (z. B. Eheschließung oder polizeiliche Schutzmaßnahme) erfüllt 
sind, diese ohne Verzug vornehmen, andererseits unzulässige, durch Gesetz oder 
Verordnung nicht erlaubte Einwirkungen auf wirtschaftliche Unternehmungen, 
Verbände usw. unterlassen. Eine Aufhebung, Änderung oder Ausdehnung gelten­
der Reichsgesetze steht nach Maßgabe des Ermächtigungsgesetzes nur der Reichs­
regierung selbst zu, nicht aber den diese Gesetze ausführenden Organen. Diese 
haben vielmehr die Gesetze so lange anzuwenden, als sie in Geltung sind, und dürfen 
sich mit ihnen auch dann nicht in Widerspruch setzen, wenn sie vielleicht natio­
nalsozialistischen Auffassungen nicht voll zu entsprechen scheinen. 

Im Interesse eines einheitlichen Vorgehens bitte ich ferner, mich in jedem Fall 
möglichst frühzeitig zu beteiligen, wenn Maßnahmen ins Auge gefaßt werden, 
die auf eine Sonderbehandlung von Nichtariern abzielen. Sollten bereits Absichten 
oder Anregungen dieser Art vorliegen, so darf ich bitten, sie mir nebst Begründung, 
Material und dergl. umgehend mitzuteilen, damit ich rechtzeitig Stellung dazu 
nehmen kann. 

gez. Dr. Frick." 

Wie ich auf diesen Wegen weiterging, habe ich weiter unten im Zusammenhang 
mit der Nürnberger Gesetzgebung dargestellt. 

Es ist selbstverständlich, daß ich diesen Kampf nicht etwa völlig allein geführt 
habe und daß ich die erzielten und bleibenden Erfolge nicht allein in Anspruch nehmen 
kann. Zunächst mußte ich die Unterstützung Vorgesetzter im eigenen Hause finden 
und mir erhalten, da ich als bloßer Referent nicht einmal die Befugnis hatte, Schrei­
ben grundsätzlicher Art an gleichgeordnete Dienststellen in Staat und Partei zu un­
terzeichnen, geschweige denn Berichte an den „Führer". So bedurfte es unausge­
setzter schriftlicher oder mündlicher Bearbeitung der Abteilungsleiter und des Staats­
sekretärs und (durch diesen) des Ministers, damit die von mir verfaßten Schreiben 
auch unterschrieben und ich bei mündlichen Auseinandersetzungen in Sitzungen 

Berlin, 
den 17. Jan. 1934 



272 Dokumentation 

nicht sofort von den eigenen Vorgesetzten bloßgestellt wurde. Andernfalls wäre mein 
ganzes Streben ein Speer ohne Spitze geblieben. Ferner waren Bundesgenossen in 
anderen Behörden notwendig. Der leidenschaftlichste und wichtigste hiervon war 
mein Freund Dr. Killy in der Reichskanzlei, mit dem zusammen ich all die Jahre 
hindurch laufend Besprechungen über diese Dinge gehabt und bei jeder neuen Ge­
fahrenwelle Gegenminen erdacht und ins Werk gesetzt habe, wobei Killy eine un­
entbehrliche Rolle spielte. Auch im Wirtschaftsministerium fand ich stets Verständ­
nis und Hilfe, in den ersten Jahren auch im Justizministerium, und in der eigenen 
Abteilung I war besonders die laufende Beratung mit Dr. Globke unschätzbar. Ich 
selbst aber war kraft meines Referats doch die eigentliche Angel, um die sich das 
alles drehte. Ohne meine ständigen Einwirkungen hätten meine erwähnten Vorge­
setzten an einen solchen Widerstand kaum gedacht oder zum mindesten hätten sie 
ihn bald aufgegeben. Je länger die Existenz und damit die erbarmungslosen Metho­
den des Hitlerreiches sich wider Erwarten hinzogen, um so schwerer wurde es, diese 
Herren bei der Stange zu halten. Die Gesinnungsgenossen und Verbündeten Killy 
und Globke aber waren sachlich nicht zuständig, auf diesem Arbeitsgebiet amtliche 
Maßnahmen vorzubereiten, vorzuschlagen und in Gang zu setzen. Das lag mir ob. 

Wenn ich somit keineswegs zu behaupten gedenke, mir käme das ausschließliche 
Verdienst an den immerhin erzielten Erfolgen zu, so darf ich doch für mich in An­
spruch nehmen, daß sie ohne mich nicht erreicht worden wären. Einer der partei­
frommen Beamten auf meinem Platz hätte ein zusätzliches Unglück für unzählige 
Menschen bedeutet. 

Das Jahr 1934 war verhältnismäßig ungünstig für meine Ziele. Der Platz des ab­
gegangenen Abteilungsleiters Min.Dir. Dammann wurde von einem jüngeren Par­
teigenossen, Dr. Nicolai, besetzt, mit dem ich zwar leidlich offen reden konnte, der 
aber wenig bereit war, meinen Ansichten beizutreten. Glücklicherweise war um diese 
Zeit herum die Judenfrage einmal weniger aktuell für die Partei. Die Lage besserte 
sich für mich erst, als nach Nicolais Verschwinden der Staatssekretär Dr. Stuckart im 
Frühjahr 1935 den Posten des Abteilungsleiters I erhielt, ein zwar auch noch jüngerer 
Mann (m. W. damals nicht viel über 30 Jahre alt), auch ein überzeugter Nationalso­
zialist, aber ein Mann von größter Tatkraft und von ganz anderem Format als die 
Dutzendware der Emporkömmlinge. Vor allem war er auch für andere Ansichten 
zugänglich, wenn sie gut begründet waren, und hielt nicht nach Art enger Geister 
starr an einer vorgefaßten Meinung fest, wenn er sie als falsch erkennen mußte. Er 
empfing mich wie alle seine Referenten nach seinem Dienstantritt, um durch einen 
ersten Vortrag einen allgemeinen Überblick über die Probleme der Referate zu er­
halten. Mein Vortrag dauerte wohl 40 Minuten, während deren er mich nicht ein 
einziges Mal unterbrach, wohl aber gespannt zuhörte. Dies gab mir den Mut, alles 
auf einmal in die Wagschale zu werfen, und ihm meine Ziele bezüglich der „Misch­
linge" und der „Mischehen", diesmal sogar mit Gründen ethischer Art gestützt, 
lückenlos zu entwickeln. Als ich geschlossen hatte, sagte er nur : „Herr L., ich billige 
jedes Wort, das Sie gesprochen haben", und entließ mich mit allen Zeichen persön­
lichen Wohlwollens. Damit war zunächst eine günstigere Wendung eingetreten, 
deren Bedeutung sich bald zeigte. 

Die Entstehung der „Nürnberger Gesetze" vom 15. September 1935 

Anläßlich des „Reichsparteitages der Freiheit", der am 8. September 1935 in 
Nürnberg begonnen hatte, hatte Hitler den Reichstag zum 15., dem abschließenden 
Sonntag, dorthin einberufen, um ihn das Reichsflaggengesetz beschließen zu lassen. 
Dieses Gesetz war im Reichsministerium des Innern vorbereitet worden. Seit Mon­
tag, dem 8. September waren die Berliner Ministerien fast außer Betrieb, da alles, 
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was Rang und Namen hatte, in Nürnberg war. Wir Daheimgebliebenen freuten uns 
der Ruhe und versammelten uns am Freitag, 13., zu einem ausgiebigen Dämmer­
schoppen, der gleichzeitig der Feier meiner vor 14 Tagen erfolgten Ernennung zum 
Ministerialrat galt und sich bis in die Nacht hinzog. Gegen 11 Uhr wurde ich dort 
ans Telefon gerufen: meine Frau teilte mir mit, das Ministerium habe soeben mit­
geteilt, ich müsse morgen früh um 7 Uhr vom Flughafen Tempelhof nach Nürnberg 
fliegen. Es handele sich um ein Judengesetz, ich solle Akten mitnehmen. Kurz nach 
diesem Anruf wurde auch Kettner, der persönliche Referent von Staatssekretär 
Stuckart ans Telefon gerufen und bestellte mir im Auftrage Stuckarts dasselbe. Ich 
begab mich schleunigst in das dunkle RMdl, damals noch im Generalstabsgebäude 
am Königsplatz, begleitet von einem Kollegen, m. W. Kettner, um einige Aufzeich­
nungen, Vorlagen und Schriftstücke aus meinem Zimmer, verschiedenen anderen 
Zimmern von Vorgesetzten, der Registratur usw. zu holen. Da alles abgeschlossen 
war, weckten wir den Bürodirektor Stoppel, der im Hause wohnte, und der uns dann 
half. Auch mußte ich meinen Expedienten Culmsee aus Spandau alarmieren und 
kommen lassen, da mir der Verbleib einiger Schriftstücke, die vielleicht wichtig sein 
könnten, nicht mehr erinnerlich war. Um 1/2 3 langte ich endlich zu Hause an, 
schlief 2 Stunden, flog um 7 Uhr von Tempelhof zusammen mit Medicus ab und 
war um 9 Uhr vormittags am Vortage der Reichstagssitzung in Nürnberg. Ein be­
reitstehender Wagen fuhr uns sofort zur Polizeidirektion, wo wir in einem kleinen 
Dienstzimmer von den Staatssekretären Pfundtner und Stuckart begrüßt wurden. 
Außerdem war noch ein Min.Rat Seel vom Mdl anwesend, sowie eine Stenotypistin 
der Polizeidirektion. Die Herren eröffneten uns, der „Führer" hätte ihnen am Tage 
vorher, Freitag, den Auftrag gegeben, sofort ein Judengesetz zu entwerfen, das am 
nächsten Tage „zur Auffüllung des Programms" vom Reichstag beschlossen werden 
sollte, da ihm, Hitler, das Flaggengesetz allein als „zu mager" im Verhältnis zu dem 
großartigen Aufwand eines Nürnberger Reichstages erschiene. Hitler hätte über 
Frick den Befehl gegeben, den ganzen Fragenkomplex, den die Parteipropaganda im 
Jahre 1935 mit immer größerem Lärm in den Vordergrund gebracht hatte, gesetzlich 
zu regeln, nämlich das Verbot von Ehen zwischen Juden und Ariern, Verbot des 
außerehelichen Geschlechtsverkehrs zwischen ihnen und die Beschäftigung arischer 
Dienstmädchen. Die Herren, die durch fünf Tage des Parteitagstreibens schon etwas 
erschöpft waren, hatten einige schriftliche Entwürfe gemacht, die ihnen aber nicht 
zusagten. Mir war es klar, daß hier eine große Chance lag, durch die Formulierungen 
des Entwurfs bestimmte Erfolge zu erzielen, die in dem bisherigen ewigen Hin und 
Her der Diskussion mit der Partei nicht zu erreichen gewesen waren. Hitler selbst 
wollte das Gesetz (das sogenannte Blutschutzgesetz) unterzeichnen, und damit, so 
meinten wir damals, würde dann endlich eine wenn auch noch so unbefriedigende 
Rechtsgrundlage geschaffen sein und Ruhe auf diesem Gebiet eintreten. Die Bera­
tungen mit den beiden Staatssekretären während der beiden Tage Samstag und Sonn­
tag waren ohne jeden persönlichen oder dienstlichen Zwang, völlig kameradschaftlich 
im Ton. Die Widerwärtigkeiten lagen in der sachlichen Aufgabe. An den strikten 
Befehlen Hitlers über die drei erwähnten Punkte war nichts zu ändern, wohl aber 
etwas herauszuholen, wenn es gelang, den Parteiparolen, die immer „Juden und 
Judenstämmlinge" in einem Atem nannten, durch eine klare gesetzliche Grenze ihre 
Wirkung zu nehmen und klar herauszuarbeiten, daß die Führeranweisung ausschließ­
lich Volljuden betreffe. Die beiden Staatssekretäre, die meine ständigen Bestrebungen 
in dieser Richtung aus zahlreichen Vorlagen und Vorträgen bei ihnen kannten und 
billigten, unterstützten nun mit Energie den Versuch eines dahingehenden Gesetz­
gebungsaktes, dessen Bedeutung durch die ganze Aufmachung eines Reichstages be­
sonders nachhaltig sein mußte. Im Laufe des Vormittags gesellte sich als Abgesandter 
der Partei zu uns der damalige Min. Rat Sommer vom Braunen Haus in München 

Vierteljahrshefte 4/3 
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(später Min.Direktor in der Parteikanzlei, zuletzt zeitweise Präsident des Reichsver­
waltungsgerichts). Dieser meldete die Parteiforderungen an, daß „selbstverständlich" 
die Judenstämmlinge mit in das Gesetz hineinmüßten, daß bereits bestehende Misch­
ehen aufgelöst werden oder die arischen Ehepartner von Juden ebenso wie Juden 
behandelt werden müßten. Er kam im Auftrage Dr. Gerhard Wagners, des „Reichs­
ärzteführers", eines der schärfsten Antreiber in der Judenfrage, der während der 
ganzen Stunden bis zum Beginn des Reichstages sich ständig in Hitlers Nähe hielt, 
um ein möglichst erbarmungsloses Gesetz herbeizuführen. Der Herr Sommer selbst 
erwies sich als wenig störend, da ihm „der ganze Schreibkram zu dumm" war; er 
zog sich in einen anderen Raum zurück, wo er sich lange mit dem neuen „Schlager" 
des Reichsparteitages beschäftigte, einem aufziehbaren kleinen Panzerwagen, der 
Funken sprühte und über Akten klettern konnte. 

Als der erste Entwurf (ohne Berücksichtigung der Parteiforderungen) fertig dik­
tiert war, wurde ich damit zu Frick geschickt, damit er sich über die Gründe, die zu 
unserer Fassung geführt hatten, informierte und diese dann bei Hitler vertreten 
konnte. Fricks Quartier war weit weg von der Polizeidirektion in der Villa Häberlein 
im Osten der Stadt. Ich brauchte viel Zeit, um dorthin zu gelangen, da ich zweimal 
die marschierenden endlosen Zwölferreihen irgendwelcher Verbände durchqueren 
mußte, was streng verboten war und mir als Nichtuniformierten beide Male erheb­
liche Unannehmlichkeiten bei den Absperrketten der Polizei und SS bereitete. Als 
ich bei Frick ankam, war er fort. Nach großem Zeitverlust konnte ich ihn erreichen. 
Er nahm den Entwurf, lehnte aber dankend jede Information ab und ging zu Hitler. 
Hier geschah das, was sich von da ab jedesmal wiederholte: Gerhard Wagner war 
bei Hitler, suggerierte Einwände, und Frick war mangels jeder Information nicht in 
der Lage, auf die Bemängelungen Hitlers etwas Sachdienliches zu erwidern oder gar 
den Entwurf erfolgreich zu vertreten. Dennoch bestand Frick jedesmal darauf, allein 
zu Hitler zu gehen und lehnte es kühl ab, Pfundtner oder Stuckart mitzunehmen. 
Ich selbst kam dafür natürlich überhaupt nicht in Frage und bin weder bei dieser 
Gelegenheit noch sonst jemals bei Hitler gewesen. Dieses Verhalten Fricks, dessen 
Gründe mir undeutlich geblieben sind (verkehrt angebrachtes Geltungsbedürfnis?), 
hatte nicht nur die Staatssekretäre verdrossen, die das schon kannten und deshalb 
gar nicht erst den beschwerlichen Weg zu ihm angetreten hatten — es mußte fast 
alles zu Fuß gemacht werden wegen der Marschkolonnen —, sondern es hat der Sache 
selbst ungeheuer geschadet. Ich hatte zu all den jetzt brennend gewordenen Problemen 
in mehr als zweijähriger Arbeit so viel Argumente zusammengetragen, daß ihre ge­
schickte Anbringung auch Hitler gegenüber wohl nicht ohne Eindruck geblieben 
wäre, wie es sich später auch wirklich erwiesen hat. Dazu gehörte freilich Kenntnis 
der weitverzweigten Probleme, und die hat Frick in seiner unbegreiflichen, später 
immer noch zunehmenden Indolenz nie besessen, auch gar nicht versucht zu erwer­
ben. Auch an keiner unserer Beratungen bis zum Beginn der Reichstagssitzung hat 
er nur eine Minute teilgenommen. Es würde zu weit führen, den weiteren Ablauf 
von Stunde zu Stunde darzustellen, auch sind mir die Einzelheiten in ihrer Mono­
tonie nicht mehr durchweg erinnerlich. Es wiederholte sich im Laufe des Samstages 
mehrfach das Folgende: Frick mit einem Entwurf, über dessen Gründe er keine Aus­
kunft geben konnte, bei Hitler, Einwendungen Hitlers auf Anraten Wagners, Rück­
kehr Fricks mit Hitlers Befehl, dies oder das zu ändern. So entstand im Laufe des 
Tages eine größere Anzahl von Entwürfen von ganz unterschiedlicher Schärfe. Am 
Nachmittag siedelten wir mit unserer Arbeit in Fricks Quartier über, um die Miß­
helligkeiten des weiten Weges zu ihm zu vermeiden. Außerdem war die Stenotypi­
stin der Polizeidirektion unter Berufung auf den freien Samstagnachmittag heimge­
gangen und eine andere war nicht zu bekommen, da der Parteitagtrubel auf dem 
Höhepunkt und kein einheimischer Beamter in seinem Hause zu erreichen war. Bei 
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Frick war eine Schreibmaschine, und einer oder der andere Polizeioffizier aus seinem 
Gefolge schrieb unsere Entwürfe nieder. Eigene Stenotypistinnen des Ministeriums 
waren nicht da, weil niemand vorher solche Arbeiten geahnt hatte. Wir saßen im 
Musikzimmer der Villa, räumlich sehr beschränkt, Pfundtner vor dem Flügel als 
Schreibtisch, Stuckart auf dem Sofa, Seel, der sich kaum noch beteiligte, in einer 
Ecke, ich auf einem Stuhl am Flügel und am Rauchtisch. Frick saß, durch eine ge­
schlossene Schiebetür von uns getrennt, im Nebenzimmer in Unterhaltung mit Frau 
Häberlein bei Wein und Lebkuchen. Um Mitternacht kam er dann von seinem letzten 
Vortrag bei Hitler mit unserem letzten Entwurf zurück. Wir hatten ihm eine tele­
grammartige Begründung der Hauptpunkte schriftlich aufgesetzt, die ihm Pfundtner 
zugleich mit dem Entwurf mitgab (das konnte aber auch schon im Lauf des Nach­
mittags gewesen sein). Er eröffnete uns, der Führer wünsche zum nächsten Vormittag 
Reinschriften von 4 Entwürfen, deren Inhalt von der schärfsten Fassung A über zwei 
Zwischenfassungen B und C bis zur mildesten, von uns vertretenen Fassung D ging. 
Aber: der Führer wünsche zur Abrundung der Gesetzgebung des nächsten Tages 
noch ein Grundgesetz, ein Reichsbürgergesetz, das ihm sofort vorzulegen sei. Pfundtner 
fragte ihn ganz entsetzt und mit einem jeder Höflichkeit baren Tone, was denn das 
solle, ob er denn dem Führer nicht ein Licht aufgesteckt habe (oder so ähnlich), was 
so ein Gesetz, ein Grundgesetz für ein „tausendjähriges Reich", für Überlegungen 
und umsichtige Vorarbeiten erfordere usw. Stuckart machte Frick ähnliche Vorhal­
tungen, aber dieser sagte völlig unberührt, es sollten bloß ein paar lapidare Worte 
sein, der Bedeutung des Gesetzes angemessen, aus dem Gedankenbereich des ein­
schlägigen Kapitels aus dem Buch des Führers, eine Art Vorrechtsstellung für rein 
Deutschblütige. Damit begab er sich wieder ins Nebenzimmer und schloß die Tür. 
Es war etwa 1/21 nachts geworden und wir waren durch die Spannungen des Kampfes 
mit dem für uns unsichtbaren Gegner Gerhard Wagner und die gehetzte Arbeit an 
einem Werk, dessen ungeheure Bedeutung schwer auf unserem Verantwortungsbe­
wußtsein lastete, körperlich und geistig am Rande der Kraft. Wir gaben zunächst 
einige Flüche und andere Bemerkungen von uns, wie sie sonst bei einer solchen dienst­
lichen Beratung undenkbar gewesen wären. Wir waren halb verzweifelt und wüßten 
mit dieser neuen Laune Hitlers überhaupt nichts anzufangen. Es formten sich dann 
langsam Vorstellungen zunächst negativer Art: Das Gesetz müßte so inhaltsleer wie 
nur möglich gefaßt werden und so zunächst ohne irgendwelche praktische Konse­
quenzen bleiben. Das weitere müsse man der Zukunft überlassen. Ferner müßte unter 
allen Umständen das gegenwärtige Staatsangehörigkeitsgesetz ausdrücklich sicher­
gestellt werden, vor allem müßte die Staatsangehörigkeit der Juden unangetastet 
bleiben. Die weitere Erörterung, die sich immer langsamer und mühseliger dahin-
schleppte, förderte dann den Begriff eines noch nebelhaft bleibenden Reichsbürger­
rechts zu Tage, einer Art gehobener Staatsangehörigkeit. Wer aus unserem Kreise 
damals diesen oder jenen mühsam produzierten Einfall in die Debatte warf, weiß ich 
nicht mehr, da sich ja die Erörterung nicht mehr logisch aufbaute, und auch mancher 
noch größere Unsinn vorgebracht und wieder verworfen wurde. Es wurde dann end­
lich, da die Zeit drängte, ein Entwurf mit einer Phrase als Kern (§ 2 Abs. 1) zusam­
mengestoppelt, und Frick begab sich gegen 1/22 zu Hitler. Wir hatten nur etwas 
über eine Stunde Zeit gehabt, um dieses Phantom eines Grundgesetzes zu entwerfen, 
und in welcher Verfassung! Nach etwa einer Stunde kam Frick zurück: der Führer 
habe den Entwurf gebilligt; Frick lud uns nun (1/23 morgens) noch zu einer Flasche 
Wein ein, und wir setzten uns mit ihm und Frau Häberlein zu Tisch. Frick äußerte 
kein Wort zu der „Gesetzgebung", die uns seit nahezu 15 Stunden ununterbrochen 
in grimmiger Spannung gehalten hatte. Er sprach ein paar gelangweilte Sätze, die 
sich auf seine Pflichten als Fraktionsführer im Reichstag bezogen, der in 12 Stunden 
beginnen sollte. Nach einer Stunde etwa konnten wir endlich aufbrechen. Ich ge-
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langte im „Bamberger Hof" um 1 /25 ins Bett. Um 1/27 begann gerade unter meinen 
Fenstern eine große Polizeikapelle ein Geburtstagsständchen für Daluege, der auch in 
dem Hotel wohnte. Um 8 Uhr holte mich Pfundtners Chauffeur zu einer Besprechung 
auf Pfundtners Zimmer. Ich mußte im Schlafanzug dahin, auch Pf. war nicht anders 
gekleidet. Es handelte sich um eine ausführliche Pressenotiz, die Frick für die Partei­
presse wünschte. Die Aufgabe war unlösbar, da wir ja nicht wußten, welche der so 
völlig verschiedenen Fassungen heute Gesetz werden und was Hitler selbst in der zu 
erwartenden Reichstagsrede dazu sagen würde. Wir mußten aber doch gleich nach 
dem Frühstück damit beginnen. Gleichzeitig galt es aber nach einer Unterstützung 
zu suchen, damit Hitler zu Gunsten der Fassung D gestimmt und der ständige ge­
fährliche Einfluß G. Wagners und seiner Gesinnungsgenossen wenigstens einiger­
maßen eingedämmt würde. Da Frick hierfür ungeeignet war, sollten Pfundtner und 
Stuckart die Minister Neurath und Gürtner gewinnen. Wir mußten uns deshalb im 
Bamberger Hof aufhalten, und so wurden die Arbeiten an der Pressenotiz und die 
Gewinnung von Gesinnungsgenossen im Frühschoppenlärm und Getümmel der 
engen Schankstube des Hotels fortgesetzt. Ich versuchte, Pressenotizen zu entwerfen, 
schrieb sie auf alte Speisekarten, da - am Sonntag - kein anderes Papier zu beschaffen 
war, diktierte dem Hotelboten in die Schreibmaschine, da eine andere Schreibkraft 
nicht aufzutreiben war und die Zeit drängte. Dann waren auch die wenigen Papier­
bogen der Maschine zu Ende. Pfundtner hatte inzwischen Neurath und Gürtner be­
arbeitet. Soviel ich weiß — ich war nicht dabei — ist einer von diesen zu Hitler ge­
gangen oder hat wenigstens versucht, ihn zu erreichen. Kurz vor der Reichstagssitzung 
aßen wir noch hastig in der Schankstube, dabei diktierte mir Pfundtner noch eine 
andere Fassung der Veröffentlichung, die ich auf die ausliegenden Speisekarten schrieb. 
Wir liefen schnell zum Wagen und kamen kurz vor dem Beginn der Sitzung an. Die 
Reichstagssitzung fand im Festsaal eines großen Hotels nahe am Bahnhof statt. Ich 
glaube, es hieß „Fürstenhof". Wir Beamten erhielten Plätze hinter der Redner­
tribüne in der vorletzten Reihe. Als es nach den üblichen Ansprachen zur Verlesung 
der Gesetzestexte kam, die die Abgeordneten bereits gedruckt als Initiativantrag des 
Reichstages „Antrag Frick und Genossen" in Händen hielten, hörten wir zu unserer 
Freude, daß Hitler unsere Fassung D gewählt hatte. Nur fehlte ein entscheidender 
Satz, auf den ich so viel Gewicht gelegt hatte: „Dieses Gesetz gilt nur für Volljuden." 
Hitler hatte ihn eigenhändig gestrichen, wie ich kurz darauf erfuhr, aber angeordnet, 
er solle als DNB-Notiz gleichzeitig mit den Gesetzen in die Presse gebracht werden. 
Das ist auch geschehen. Ich habe auch, als ich das Original noch einmal in Berlin in 
die Hand bekam, den gestrichenen Satz gesehen. Dagegen fehlten der Satz und die 
Durchstreichung in dem angeblichen Faksimile, das im Völkischen Beobachter ge­
zeigt wurde, als später die Urschriften der Nürnberger Gesetze feierlich als Ehren­
gabe nach Nürnberg übergeführt wurden. 

Besondere Bedeutung bereiteten mir außer der Wahl der Fassung D das ostentativ 
wütende und verachtungsvolle Gesicht Julius Streichers, der in der zweiten oder 
dritten Reihe der Abgeordneten uns gegenüber saß, und ferner in Hitlers Rede die 
Stellen, in denen er betonte, daß es sich um eine abschließende, endgültige Regelung 
der Stellung der Juden handele. Als die Sitzung zu Ende war und die Teilnehmer 
die Straße betraten, brüllte die große Volksmenge dort andauernd: „Was ist be­
schlossen? Was ist beschlossen?" Da dort genügend viele Lautsprecher montiert waren, 
wußten wir nicht, was die Leute meinten, erfuhren aber dann, daß Goebbels die 
Übertragung der Sitzung im Rundfunk nur bis unmittelbar vor Verlesung der Ge­
setze zugelassen, dann aber Musik hatte senden lassen. Ein plötzlich losbrechender 
Gewittersturm zerstreute die Menge schnell, und Hitler und die anderen Größen 
flüchteten schnell in ihre Wagen. 

Am Abend gab Frick telefonisch wieder Auftrag für eine völlig andere Pressenotiz 
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und wir saßen darüber noch bis 1/23 nachts zusammen, brachten aber nach 2 fast 
schlaflosen Nächten und den übermäßigen Erregungen der beiden Tage nichts 
Brauchbares zustande und wollten es auch nicht mehr. Am nächsten Morgen (Mon­
tag) ließ Frick bestellen, er hätte es sich anders überlegt und wollte überhaupt keine 
Pressenotiz mehr. Von diesem Augenblick an drückte ich mich mit Pfundtners Ein­
verständnis, der das alles gleichfalls übersatt hatte, und zeigte mich erst wieder am 
übernächsten Tage in Berlin im Ministerium. 

Die Bedeutung der Nürnberger Gesetze 

Das erste Nürnberger Gesetz, das Reichsflaggengesetz, kann außer Betracht blei­
ben. Unter den Nürnberger Gesetzen werden auch im Sprachgebrauch stets nur das 
Reichsbürgergesetz und das Blutschutzgesetz verstanden. Das letztere war das Haupt­
gesetz des Reichstages vom 15. September 1935. Es ist eine heute populäre Auffassung, 
die Nürnberger Gesetze seien der Auftakt zu der eigentlichen Judenverfolgung und 
der Nährboden gewesen, aus dem alle späteren Greueltaten entsprangen. 

Diese heutige Auffassung beruht auf einer Verkennung der Zusammenhänge und 
verbindet geschichtliche Vorgänge miteinander, indem sie den Zusammenhang von 
Ursache und Wirkung umdreht. Die gedachten Vorgänge folgten zwar rein zeitlich 
aufeinander, nicht aber kausal. Nichts liegt mir ferner, als etwa diese Gesetze be­
schönigen zu wollen. Ich habe sie während jeder Minute ihrer zweitägigen Entstehung 
als einen Frevel betrachtet. Sie müssen aber historisch richtig eingeordnet werden, 
und dazu bedarf es eines Rückblickes auf den Stand der „Judenfrage" im dritten 
Jahr der Diktatur. 

Das erste antisemitische Gesetz war das Gesetz zur Wiederherstellung des Berufs­
beamtentums vom 7. April 1933 (RGBl. I S. 175) mit seinem „Arierparagraphen" 
gewesen, das vor meiner Einberufung ins Ministerium entstanden war und mir den 
ersten schweren Schock versetzt hatte, da es der Parteihetze gegen „Juden und Juden-
stämmlinge" bis an die Grenze jenseits der „Vierteljuden" nachgegeben hatte. Es 
waren noch ähnliche Arierparagraphen gefolgt, aber im Wesentlichen hatte die Ge­
setzgebung in der Rassenfrage dann geruht. Die im Jahre 1933 besonders lärmende 
antisemitische Hetze der Partei hatte einen ersten Erfolg errungen und die Partei 
sah es bereits als selbstverständlich an, daß mindestens die Halbjuden den Volljuden 
in jeder Beziehung gleichgesetzt wären. Im Jahre 1934 bewegte sich die Hetze in 
dem bisherigen Rahmen. Ich hatte damals bereits eine Sammlung von Argumenten 
gegen ihre Ausweitung angelegt und mehrere schriftliche Vorlagen in dieser Rich­
tung an Frick gemacht. Er ließ sie zwar in seiner gleichgültigen Art, die jeder Ver­
tiefung eines Problems abhold war, ziemlich unbeachtet, aber der beginnende Wider­
stand des Ministeriums, bei dem mir mein damaliger nächster Vorgesetzter, Min.-
Dirigent Hering, mit voller Zustimmung zur Seite stand, hatte die Aufmerksamkeit 
der Parteigrößen erregt. Im Jahre 1934 (näherer Zeitpunkt ist mir entfallen) ließ sich 
Julius Streicher bei Frick anmelden, um in „kameradschaftlicher Aussprache" die 
Differenzen zwischen den beiderseitigen Auffassungen zu klären. Frick ordnete meine 
Gegenwart bei der Diskussion an. (Es war das einzige Mal außer einer Besprechung 
etwa 6 Jahre später, als ein ungarischer Diplomat ihn aufsuchte, um dem damaligen 
ungarischen Innenminister zu der fehlenden arischen Großmutter zu verhelfen, was 
dann auch bewerkstelligt wurde.) Streicher erschien, begleitet von seinem Photo­
graphen. Von einer Erörterung von Problemen war keine Rede. Nur Streicher redete, 
im Stile der Artikel seines Schmutzblattes „Der Stürmer". Er klärte Frick über die 
Gefährlichkeit des Mischlingsproblems auf, erzählte schmatzend, daß schon bei einem 
einzigen Beischlaf eines Juden mit einer Arierin die Schleimhäute ihrer Scheide durch 
den artfremden Samen derartig „imprägniert" würden, daß diese Frau, selbst wenn 
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eine Befruchtung nicht stattgefunden habe, unfähig geworden sei, reinblütige Arier 
aus der Befruchtung durch einen Arier zu gewinnen. Auf diesem Niveau bewegte 
sich seine ganze Ansprache. Ich habe nicht ein Wort gesagt, Frick ein paar belang­
lose, als Streicher zu Ende geredet hatte, etwa in dem Sinn, er sehe keine Schwie­
rigkeiten. Als wir aufstanden, hob der Photograph seine Kamera und mir gelang es, 
blitzschnell beiseite zu treten. 

Kurz nach diesem „historischen Ereignis" begann der „Stürmer", einen neuen 
Volksunwillen gegen die „Juden und Judenstämmlinge" und ihr geschlechtliches 
Treiben zu inszenieren. Jeder bespitzelte Beischlaf wurde beschrieben und illustriert. 
Die übrige Parteipresse folgte, ebenso die Parteifunktionäre jeder Schattierung. Das 
war ungefähr zu Beginn des Jahres 1935. Im ganzen Reich wurden Standesbeamte 
von den örtlichen Parteistellen und der SA unter Druck gesetzt, Aufgebote zu Ehen 
zwischen jüdischen und arischen Partnern abzulehnen; die Amtsrichter, die über die 
Beschwerden gegen die Versagung des Aufgebotes entscheiden sollten, wurden eben­
falls bedroht; es gab mehrere Fälle von Lynchjustiz gegen Menschen jüdischen Blutes, 
die „Arierinnen" heiraten wollten oder gar außerehelich mit ihnen verkehrt hatten. 
Jeder Gau- oder Kreisleiter machte sich seinen eigenen Judenbegriff zurecht und dehnte 
ihn nach seinem Belieben vom Voll- bis zum Achteljuden aus. Jeder Fall wurde in der 
Presse und in den Versammlungen breitgetreten und zur Steigerung der Hetze be­
nutzt. Wenn ich mich recht erinnere, war das Jahr 1935 außenpolitisch verhältnis­
mäßig ruhig, und es mußte eben irgend etwas anderes geschehen, damit das Volk 
„dynamisch" blieb. Im Innenministerium häuften sich die Notrufe der Betroffenen 
und die Berichte der Regierungspräsidenten, die um Weisungen für die Standesbe­
amten ersuchten. Auch war vollends ein Chaos entstanden in der Frage, wer nun 
eigentlich noch als Jude zu betrachten, was ein Judenstämmling oder Nichtarier sei, 
wo die Grenze zwischen ihnen und dem Arier zu ziehen sei. Auf dem Gebiet der 
Eheschließung zwischen Juden und Ariern trat in einigen Gegenden ein völliger 
Stillstand der staatlichen Rechtspflege ein, die Strafrichter sollten Blutschande ahn­
den, fügten sich auch in einigen Fällen unter den übelsten Verdrehungen des Straf­
gesetzbuches, und die Partei übte „Justiz" auf eigene Faust. 

Das war die Lage im September 1935, als Hitler urplötzlich den Erlaß der Nürn­
berger Gesetze anordnete. Sie wurden bei ihrer Bekanntgabe daher durchaus nicht 
nur als Verfolgungsgesetze angesehen, sondern von vielen, die keineswegs Anhänger 
des Nazisystems waren, auch von direkt Betroffenen, mit einer gewissen Erleichte­
rung begrüßt, weil sie einem Zustand völliger Rechtsunsicherheit ein Ende setzten. 
Man wußte nun wenigstens, woran man war, und ein großer bisher bedrohter Per­
sonenkreis atmete auf, besonders die „Judenstämmlinge" und die Eheleute, die in 
Mischehe lebten, denn die Forderungen der Hetzer waren bis dahin auch auf gesetz­
liche Trennung der Mischehen eingegangen. In diesem Lichte wurden die Nürnber­
ger Gesetze auch in Beamtenkreisen, zumal im Innenministerium gesehen. 

Ich betone: diese Gesetze wurden damals in weiten Kreisen nicht als etwas un­
erhört Neues, als Beginn einer verschärften antisemitischen Hetze betrachtet, son­
dern als Abschluß einer Epoche besonders übler Hetze, der überdies weit gelinder aus­
gefallen war, als man befürchtet hatte. Dies um so mehr, als Hitler selbst mit dem 
ihm eigenen Aufwand an Nachdruck jedermann verkündet hatte, das sei nun der 
Abschluß und die Lösung der Judenfrage im Deutschen Reich. Auch ich hielt dies 
für einen großen Erfolg, an dem ich mir ein gewisses Verdienst zuschrieb, da böse 
Parteiforderungen aus dem Gesetz herausgehalten worden waren, wie Einbeziehung 
der Mischlinge bis zum Achteljuden in den Judenbegriff, Sterilisierung oder Todes­
strafe für „Blutschänder", Sterilisierung der Juden und Halbjuden schlechthin, 
Zwangsscheidung der rassischen Mischehen. Es war doch nun ein Gesetz da, unter 
den auffallendsten äußeren Umständen von Hitler selbst verkündet und unterschrie-
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ben; das wenigstens mußte nun doch gesicherter Bestand und feste Grundlage für 
die Zukunft sein, so übel es auch war. Das war die verbreitete Ansicht, zunächst 
auch die meinige. In außerdeutschen Ländern, in denen die Entwicklung vor dem 
Erlaß der Gesetze nicht so deutlich ins Bewußtsein getreten war, wirkten diese Ge­
setze, zumal unter dem ungeheuren Propagandarummel, unter dem sie in die Welt 
hinausgeschrieen wurden, freilich als Beginn der eigentlichen Judenverfolgung. Dies 
war besonders in den USA der Fall, und von dort her ist diese Auffassung wieder 
nach Deutschland eingedrungen und gilt jetzt unbesehen. Sie ist falsch. 

Eine nicht minder große Verkennung der historischen Wahrheit ist es, wenn man 
heute alles Elend, alle Morde und sonstigen Frevel an den Juden, die Hitler-Deutsch­
land auf dem Gewissen hat, als eine Folge der Nürnberger Gesetze ansieht, die gleich­
sam durch sie erst entfesselt worden ist, also ohne sie vermutlich nicht oder nur in 
geringem Maße Gestalt gewonnen hätte. Es ist eine rein sachliche Aussage, wenn ich 
in Kenntnis vieler in der Öffentlichkeit unbekannt gebliebener und noch mehr in 
Erinnerung an heute wieder vergessene Tatsachen darauf hinweise, daß die vollends 
teuflische Form der Judenverfolgung der späteren Jahre nicht infolge, sondern trotz 
der Nürnberger Gesetze zur schaurigen Wirklichkeit geworden ist. Wer es anders 
sieht, weiß nicht, wie es in Wirklichkeit gewesen ist. Alle jene Greuel sind von der 
Partei, SS, SD usw. veranlaßt und verübt worden, unter völliger Ausschaltung des 
RMdl und unter Nichtachtung aller Rechtsfaktoren. Was enthält das Blutschutzge­
setz, das einzige der beiden Gesetze, das einen greifbaren Inhalt hat: das Verbot der 
Eheschließung zwischen Juden und „Deutschblütigen", das Verbot des außerehe­
lichen Geschlechtsverkehrs zwischen ihnen, das Verbot an Juden, deutschblütige 
Dienstmädchen unter 45 Jahren zu halten, und das (wohl nirgends als Härte emp­
fundene) Verbot an Juden, die Hitlerfahne zu hissen, dazu harte Strafen für die 
Übertretung dieser Verbote. Vier Verbote, die eine Regelung eines chaotisch gewor­
denen Zustandes vorstellen sollten, und die von dem obersten Gewaltherrscher als 
Schlußpunkt der Judenverfolgung proklamiert wurden. Daß die Partei (worunter ich 
nicht nur die Partei im eigentlichen Sinne, sondern vor allem auch die SS, den SD, 
die Gestapo, das Goebbelsministerium usw. verstehe) die Nürnberger Gesetze schon 
im Augenblick ihrer Verkündung verlachte und nicht daran dachte, die durch sie 
gesetzten Grenzen auch nur einen Augenblick ernst zu nehmen, wurde bald fühlbar. 
Die Nürnberger Gesetze waren diesen Leuten ein Dorn im Auge, und die folgenden 
Jahre waren voll vom Sturmlaufen dagegen und von der ständig wiederholten For­
derung, diesen oder jenen Paragraphen davon aufzuheben oder zu verschärfen, weil 
die Gesetzesbarriere bei der Verschärfung des Terrors zwar kein eigentliches Hinder­
nis, aber doch durch ihr Vorhandensein ein störender Beweis für die „Illegalität" der 
weiteren Verfolgungen war. Ich habe daher in der Zeit seit September 1935 zähe 
darum gerungen, daß die Gesetze nicht geändert, d. h. verschlimmert wurden. Dieser 
formale Erfolg war mir beschieden, doch ging die Entwicklung daran vorbei und dar­
über hinaus. Als ich im Dezember 1941 den Antrag auf Enthebung von meinem 
Referat und auf Versetzung stellte, machte mir Stuckart den Vorwurf, ich sei nicht 
„dynamisch" genug und hätte starr an der Lösung der Nürnberger Gesetze festge­
halten, wodurch all die schweren Spannungen mit Heydrich und der SS entstanden 
seien (Näheres hierüber unten). 

Die beiden „Ersten Verordnungen''' zu den Nürnberger Gesetzen, 
vom. 14. November 1935 

Sogleich nach Verkündung der Nürnberger Gesetze erwies es sich, wie verhäng­
nisvoll, es gewesen war, daß Hitler den Satz, daß das Blutschutzgesetz nur für Voll­
juden gelte, gestrichen und nur als DNB-Notiz hatte veröffentlichen lassen. Letztere 
war fast völlig wertlos. Schon in der ersten Woche nach dem Erlaß der Gesetze er-
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schienen die Parteivertreter im Ministerium, um mit Stuckart und mir die Ausfüh­
rungsbestimmungen auszuhandeln, die sachlich noch wichtiger als die Gesetze waren 
und besonders dem fast nur aus Phrasen bestehenden Reichsbürgergesetz irgend einen 
konkreten Inhalt verschaffen sollten. Vor allem galt es, endlich eine gesetzliche Defi­
nition des „Juden" zu finden und eine klare Grenze zum „Nichtjuden" zu ziehen. 
Der eigentliche Kampf stand aber erst bevor; er hat acht Wochen gedauert, täglich, 
auch an jedem Sonntag, bis in die Nächte hinein, und hat meine Gesundheit auf 
lange Zeit hinaus ruiniert. Mindestens jeden zweiten Tag fanden Sitzungen mit den 
Vertretern des Braunes Hauses statt, die in wechselnder Zusammensetzung erschie­
nen. Ihr Führer war der „Reichsärzteführer" Dr. Gerhard Wagner, die anderen 
waren Min.Rat Sommer, Dr. Bartels, der „Vertreter des Reichsärzteführers", und Prof. 
Dr. Gross, jeder ein fanatischer Judenhasser. Ich hatte Stuckart dahin gebracht, daß 
er damals fast alle meine Ansichten über die nun zu behandelnden Probleme teilte. 
Ohne ihn wäre ich als Nur-Beamter bald beiseite geschoben worden. Dr. Globke, der 
Referent für das Personenstandswesen, war oft zugegen und hat durch klugen Rat 
viel geholfen. Im wesentlichen aber haben Stuckart und ich den Kampf geführt. 
Stuckart hatte sich für diese Zeit von allen anderen Dienstgeschäften freigemacht. 
Pfundtner ließ sich öfters über den Stand der Sache unterrichten, Frick interessierte 
sich überhaupt nicht dafür, trotz aller Versuche, ihn einzuspannen. So gerieten wir 
von Anfang an in die taktisch nachteilige Situation, daß die Parteivertreter ständig 
„das Ohr des Führers" hatten, wir aber nicht. Unsere schriftlichen Vorlagen an ihn 
blieben fast ohne Wirkung, da Hitler keine Schreiben von Ministerien las. Nur über 
Lammers konnten wir gelegentlich unsere Argumente an Hitler heranbringen, außer­
dem hörte Hitler von ihnen durch Gerhard Wagner, wenn dieser sich über unsere 
Halsstarrigkeit beklagte und auf Befragen unsere Ansichten, wenn auch entstellt, 
wiederzugeben genötigt war. 

Die Parteivertreter erhoben gleich in der ersten Sitzung ihre Maximalforderun­
gen, vor allem die Ausdehnung des Judenbegriffs bis einschließlich der Vierteljuden 
(Wagner sogar zuerst bis einschließlich der Achteljuden), Zwangsscheidung der Misch­
ehen, Sterilisierungen verschiedener Grade usw. Wir kämpften dagegen mit der Fülle 
meiner gesammelten Argumente. Das einzig maßgebende Argument, das der Hu­
manität oder gar das des „positiven Christentums", das ich nur einmal Wagner unter 
die Nase rieb, war unverwendbar und hätte uns bei Hitler ohne weiteres die Quali­
fikation als nicht mehr ernst zu nehmende Narren eingebracht. Als sich die Diskus­
sion immer mehr auf einen Kampf um die Halbjuden konzentrierte, arbeitete ich 
daher im wesentlichen mit folgenden Hinweisen, die auf das Nazidenken abgestellt 
waren: 

1. die bisher völlig loyale Haltung der Halbjuden, die in das Gegenteil umschlagen 
würde; 

2. völlig unnötige Schaffung einer großen Zahl neuer Gegner, die besonders gefähr­
lich seien, da sie jeder zur Hälfte eine germanische Erbmasse besäßen, die sie zu 
Führern im Kampf auf der Seite der Gegner prädestinierte; 

3. jeder Halbjude hat einen arischen Elternteil, daher arische Verwandte und Freunde; 
alle diese würden unweigerlich ebenfalls zu Staatsfeinden; 

4. ein Ausfall von etwa 2 Divisionen Soldaten; 
5. die gerade vorher auf Hitlers Befehl veröffentlichte DNB-Notiz; 
6. der schlechte neue Eindruck im Auslande; 
7. die Auseinanderreißung von weiteren Familien, wenn der Halbjude, männlich 

oder weiblich, verheiratet ist, besonders wenn Kinder (Vierteljuden) vorhanden 
sind; 

8. Schwächung der deutschen Wirtschaft durch Verlust vieler weiteren tüchtigen 
Fachleute; 
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9. schlechte Auswanderungsmöglichkeiten; 
10. besonders empfindliche seelische Belastung, da sich die Halbjuden fast durchweg 

nur als Deutsche fühlten, daher 
11. sprunghafte Zunahme der Selbstmorde; 
12. geringe Zahl der Halbjuden, die daher im Verlauf von zwei Generationen völlig 

und ohne Gefahr vom deutschen Volkskörper aufgesogen werden würden, also 
Sinnlosigkeit des ganzen Risikos. 

Eine 15 Seiten umfassende Ausarbeitung aus dieser Zeit besitze ich noch im Origi­
nal. Die wörtliche Wiedergabe an dieser Stelle kann unterbleiben. Sie ist in Form 
einer Stellungnahme zu einer Denkschrift nebst Gegenentwurf der Partei gehalten. 
Da diese nicht mehr vorhanden sind, ist die Aufzeichnung nicht mehr ohne weiteres 
in sich verständlich. Die 12 darin enthaltenen Argumente habe ich aufgezählt. 

Zum 29. September 1935 wurde Stuckart nach München befohlen, wo Hitler vor 
einer geschlossenen Versammlung der Spitzen der Partei, Reichsleiter und Gauleiter 
im Rathaussaal seine Entscheidung bezüglich der Stellung der Halbjuden bekannt­
geben und erläutern wollte. Stuckart nahm mich mit. Der „stellvertretende Reichs­
ärzteführer" Dr. Bartels empfing uns im Hotel und teilte uns triumphierend als 
erstes mit: „Der Führer hat die Halbjuden zu den Juden geschlagen." Ich war sehr 
gedrückt. Nach einigen Schwierigkeiten wurde auch mir als Zivilist erlaubt, hinten 
im Saal Platz zu nehmen. Die hohen Herren in strotzenden Uniformen flegelten sich 
- auch während der folgenden Rede — in unglaublichen Haltungen an den Tischen 
herum. Mir fiel auf, mit welch ostentativen Zeichen von Unlust und Langeweile 
sie der (natürlich zweistündigen) Rede beiwohnten. Zuhören konnte man es nicht 
nennen. Hitler entwickelte zunächst das ganze Mischlingsproblem und zwar mit einer 
mich verblüffenden Sachkenntnis und Vollständigkeit. Ich stellte mit Genugtuung 
fest, daß unsere Argumente doch den Weg zu ihm gefunden und ihren Eindruck 
nicht verfehlt hatten. Dann verblüffte es mich noch mehr, als er diesen Teil der Rede 
beendete mit der Bemerkung, es bedürfe noch der Klärung einiger Punkte, die im 
Einvernehmen zwischen Partei und Innenministerium demnächst erfolgen werde. 
So war gar nichts entschieden; entweder hatte uns Bartels belogen öder Hitler hatte 
sich kurz vor oder während der Rede plötzlich anders besonnen, was bei seiner hyste­
rischen Art keineswegs ausgeschlossen war. Er ging dann zu anderen Themen über 
und gab sich dem Rederausch hin, erzählte der ganzen Gesellschaft Dinge, die ein 
Staatsmann bis zum Augenblick der Entscheidungsreife keinem Menschen hätte sagen 
dürfen und spielte (im September 1935!) ganz unmißverständlich darauf an, daß er 
einmal Krieg führen werde, doch werde er noch etwa 4 Jahre Zeit nötig haben, bis 
es soweit wäre. Das wenigstens hat genau gestimmt. Ich entsinne mich daran aufs 
genaueste, weil ich wie vom Donner getroffen war, habe mich sodann auch bemüht, 
diese Bemerkung so weit wie möglich zu verbreiten; Heß hatte der Versammlung 
das strikteste Schweigegebot auferlegt. 

So ging das ewige Verhandeln im Oktober 1935 weiter, mit kleinen und gelegent­
lich großen Sitzungen. An einer nahmen auch Schacht und Gürtner teil. Einige 
Male arbeiteten die Parteileute mit dem Bluff, sie kämen soeben vom Führer, und 
der habe diesen oder jenen Punkt in ihrem Sinne entschieden. Nachdem Stuckart 
das einmal durch telefonische Rückfrage bei Lammers als Schwindel entlarvt hatte, 
ließen sie es. Es ist unmöglich und wohl auch überflüssig, jede Phase dieses Ringens 
darzustellen. Meiner Erinnerung nach sind rund 30 Entwürfe zu jeder der beiden 
Verordnungen entstanden und dann umstritten worden. Stuckart ermahnte mich 
mehrfach, in meiner Ausdrucksweise besonders Wagner gegenüber vorsichtiger zu 
sein, der mich bereits als Judenfreund bezeichnete, sowie nicht allzu hartnäckig auf 
der Durchsetzung aller meiner Ziele zu bestehen, um nicht auch das schon Erreichte 
zu gefährden. Er hatte recht damit. So sind schließlich die Fassungen der beiden 
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„Ersten Verordnungen" vom 14. November 1935 zustande gekommen, die in ihrer 
systemlosen Zerrissenheit und Verzwicktheit alle Zeichen eines schlechten Kompro­
misses an sich tragen. Aber selbst in dieser Form waren sie ein großer, wenn auch 
nicht voller Erfolg. Vor allem war die große Mehrzahl der Halbjuden davor bewahrt 
worden, den Juden grundsätzlich gleichgestellt zu werden, und diesen Erfolg gelang 
es mir infolge dieser ersten Verankerung in einer von Hitler unterzeichneten Ver­
ordnung bis zuletzt durchzuhalten. Man möge sich einmal vorstellen, wie nicht nur 
die Nürnberger Gesetze, sondern vor allem diese Verordnungen ausgesehen hätten, 
wenn sie von liebedienerischen, der Partei nach dem Munde redenden Strebern aus­
gearbeitet worden wären. Bald nach der Unterzeichnung erlitt ich einen völligen 
Nervenzusammenbruch, der mich für drei Monate dienstunfähig machte. Einen Monat 
später ging es Stuckart ebenso. 

Wie groß die Zahl der auf diese Weise aus dem gesetzlichen Judenbegriff fernge­
haltenen Halbjuden war, war damals ganz unbekannt. Die Schätzungen schwankten 
wild zwischen weiten Extremen, was auch für meine Zwecke unangenehm war, da 
eine annähernd genaue Zahl u. U. neue Argumente an die Hand geben konnte. Bei 
den Vorbereitungen zu der Volkszählung vom Mai 1939 erwirkte ich auf einer Sitzung 
im Statistischen Reichsamt, daß die Fragen nach der „rassischen Einordnung" aus 
dem allgemeinen Fragebogen herausgenommen und in einen besonderen kleinen 
Bogen aufgenommen wurden, der von jedermann, nicht nur von Betroffenen, in 
einem beigefügten Umschlag verschlossen abzugeben war. Der Zweck war, der Nach­
schnüffelei durch Hauswarte und andere Neugierige vorzubeugen, den Betroffenen 
dadurch die Peinlichkeit abermaliger Niederschrift ihrer Abstammungsverhältnisse 
zu erleichtern, und außerdem vielleicht die Zuverlässigkeit dieser Angaben dadurch 
zu verbessern. Dem sollte auch die gedruckte Zusicherung dienen, daß die Angaben 
ausschließlich statistischen Zwecken dienen sollten. Natürlich kamen bald nach der 
Zählung Forderungen von zwei oder drei Gauleitern, darunter Streicher und Sprenger, 
ihnen die sämtlichen „kleinen Fragebogen" aus ihrem Gau auszuhändigen, was aber 
abgeschlagen werden konnte. Während die allgemeine Auswertung der Zählung un­
terblieb, weil bald darauf der Krieg begann, setzte ich es beim Statistischen Reichs­
amt durch, daß wenigstens die „kleinen Fragebogen" ausgewertet wurden. Die mir 
übersandte Fotokopie der Hauptübersicht habe ich der Entnazifizierungskommission 
Berlin-Zehlendorf überreicht, die Fotokopie der Einzelergebnisse in Ländern und 
Gauen und Städten besitze ich noch. 

Die hier vor allem interessierende Zahl der Halbjuden im damaligen Zählgebiet, 
also Altreich plus Österreich, betrug 72.738. Die wirkliche Zahl dürfte allerdings in­
folge gelungener Tarnungen höher gewesen sein. Zu dieser Zahl kamen dann die 
Halbjuden des Memellandes, des Sudetenlandes, des Protektorats und der Nieder­
lande, da in all diesen Gebieten die Nürnberger Gesetzgebung ausdrücklich einge­
führt worden war. Die Annahme, daß die richtige Gesamtzahl mehr als 100000 be­
tragen habe, dürfte demnach keine Übertreibung enthalten. 

Während jener Kämpfe im Herbst 1935 hat mir Gerhard Wagner im Auftrage 
von Rudolf Heß zweimal dringend die Stelle eines Ministerialdirektors im Braunen 
Haus {„Stellvertreter des Führers") angetragen. Da es für mich selbstverständlich 
war, daß ich meine Seele nicht dem Teufel verkaufen wollte (so drückte ich es auch 
damals meinen Freunden gegenüber aus), versetzte mich das Angebot in eine ge­
fährliche Lage, weil kaum eine plausible Ausrede zu finden war, die die Ablehnung 
einer solchen Karriere unverdächtig zu begründen geeignet war. Die mir angebotene 
Stellung ist später in eine Staatssekretärstelle umgewandelt worden (Klopfer). Das 
erste Mal sagte Wagner es mir im September 1935 in Gegenwart von Dr. Bartels, 
seinem Vertreter, auf dem Korridor des Ministeriums auf dem Wege zu einer der 
zahllosen Besprechungen in Stuckarts Dienstzimmer. Damals überhob mich glück-
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licherweise das Hinzutreten anderer Herren einer sofortigen Antwort. Beim nächsten 
Mal hatte ich mir schon Ausflüchte zurechtgelegt, die mir aber Wagner wohl nie ganz 
geglaubt hat. Ich glaube nicht fehlzugehen, wenn ich dieses „ehrenvolle Angebot" 
als einen der nicht ungewöhnlichen Versuche ansah, einen unbequemen Gegner, den 
man damals noch nicht liquidieren wollte, mundtot und den eigenen Zwecken dienst­
bar zu machen, wie das auch die Praxis Himmlers war, der jeden Beamten, Wirt­
schaftler oder Künstler, der aufzufallen begann, mit Ehrungen für die SS einfing, 
so auch Stuckart. 

Etwa um dieselbe Zeit trat auch der Ministerialdirektor Dr. Gütt, Leiter der Ge­
sundheitsabteilung des Mdl, mehrfach mit der Aufforderung an mich heran, in die 
SS einzutreten, und malte mir die großen Vorteile aus, die das für mein Vorwärts­
kommen haben würde. Ich schwindelte mich in dieser ebenfalls gefährlichen Lage 
damit heraus, ich hätte ebenso ehrenvolle Angebote von der SA, die ich nicht vor 
den Kopf stoßen dürfe, und müsse mir daher Bedenkzeit erbitten, sprach von ent­
setzlicher dienstlicher Überlastung und brachte damit langsam das Thema zum Er­
löschen. 

Das Angebot oder vielmehr der Druck, Parteiämter bei meiner Ortsgruppe zu 
übernehmen, hat meine ganze Dienstzeit während des Hitlerregimes ständig beglei­
tet. Dem war noch am einfachsten durch Bescheinigungen von Stuckart oder Pfundt-
ner über meine Überlastung mit Dienstgeschäften zu entgehen. 

Fehlentwicklung einiger Bestimmungen der „Ersten Verordnungen" 

Hitler hatte schon frühzeitig aufgehört, das Reichskabinett zu Zwecken der Ge­
setzgebung einzuberufen. Je mehr die Gesetzesproduktion anschwoll, die das Volk und 
die Welt nicht zur Ruhe kommen ließ und das auch nicht sollte, desto einfachere 
Formen wurden gewählt, damit die Ungeduld Hitlers, der eine von ihm gegebene 
Anordnung auch alsbald verkündet wissen wollte, rasch zu befriedigen war. So ge­
wannen „Verordnungen" auf Grund irgendwelcher genereller Ermächtigungen bald 
an Zahl und Bedeutung bei weitem das Übergewicht über die Gesetze im formellen 
Sinn. Für alle gesetzlichen Maßnahmen gegen die Juden bot sich als bequemstes 
Mittel die Form einer „Verordnung zum Reichsbürgergesetz", in dessen § 3 der 
Erlaß von Durchführungs- und Ergänzungsvorschriften mit der damals üblichen 
Floskel vorgesehen war. Wäre diese Ermächtigung nicht schon zur Hand gewesen, 
dann wäre eine andere erteilt worden, wie das ständig auf allen möglichen Sachgebie­
ten geschah. 

Manchmal wurde noch primitiver verfahren. So war der erste Vorgang nach der 
Unterzeichnung der „Ersten Verordnungen", daß Hitler etwa 14 Tage später münd­
lich verbot, den gerade erst von ihm unterschriebenen § 6 der Verordnung zum 
Reichsbürgergesetz anzuwenden, den ich mit großer Mühsal bis zur Unterschrift 
durchgebracht hatte (alle Arierparagraphen, die bis in die Satzungen fast jeden deut­
schen Vereins gingen, zum Erlöschen zu bringen, da sie den „Nichtariern" besonders 
viel Leid gebracht hatten). Hitler hatte bei der Unterschrift nicht erkannt, was der 
§ 6 enthielt. Dieser blieb zwar stehen, aber seine Anwendung war nun insgeheim 
verboten, gesprochen durfte darüber nicht werden. Es kamen zahllose persönliche 
Eingaben, Anfragen von Behörden über die Anwendung des § 6, Entscheidungen des 
Ministeriums wurden immer stürmischer verlangt, und ich mußte in dieser Lage 
der „Gesetzgebung" die albernsten orakelhaften Bescheide entwerfen und Auskünfte 
erteilen, die viel Verdruß erregten, auch in Richtung auf meine Person. 

Die unmittelbare Folge der beiden „Ersten Verordnungen" war, daß eine Überfülle 
von Anträgen bei mir einging, mit denen Ausnahmen von drückenden Bestimmun­
gen erstrebt wurden. Besonders die Anträge, die bisherigen Hausgehilfinnen in jüdi-
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schen Haushalten weiter behalten zu dürfen, kamen in solchen Stößen, daß ein be­
sonderes Büro mit etwa sechs Beamten in einem Sitzungssaal eingerichtet werden 
mußte, um die Anträge zu sichten, Härtefälle auszusondern und die Schreibarbeit 
der Tausende von Ablehnungsschreiben zu bewältigen. 

Besonders häßlich entwickelte sich das Verfahren zur Genehmigung der Eheschlie­
ßung von Mischlingen ersten Grades mit Ariern, wie es in § 3 der Ersten Ausfüh­
rungsverordnung zum Blutschutzgesetz vorgesehen war. Es war von Anfang an klar, 
daß das Verfahren die größten Schwierigkeiten bringen mußte, da zur Genehmigung 
einer solchen Heirat das Einverständnis des Stellvertreters des Führers, also des Brau­
nen Hauses in München, erforderlich war. Eine gemeinsame Ausführungsanweisung 
des RMdl und des Stellvertreters des Führers zu § 3 wurde unter dem 23. Dezem­
ber 1935 veröffentlicht (RMBliV. 1936 S. 11), in der ein bis in die letzten Winkel 
des Privatlebens der beiden Verlobten eindringendes Ermittlungsverfahren mit Stel­
lungnahmen verschiedener Instanzen von Partei und Staat angeordnet und als Ent­
scheidungsinstanz ein „Reichsausschuß für Ehegenehmigungen" ins Leben gerufen 
wurde, der drei Wochen später umgetauft wurde in „Reichsausschuß zum Schutze 
des deutschen Blutes". Diese Namensänderung allein zeigte schon die Richtung an, 
in der die Dinge liefen. Der erwähnte Ausführungserlaß hatte zwar eine äußerst 
eingehende formale Ordnung des Verfahrens gebracht, aber den Reichsausschuß 
nicht arbeitsfähig gemacht. Stuckart gehörte dem Ausschuß an, ich glaube, er war 
sogar Vorsitzender, und bemühte sich, eine Einigung über ein paar Entscheidungs­
richtlinien innerhalb des Ausschusses zu erzielen. Dies gelang ihm ebensowenig, wie 
es möglich war, einige für die ersten Sitzungen ausgesuchte besonders krasse Fälle 
gegen den Willen der Parteivertreter durchzubringen. Der Hauptgegner war Dr. 
Blome. Es ist nach mündlichen Mitteilungen von Dr. Stuckart in den wenigen Sit­
zungen des Ausschusses sehr erregt und heftig zugegangen, da die Partei den Um­
stand, daß ohne ihre Zustimmung eine der fraglichen Ehen nicht geschlossen werden 
durfte, dazu benutzte, um nunmehr durch ihr ständiges Veto in der Praxis nach­
träglich zu erreichen, was sie von jeher und auch bei den Beratungen über den § 3 
erstrebt hatte, nämlich solche Eheschließungen von Halbjuden ganz zu verhindern. 
Nach wenigen Sitzungen, es waren m. W. 4 oder 5 gewesen, sah Stuckart die Sinn­
losigkeit einer Fortsetzung dieses Verfahrens ein und der Reichsausschuß flog auf, 
oder genauer, er hörte auf zu bestehen, ohne daß diese Tatsache bekannt gemacht 
wurde. Zur „Vereinfachung" sollten die Anträge im gewöhnlichen Verwaltungswege 
behandelt werden, was für mich bedeutete, daß ich die Anträge in meinem Referat 
zu prüfen und zu beurteilen hatte, um sie darauf dem Stellvertreter des Führers, 
vertreten durch Herrn Blome in Berlin, zuzuleiten, der sie dann ablehnte. Ich wurde 
sogar ermächtigt, die Ablehnung auch ohne Befragen dieser Parteistelle auszuspre­
chen, da sich ihr Veto von selbst verstand. Die Aktenstücke waren sämtlich umfang­
reiche Hefte, mit ausgedehnten Ermittlungen angefüllt. Die Gesundheitsabteilung 
des RMdl unter Min.Dir. Dr. Gütt hatte es sich nicht nehmen lassen, auch einen 
großen Fragebogen der Gesundheitsbehörden für diese Zwecke zu entwerfen und die 
Beifügung von Bildern, möglichst in völlig nacktem Zustand, anzuordnen. Die Ehe-
schließungspetenten mußten sich durch Wochen und Wochen vor den verschieden­
sten Amtsstellen jeder Art von demütigender Erforschung des gesamten Umkreises 
ihres Lebens aussetzen, nur um als Abschluß das glatte Nein zu bekommen, das der 
Beauftragte des Stellvertreters des Führers ohne jede Prüfung des Falles aussprach. 
Ich habe es trotzdem nicht unterlassen, dieser Stelle laufend solche Fälle mit Befür­
wortung zuzusenden und in einigen besonders hart liegenden Fällen immer wieder 
zu bohren und nachzustoßen. In einigen ganz wenigen Fällen ist es mit Hilfe der 
Reichskanzlei gelungen, eine zustimmende Entscheidung zu erreichen; meiner Er-
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innerung nach sind es wohl nicht mehr als ein Dutzend gewesen, ein jämmerlicher 
Erfolg bei der Masse der Anträge. Ihre Gesamtzahl kann ich nicht angeben, doch 
finde ich in meinen Handakten Notizen über zwei einzelne Zeitabschnitte. Danach 
betrug die Zahl der neu eingegangenen Anträge auf Genehmigung solcher Eheschlie­
ßungen in der Zeit zwischen dem 1. Januar und 22. Mai 1940 allein 1630 und in der 
Zeit zwischen dem 1. Januar und 13. März des folgenden Jahres 739. Es handelt sich 
also um viele Tausend Anträge seit Ende 1935 bis zu der Zeit, als die Einstellung der 
Bearbeitung überhaupt angeordnet wurde (Runderlaß des RMdl vom 3. März 1942 
- MBliV S. 515). An grundsätzlichen Gegenvorstellungen von unserer Seite hat es 
die ganze Zeit über nicht gefehlt. Es waren immer Stöße ins Leere, denn Frick war 
nicht zum Handeln zu bewegen und entzog sich im übrigen, seit er seine Besitzung 
in Kampfenhausen am Starnberger See erworben hatte, was wohl kurz vor dem Kriege 
geschah, für mehr als die Hälfte des Jahres solchen Zumutungen. Von Frühling bis 
Herbst war er, auch während der Kriegsjahre, nur mit schriftlichen Vorlagen zu er­
reichen, die ihm mit den übrigen, für ihn anfallenden Akten durch Sonderflugzeug 
zugesandt wurden, meines Wissens täglich. Auch vorher schon waren immer wieder 
die Versuche gescheitert, ihn zu irgendeinem Einschreiten zu bewegen, selbst wenn 
die Vorlagen nicht nur dringend, sondern auch in einer früher nicht üblichen Tonart 
gehalten waren. Ich schreibe hier das Konzept einer solchen Vorlage an Frick ab, die 
ich ihm in der Eheschließungsfrage machte, als ich noch glaubte, irgendeine grund­
sätzliche Besserung durchdrücken zu können. Das Konzept trägt kein Datum, stammt 
aber aus 1936 oder 1937. Welches der Anlaß war, weiß ich nicht mehr. Vermutlich 
hatte er mir ein an ihn persönlich gerichtetes Schreiben eines Betroffenen, der mit 
ihm bekannt war, zur Änderung zugeleitet, was ab und zu geschah2. 

„Die endgültige Stellung des Stellvertreters des Führers liegt fest. Eine aber­
malige Fühlungnahme verspricht keinerlei Erfolg und ist von vornherein völlig 
aussichtslos, es sei denn, daß Sie, Herr Minister, persönlich diese Fühlungnahme 
ausführen. 

Was m. E. im Augenblick allein noch möglich und daher dringend nötig ist, ist, 
daß dem Führer und Reichskanzler der wahre Sachverhalt uneingeschränkt und 
ohne Beschönigungen vorgetragen wird und zwar von der hierfür zuständigen 
Stelle; der Vortrag darf sich nicht auf theoretische Ausführungen beschränken, 
vielmehr muß die Darstellung besonders krasser Fälle im Vordergrund stehen 
(Fälle und Voten dazu: Pickart, Sondheim, Gumpert, Kohler). 

Die Absicht des Herrn Ministers, den Führer und Reichskanzler nicht mit diesem 
Gegenstande zu behelligen, ist bereits durchkreuzt worden, indem der Führer doch 
behelligt worden ist, und zwar von einer unzuständigen Stelle und mit dem Erfolge, 
daß die Fortführung der Verfahren so gut wie unmöglich gemacht ist." 

Es folgten im Laufe der Jahre die weiteren „Verordnungen zum Reichsbürgerge­
setz", die zum größten Teil von anderen Abteilungen des Innenministeriums oder 
von anderen Ministerien ausgearbeitet wurden. Von uns, d. h. Abteilung I ist noch 
die „Neunte Verordnung" bearbeitet worden, die einen Sonderfall des österreichi­
schen Eherechts zu Gunsten der Mischlinge I. Grades klärt. Die Zwölfte und dann 
die Dreizehnte Verordnung, die die bösartigste überhaupt war (Überstellung der 

2 Mit Ausnahme der Wiedergabe der Notizen über die Besprechung vom 12. 11. 1938 
(S. 288ff.), des Schreibens Stuckarts vom September 1942 (S. 298ff.) und der Zahlenangaben 
über die Gnadenentscheidungen Hitlers (S. 310) konnten von hier ab Löseners Dokumenten­
zitate nicht mehr mit Originalunterlagen verglichen werden. Die entsprechenden Zeugnisse 
fehlen in dem dem Institut für Zeitgeschichte vorliegenden Teil der Handakten Löseners 
bzw. waren anderweitig nicht verfügbar. 
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Juden in die Willkür der Polizei), sind erst nach meinem Ausscheiden aus dem Mini­
sterium ergangen. 

Da diese Blätter nicht eine lückenlose Geschichte von Hitlers Judengesetzgebung 
bringen sollen, sondern nur dazu bestimmt sind, eigene bemerkenswerte Erlebnisse 
und Beobachtungen festzustellen, unterlasse ich es, Vorgänge oder gesetzliche Be­
stimmungen aufzuzählen oder zu erwähnen, von denen ich kaum irgend etwas an­
deres weiß als das, was im Reichsgesetzblatt verkündet worden ist. 

Die privilegierten Mischehen 

Um im sachlichen Zusammenhang zu bleiben, möchte ich zunächst auf einen Gegen­
stand eingehen, dessen Darstellung zeitlich zum Teil einigen späteren Ereignissen 
vorgreift. 

Nachdem es geglückt war, den weitaus größten Teil der Halbjuden davor zu be­
wahren, daß er gesetzlich den Juden gleichgestellt wurde, ging mein Bestreben dahin, 
möglichst noch etwas herauszuholen für eine stärker gefährdete Kategorie. Daß selbst 
im besten Falle nur Teilerfolge in Betracht kommen konnten, war bei der Siedehitze 
des offiziellen Judenhasses von vornherein klar. Ich begann in der üblichen Weise, 
durch Bemerkungen in Sitzungen, durch schriftliche Vorlagen, durch Bearbeitung 
von Referenten anderer Abteilungen und Ministerien, durch ständige Beratung 
mit meinen nächsten Verbündeten Dr. Globke bei uns und Dr. Killy in der Reichs­
kanzlei den Boden vorzubereiten für eine Ausnahmebehandlung derjenigen Vollju­
den beiderlei Geschlechts, die mit „Deutschblütigen" verheiratet waren oder ge­
wesen waren. In unablässiger Kleinarbeit wirkte ich hieran wie zuvor in der Halb­
judenfrage. Mein Hauptargument war: nachdem der Führer entschieden habe, daß 
die Halbjuden nicht wie Juden und die Vierteljuden noch wesentlich besser als die 
Halbjuden zu behandeln seien, gehe es ohne Gefahr für das Ganze nicht an, ein 
Mitglied der Familie, also den volljüdischen Eltern- oder Großelternteil als völligen 
Paria zu behandeln. Ich belegte das mit einer Fülle von Beispielen, u. a. im Hinblick 
auf einen „etwaigen" Krieg, dessen Planung damals in vollem Gange und dessen 
Bevorstehen mir ja aus Hitlers eigenem Munde verkündet worden war. Meine dies­
maligen Gegenspieler in Partei und SS waren bösartiger und persönlich gefährlicher 
als die aus der Zeit der Nürnberger Gesetze. Es waren vor allem Dr. Blome und ORR 
Reischauer von der Parteikanzlei, Reg.Rat Neifeind und als Haupttreiber der eiskalte 
Fanatiker SS-Sturmbannführer Eichmann, beide vom Reichssicherheitshauptamt, 
dessen Chef Heydrich war. Erschwerend war für mich, daß Stuckart, den Himmler 
in die SS eingefangen hatte, langsam von mir abrückte. Ich war nicht mehr länger 
persona grata, doch hat er mir niemals seine Unterstützung völlig entzogen. Ich fiel 
ihm allmählich mit meinen Tendenzen auf die Nerven und er fürchtete wohl, durch 
mich einmal in eine ganz schiefe Lage zu kommen. Er hat das bei unserer letzten 
entscheidenden Aussprache am 21. 12. 1941 deutlich genug durchblicken lassen (s. 
unten). Die Parteivertreter begegneten meinen Bemühungen mit dem Argument, 
wenn die Sache mit den Mischehen mir so unmöglich vorkomme, dann müßten eben 
die Halbjuden einfach ihre Sonderstellung verlieren und zu den Juden geschlagen 
werden. Ein besonders schlimmer Vorstoß in dieser Richtung, hinterhältig eingefä­
delt, kam dann auch wirklich im August 1941 (s. unten). 

Meine eigenen Vorgesetzten hatte ich allmählich für den Plan bezüglich der Misch­
ehen gewonnen. Auch hatte ich bereits beim Reichswirtschaftsminister eine solche 
Befreiung erwirkt und zwar in dem nicht veröffentlichten Erlaß, der die „Abliefe­
rung von Juwelen und Edelmetallen aus jüdischem Besitz" anordnete. Die Haupt­
sache war aber, eine grundsätzliche Ausnahmebestimmung möglichst in einem von 
Hitler selbst unterzeichneten Judengesetz unterzubringen. Nach einem solchen Prä-
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zedenzfall ließ sich dann leichter weiterwirken. Im Jahre 1939 bot sich die Gelegen­
heit. Göring ließ in seiner Behörde „Vierjahresplan" ein „Gesetz über Mietverhält­
nisse mit Juden" ausarbeiten, dessen Hauptziel war, die Juden allmählich von der 
anderen Bevölkerung auch räumlich zu trennen und in besonderen Judenhäusern 
oder -vierteln unterzubringen. Es gelang mir, mich einzuschalten und ich hatte mit 
meinen Argumenten zu Gunsten der in Mischehe lebenden Juden in diesem Sonder­
fall verhältnismäßig leichtes Spiel durch den Hinweis, daß man doch die arischen 
Ehepartner und die halbjüdischen Kinder nicht mit ins Ghetto stecken könne. Die 
Partei, die selbstverständlich vom „Vierjahresplan" zur Stellungnahme aufgefordert 
wurde, gab schließlich nach, nicht ohne einiges heruntergehandelt zu haben und 
Göring holte eine grundsätzlich zustimmende Entscheidung Hitlers ein. So entstand 
der Begriff der „privilegierten Mischehen", von dem nur diejenigen Mischehen aus­
geschlossen waren, bei denen die Kinder als Juden zu gelten hatten, und ferner die 
kinderlosen Mischehen, sofern der Mann der jüdische Teil war. Immerhin war nun 
durch § 7 dieses Gesetzes vom 30. 4. 1939 der weitaus größte Teil aller Mischehen 
privilegiert, d. h. von den drückenden Bestimmungen dieses Gesetzes befreit. 

Nachdem diese eine Bresche gelegt war, ist es mir gelungen, in sämtlichen noch 
folgenden Bestimmungen der Judenverfolgung die Ausnahmebestimmung für privi­
legierte Mischehen durchzudrücken. Da das Innenministerium keineswegs mehr 
regelmäßig „beteiligt" wurde, wenn irgendein Ressort ein „Judengesetz" heraus­
brachte, war dauernde größte Aufmerksamkeit nötig, um dabei noch rechtzeitig zur 
Stelle zu sein. 

Durch mein ständiges Aufpassen und Einschalten ist die Befreiung der privile­
gierten Mischehen nacheinander in folgende Bestimmungen hineingekommen: 

1. Erlaß des Reichswirtschaftsministers vom 1. III. 1939, betr. Ablieferung von 
Juwelen und Edelmetallen aus jüdischem Besitz; 

2. Gesetz über Mietverhältnisse mit Juden (s. oben); 
3. Zehnte Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 4. VII. 1939 (zwangsweise 

Schaffung der Reichsvereinigung der Juden); 
4. Erlaß des Reichswirtschaftsministers vom 23.1.1940 (keine Kleiderkarten für Juden); 
5. Erlaß des Ernährungsministers vom 11. III. 1940 (schlechtere Lebensmittelkar­

ten für Juden); 
6. Verordnung über Kriegsschäden von Juden vom 20. VII. 1941 (Ausschluß der 

Juden von der Entschädigung für Sachschäden); 
7. Erlaß des Reichsfinanzministers über die Sozialausgleichsabgabe von Juden vom 

20. IX. 1941; 
8. Durchführungsverordnung über die Beschäftigung von Juden vom 31. X. 1941 

(Ausschluß der Juden von den Rechten des Arbeitsrechts); 
9. Polizeiverordnung über den Judenstern vom 1. XI. 1941; 

10. Anordnung über Personenschäden von Juden vom 22. XI. 1941 (Ausschluß der 
Juden von der Entschädigung für Leibes- und Gesundheitsschäden). 

Am wichtigsten aber war ein Erfolg außerhalb der „Gesetzgebung". Es gelang, 
Himmler auf dem Weg über Stuckart zu veranlassen, daß er der Polizei befahl, die 
in privilegierter Mischehe lebenden Juden und Jüdinnen von den Deportationen nach 
Auschwitz und anderen Mordstätten auszunehmen, also unmittelbar vor dem Tode zu 
bewahren. 

Die Zahl der Juden in privilegierter Mischehe steht nicht fest. Wenn ich sie für 
das gesamte Geltungsgebiet der deutschen Rassegesetze, also auch das Protektorat, 
Holland und andere besetzte Gebiete mit rund 20 000 ansetze, so ist diese Schätzung 
wohl nicht übertrieben, da die Zahl der Halbjuden im ganzen Einflußgebiet von 
Hitlers Gesetzen bestimmt mehr als 100 000 betragen hat (s. oben). 
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Die Ausdehnung der Verfolgung nach dem Pogrom von 19)8 

Die eigentl iche „ Juden f r age" w a r seit 1933 von der Pa r t e i vorwär tsget r ieben wor­
den , zunächst noch i n „ F ü h l u n g n a h m e " m i t d e m R M d l . Als H i m m l e r sich m i t seiner 
SS in die vorderste R e i h e der Mäch t igen arbei te te , was 1936 fühlbar u n d d a n n bald 
vol lendet w u r d e , r i ß er die „Behand lung der Judenf rage" , also die der Volljuden, 
an sich. D i e P a r t e i u n d das P ropagandamin i s t e r ium m u ß t e n sich b e m ü h e n , ihrersei ts 
durch n e u e M a ß n a h m e n noch e i n i g e r m a ß e n i m R e n n e n zu ble iben. M e i n Refera t i m 
R M d l wurde al lmählich beiseite geschoben, n ich t e inmal die Höflichkeit e iner Infor­
ma t ion oder „ F ü h l u n g n a h m e " w u r d e i h m m e h r erwiesen. Alles, was an Te r ro r gegen 
die J u d e n selbst ve rüb t w u r d e , g ing o h n e vorher iges Wissen der B e a m t e n des R M d l 
vor sich, von den ge l inder ten bis zu den satanischsten Graden . W i r e r fuhren die 
D i n g e wie jeder andere E i n w o h n e r Berlins durch die Presse oder durch m ü n d l i c h e 
E rzäh lungen . H i m m l e r u n d Heydr ich zogen i m m e r m e h r Befugnisse jeder Art , n icht 
n u r in der Judenfrage , an sich, u n d i n diesem Kampf u n t e r l a g Stuckar t i m m e r m e h r . 

Es k a m der erste g roße Pogrom vom 8. u n d 9. November 1938, euphemist isch 
„Kris ta l lnacht" getauft , der berei ts das Schl immste n ich t n u r a h n e n l ieß, sondern es 
z u m Tei l berei ts vollzog, besonders in W i e n . W i r w a r e n auch diesmal ahnungslos 
gewesen. 

Auf den 12. lud Gör ing zu e iner S i tzung i m Luf t f ah r tmin i s t e r i um ein, zu der 
Stuckar t auch mich m i t n a h m . E ine Anzahl Minis ter , auch Frick, wa ren erschienen, 
a u ß e r d e m e ine riesige Zahl von T e i l n e h m e r n , die die hufeisenförmig sich durch den 
g roßen Saal z iehende Sitzungstafel völlig füll ten. Es w a r e n wohl wei t übe r 100 M e n ­
schen. An Görings l inker Seite saß Reichswirtschaftsminister Funk , e inen oder zwei 
Plätze wei ter Frick. Stuckar t saß an der Längstafel in e iniger E n t f e r n u n g davon, ich 
selbst w i e d e r u m ent fe rn te r , so daß m i r be i de r öfter ausbrechenden U n r u h e i m Saal 
manches von d e m Gesprochenen en tg ing . W ä h r e n d der mehr s tünd igen Si tzung mach te 
ich Notizen, die m i r vorl iegen u n d die i m folgenden stellenweise wört l ich angeführ t 
w e r d e n 3 . D e r wesent l iche I n h a l t von Görings Eröffnungsansprache w a r E m p ö r u n g 
übe r das Vorgefallene, aber n ich t übe r die Schändung von Got teshäusern u n d die 
B e r a u b u n g , M i ß h a n d l u n g u n d E r m o r d u n g von Menschen . E r sagte i m wesen t l i chen : 
„Ich habe die Demons t ra t ionen satt. D e n Schaden habe ich (sic!) u n d die Vers icherungs­
gesellschaften . . . D a n n k a n n m a n ja gleich die Rohstoffe a n z ü n d e n . . . D e r Schaden 
trifft n ich t den Juden . Ich will aber nicht , daß die Versicherungsgesellschaften den 
Schaden t r agen , a u ß e r denen , die i m Ausland rückvers icher t s ind ." M i t der r ich t igen 
nationalsozialistischen Logik n a h m n u n die Si tzung den Verlauf, daß be ra t en w u r d e , 
wie m a n dafür sorgen könne , daß der gesamte den J u d e n bei den von der Pa r t e i 
organis ier ten Exzessen zugefügte mater ie l le Schaden auch wirkl ich von i h n e n allein 
ge t ragen w e r d e n m u ß t e , u n d wie m a n sie für das Vorgefallene a u ß e r d e m noch m ö g ­
lichst fühlbar strafen könn te . Gör ing führ te meis t das W o r t u n d r ich te te dabei F ragen 
a n diesen oder j e n e n der höherges te l l ten T e i l n e h m e r . E r sah es zunächst als vordr ing­
lich an, daß die Wir tschaf t arisiert w e r d e n m ü ß t e , u n d entwickel te e inen P lan nach 
folgendem Schema : 

Arisierung der Wirtschaft durch Enteignung gegen Entschädigung. Diese wi rd ins 

Reichsschuldbuch e inget ragen . „Von den Zinsen ha t der J u d e zu l e b e n . " 

a) M a n m u ß m i t den Ladengeschäften anfangen , als M a ß n a h m e „fürs Volk" . D e r 

Wir tschaf tsminis ter entscheidet , wiewei t sie st i l lzulegen sind. Die Ladenschl ie-

3 In Löseners Handakten sind die Notizen außer wenigen wörtlichen Zitaten lediglich in 
Stichwortform gehalten. Löseners Bericht ergänzt die an sich ausführlichere stenographische 
Niederschrift der Besprechung (Nbg. Dok. PS-1816, IMG XXVIII, S. 499 ff.) insofern, als 
von dieser Niederschrift Teile fehlen. 
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ß u n g e n sind i n der Reihenfolge i h r e r Wich t igke i t v o r z u n e h m e n . D e r Staat 
schätzt den Veräuße rungsbe t r ag , u n d zwar n iedr ig . Schwier iger ist die F rage , 
w e r die Geschäfte e rwerben soll. „ Ich habe entsetzliche D i n g e gesehen : Chauf­
feure u n d Gaule i te r h a b e n Mi l l ionenvermögen e r w o r b e n ! " 4 D e r e rwerbende 
Ar ie r m u ß von der betreffenden Branche se in ; Par te igenossen, die dieselben 
Bed ingungen erfüllen, sind vor ande ren Mi tbewerbe rn vorzuziehen. 

b) Bei Fabriken ist zuvor zu prüfen , ob i h r e Ar is ie rung no twend ig ist. W e n n ja, 
müssen sie schnell arisiert w e r d e n , sonst w e r d e n sie verschrot tet , d e n n die Ver­
w a n d l u n g von n ich t lebenswicht igen Fabr iken i n lebenswicht ige ist i m Gange 
u n d es wi rd R a u m gebraucht . 

c) Auf ausländische Juden is t mögl ichst ke ine Rücksicht m e h r zu n e h m e n 5 . 
d) Jüdischer Export, jüdische Ver t r e t e r i m Ausland. „ D e r Expor t darf n ich t ge­

h i n d e r t werden . W e n n uns der Jude h ie rbe i n ü t z e n kann , darf er n ich t be ­
h i n d e r t werden . Ich will den Juden h ierzu e inspannen . E ine Ablösung der J u d e n 
i m Expor t darf nur nach geschäftl ichen Ges ich tspunkten erfolgen." 

e) D e n anger ich te ten Schaden müssen die J u d e n ersetzen, n ich t die Vers icherungen . 
Enteignungen zwecks Ar is ie rung darf nur die Justiz aussprechen. „Die W e i s u n ­
gen dazu k o m m e n von mir ausschl ießl ich." 
„Schmuck, Juwe len u n d Kunstbesi tz sind i n unver schämtes t e r Weise h inausge­
schmugge l t w o r d e n . " Es s ind dahe r Körpervis i ta t ionen a n de r Grenze ausnahms­
los nöt ig , ebenso die restlose E n t e i g n u n g dieser Ar t Sachen. 

Gör ing ha t t e d a m i t die Fo rme l erarbei te t , daß das jüdische E i g e n t u m ja künft iges 
arisches E i g e n t u m wäre . D ie we i te re B e r a t u n g g ing also u n t e r d iesem Gesichtspunkt 
vor sich. 

E r entwickel te d a n n w e i t e r ; de r en te igne te Jude wird un tä t ig . „ W e n n der Jude 
u n t ä t i g ist, g ib t es nichts wie G e f a h r e n . " Desha lb dür fen w i r die J u d e n n ich t bei 
uns beha l t en , sondern sie müssen ins Ausland. Es m u ß eine Treuhändergesel lschaf t 
i m Ausland geschaffen werden , u m die J u d e n ohne A u f w e n d u n g von Devisen ins 
Ausland zu b r i n g e n . Auch die A u s b ü r g e r u n g e n auf G r u n d des Gesetzes von 1933 
müssen we i t e rgehen . W ä h r e n d der Zeit , bis das Ziel er re icht sein wird , w e r d e n wir 
n ich t u m das Ghetto h e r u m k o m m e n ; es ist das einzige wi rksame Mi t t e l gegen die 
Flüs terpropaganda der Juden . 

Es folgten n u n F ragen u n d Vorschläge aus der V e r s a m m l u n g , auf die Gör ing an t ­
wor te te oder entschied. Ich habe folgende n o t i e r t : 

Es g ib t noch 50—60 000 jüdische Besitzer von landwirtschaft l ichen G r u n d s t ü c k e n ; 
diese sind schleunig zu aris ieren, aber n ich t zu verkaufen , sie w e r d e n D o m ä n e n . 

D i e Leh rbe t r i ebe zur U m s c h u l u n g von J u d e n auf landwirtschaft l iche Berufe lau­
fen wei te r , da sie die A u s w a n d e r u n g vorbere i ten u n d fördern. 

Einzelvi l len sind auf Arier zu übe r t r agen , aber n ich t auf die P a r t e i oder auf Be­
hörden . 

Autos sind den J u d e n zu en tz iehen . 
T i t e l sind i h n e n abzusprechen, soweit mögl ich . 
D i e Frage , w ie die J u d e n zu behande ln sind, die n ich t selbständige Kauf leute , son-

4 In der stenographischen Niederschrift (PS-1816) lautet dieser Satz: „. . . , daß sich 
kleine Chauffeure von Gauleitern derart bereichert haben, daß sie auf diese Weise schließlich 
eine halbe Million Vermögen an sich gebracht haben." 

5 Laut stenographischer Niederschrift unterschied Göring zwischen „Juden, die wirklich 
Ausländer . . . sind" und deutschen Juden, die erst „in den letzten Jahren diese und jene Staats­
angehörigkeit angenommen haben", um sich zu sichern. Erstere seien nach dem Gesetz zu 
behandeln, nur auf letztere sei keine Rücksicht zu nehmen. 

Vierteljahrshefte 5/3 
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dem Angestellte oder Arbeiter sind, ist ein Dilemma, denn sie sind unentbehrlich. 
Aus den Überflüssigen könnte man vielleicht Arbeiterkolonnen bilden. 

Heydrich plädierte wieder einmal für ein Judenabzeichen. 
In einer trotz allem doch noch überraschenden Wendung erklärte Göring plötzlich 

mit besonders greller und schneidender Stimme: „Als Sühne für das Verbrechen"6 

werde man der deutschen Judenschaft eine Kontribution von 1 Milliarde auferlegen." 
Er wies darauf hin, daß für die übrige Bevölkerung das „Dankopfer für Großdeutsch­
land" kommen werde, an dem die Juden nicht teilnähmen. 

Dann ergriff Goebbels das Wort und entwickelte seine Pläne: 
1. Die Berliner Synagogengemeinde ersetzt den Schaden7 in Berlin. 
2. Alle Synagogen in Deutschland, von denen bereits 1918 abgebrannt sind, müssen 

von den Juden selbst niedergelegt Werden. 
3. Den Juden ist der Besuch von Theater, Kino, Variete und Zirkus zu verbieten. 

Man könne vielleicht jüdische Sonderkinos einrichten. 
4. Juden müßten aus der Öffentlichkeit herausgehalten werden. In der Eisenbahn 

sollte man besondere Waggons und Schlafwagenabteile für sie vorsehen. Zu ver­
bieten sei ihnen der Besuch deutscher Bäder und Erholungsstätten, mit Ausnahme 
der ggf. für sie bereitzustellenden, ferner „das Betreten des deutschen Waldes" 
und öffentlicher Anlagen. 

5. Jüdische Kinder müßten aus deutschen Schulen heraus. 

Zu der Frage über die Höhe des Schadens, die Göring am lebhaftesten interessierte, 
gab er einem Versicherungssachverständigen, dessen Namen Hilgert9 oder so ähnlich 
lautete, das Wort. Dieser teilte mit, allein der Schaden an Glas, besonders Spiegel­
glas, beliefe sich auf sechs Millionen Mark. Drei davon wären ins Ausland, vor allem 
nach Belgien als Kaufpreis für neue Scheiben zu zahlen. Die Erzeugung der Menge 
Spiegelglas, die zur Wiederherstellung des vorigen Zustandes nötig wäre, würde 
in Belgien ein halbes Jahr dauern. Am peinlichsten wäre die Frage, wie der Schaden 
solcher arischen Hausbesitzer zu regulieren wäre, die Läden an Juden vermietet hät­
ten. Der größte Schadensfall überhaupt wäre der des Juweliers Markgraf10, Unter 
den Linden, dem Juwelen im Werte von 1,7 Millionen Mark geraubt worden wären 
und dessen Schaden voll durch Versicherung gedeckt wäre. 

Hier fuhr Göring hoch und schrie im höchsten Kommandoton, zu den beiden An­
geredeten gewendet: „Daluege! Heydrich! Ihr müßt mir diese Juwelen wieder her­
schaffen! Sucht bei der Hitlerjugend nach!"1 1 (Wörtlich. Daluege war damals „Chef 
der Ordnungspolizei", Heydrich „Chef der Sicherheitspolizei.") Eine Wiederholung 
der Aufforderung12 folgte bei der Erwähnung, welche Mengen an Pelzwaren geraubt 
worden waren. 

Der Sprecher für die Versicherungsgesellschaften fuhr dann fort, sie legten Wert 
darauf, nicht daran gehindert zu werden, ihre rechtlichen Verpflichtungen auf Aus­
zahlung der Versicherungssummen an die nach den Verträgen Berechtigten zu er­
füllen. Heydrich rief dazwischen: Das sollten sie tun, aber man solle die erfolgten 
Auszahlungen beschlagnahmen. Göring stellte klar, man müsse zugunsten des Finanz­
ministers, nicht der Versicherungsgesellschaften beschlagnahmen. 

6 In der stenographischen Niederschrift: „als Strafe für die ruchlosen Verbrechen". 
7 Laut stenographischem Bericht sind damit die Kosten der Niederlegung der Berliner 

Synagogen gemeint. 
8 Laut stenographischem Bericht: 101. 
9 Es handelt sich um den Vertreter der Versicherungsgesellschaften Hilgard. 
10 Margraf. 
11 Die Bemerkung über die HJ . fehlt im stenographischen Bericht. 
12 Fehlt ebenfalls im stenographischen Bericht. 
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Der Vertreter der Versicherungsgesellschaften teilte dann mit, der Schaden der zwei 
Tage betrüge mehr als das Doppelte des durchschnittlichen Jahresschadens13. Jede 
Kalkulation wäre über den Haufen geworfen, denn es wäre ein Schaden von 25 Millio­
nen entstanden. Heydrich rief dazwischen, er schätze ihn auf 100 Millionen14. Daluege 
fragte dann noch, wer die verschwundenen Waren bezahlen würde, die von Ariern 
und Ausländern den jüdischen Geschäften in Kommission gegeben worden wären. 

Göring sagte abschließend, die kleinen Versicherungsgesellschaften sollte man 
kaputt gehen lassen, wenn sie solchen Schaden nicht halten könnten. „Ich werde 
den Führer bitten anzuordnen, daß die Zerstörung von Geschäften ohne Ansehen 
der Person des Täters oder Anstifters drakonisch bestraft wird." 

Als die Teilnehmer der Sitzung im Aufbruch waren und wir alle schon standen, 
rief mich Stuckart und diktierte mir folgenden Funkspruch an die Reichsstatthalter 
und Oberpräsidenten: „Ich verbiete hiermit sofort jedes selbständige Vorgehen gegen 
Juden, insbesondere auf wirtschaftlichem Gebiet. Für jeden fortan angerichteten 
Schaden, der durch eigenmächtige Maßnahmen von Dienststellen Ihres Amtsbe­
zirkes entsteht, haften Sie, Herr Reichsstatthalter, Herr Oberpräsident, persönlich. 
Generalfeldmarschall Göring wird alle notwendigen Maßnahmen zentral treffen. 

gez. Frick." 

Da Stuckart keine Zeit hatte, mich zu unserem Ministerium am Königsplatz zu 
fahren, gab ich auf seine Anordnung den Spruch telefonisch vom Postamt 9 am 
Potsdamer Bahnhof an die Fernschreibstelle des Ministeriums durch, mit einem Phan­
tasieaktenzeichen, das manche weitere Unordnung brachte. Der Ort, von dem ich 
telefonierte, war 2 km vom Ministerium entfernt, wo sich alles in wenigen Minuten 
hätte ordnungsmäßig erledigen lassen. 

Etwa eine Woche später fand im RMdl unter Fricks Vorsitz eine Sitzung statt, an 
der u. a. Reichsminister Funk, der Polizeipräsident von Berlin Graf Helldorf und alle 
Regierungspräsidenten des Reiches teilnahmen. Frick verlas eine für ihn ausgear­
beitete Ansprache, in der nochmals betont wurde, daß ähnliche Vorkommnisse ver­
hütet werden müßten. Es war und blieb eine leere Geste, denn weder dem Mini­
sterium Frick noch den Regierungspräsidenten standen die geringsten Machtmittel 
zur Verfügung, da die Polizei schon lange unter Himmler selbständig war. Graf Hell­
dorf aber gehörte damals ohnehin schon zum „Widerstand" (Goerdelerkreis). 

Ein bleibender Eindruck von dieser Sitzung ist mir, wie Funk, schwammig und 
blaß, mit blasierter Miene und völlig resigniertem Ton, weit in seinen Sessel zurück­
gelehnt, ein paar berlinisch schnodderige und schroffe Worte über „die Konkurs­
masse" sprach, die er zu verwalten habe. Das war immerhin erst 1938. 

Sofort nach der Sitzung im Luftfahrtministerium, zum Teil noch am selben Tage, 
begann die „Gesetzgebung" im Vierjahresplan und im Reichswirtschaftsministerium 
anzurollen, die darauf zielte, die Juden völlig aus dem Wirtschaftsleben auszuschalten 
und ihnen auch den Rest des etwa noch vorhandenen Vermögens wegzunehmen. 

Den Beginn machten drei Verordnungen Görings vom 12. November 1938, zu­
nächst die „Verordnung über eine Sühneleistung der Juden deutscher Staatsange­
hörigkeit", die die Zahlung der „Kontribution" von einer Milliarde Reichsmark an 
das Deutsche Reich anordnete. Ihre Präambel lautete: „Die feindliche Haltung des 
Judentums gegenüber dem deutschen Volk und Reich, die auch vor feigen Mordtaten 

13 Laut stenographischem Bericht „ungefähr die doppelte Höhe eines normalen Jahres­
schadens". 

14 In Löseners Originalaufzeichnung über die Sitzung und im stenographischen Bericht 
PS-1816 heißt es: „mehrere hundert Millionen". Heydrichs Schätzung bezog den künftigen 
Steuerausfall für das Reich mit ein. 
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nicht zurückschreckt, erfordert entschiedene Abwehr und harte Sühne. Ich verordne15 

daher . . .". Ferner die „Verordnung zur Wiederherstellung des Straßenbildes bei 
jüdischen Gewerbebetrieben", die die Kosten der Wiederherstellung den betroffenen 
jüdischen Geschäfts- und Wohnungsinhabern auferlegte, und die „Verordnung zur 
Ausschaltung der Juden aus dem deutschen Wirtschaftsleben", die mit Wirkung vom 
1. Januar des folgenden Jahres den Juden jeden Gewerbebetrieb untersagte. 

Die gesetzlichen Maßnahmen auf wirtschaftlichem Gebiet, die schon im Sommer 
des Jahres mit der „Dritten Verordnung zum Reichsbürgergesetz" vom 14. Juni 1938 
begonnen hatten, wurden immer weiter verschärft, ein Verfahren, das bis weit in 
die Kriegsjahre hinein fortgesetzt wurde, bis die völlige Entrechtung der Juden auf 
allen Lebensgebieten durchgeführt war. 

Der Beginn der Zwangsauswanderung 

Die Zwangsauswanderung in geschlossenen Transporten wurde gleichfalls im Jahre 
1938 vom Reichssicherheitshauptamt (Heydrich) organisiert. Die Pläne wurden uns 
erstmalig auszugsweise mitgeteilt, als das schon alles im Gange war. Stuckart schickte 
mich im März 1939 auf ein paar Tage nach Wien, um sich Informationen zu verschaffen. 
Dort war das jetzt in großer Form in Gang gebracht worden, geleitet von einem der 
unheimlichsten Männer des SD, Sturmbannführer16 Eichmann. Unter seiner Führung 
durchwanderte ich die sämtlichen Auswanderungseinrichtungen, die er in Wien ge­
schaffen hatte. Im Rothschildpalais am Belvedere Prinz Eugens war das Hauptbüro. 
Die Korridore von den unterschiedlichen Büros in den alten Prunkzimmern, die die 
Auswanderer zu durchlaufen hatten, waren gedrängt voll von jüdischen Menschen, 
die fort mußten oder wollten. Einen von ihnen anzusprechen hatte ich nicht den 
Mut, denn auch ich fühlte mich unter der Aufsicht Eichmanns, der zwar höflich, 
sogar betont aufmerksam war, dessen eisige Entschlossenheit man aber in jedem 
Augenblick spürte. Frauen rissen in den überfüllten Korridoren ihre Kinder erschreckt 
beiseite, sobald sie Eichmann sahen, der unbekümmert wie auf leerer Straße dahin­
ging und alles beiseite stieß, was da in menschlichem Unglück harrte. Ich folgte in 
seinem Kielwasser, bekam dieselben Blicke wie er, und mir war elend genug zumute. 
Eichmann führte mich auch in das Büro der Synagogengemeinde in der Leopoldstadt, 
wo er mich als Referenten des Innenministeriums aus Berlin vorher angesagt hatte. 
Als ich ankam, sah ich eine Anzahl von Juden dort auf mehreren Stühlen, auf denen 
sie offensichtlich schon stundenlang auf mich gewartet hatten. Sie sprangen sofort hoch, 
als wir eintraten; es waren die Bearbeiter der verschiedenen Angelegenheiten der 
Synagogengemeinde Wien. Eichmann rief sie kurz bei Namen auf, sagte mir ebenso 
kurz, worüber sie Vortrag zu halten hätten, und sofort schnurrten sie wie dressierte 
Tiere ihre Angaben herunter. Der Ausdruck berechtigter Todesangst war auf jedem 
Gesicht zu lesen. Ich erkundigte mich bei einigen von ihnen nach Beruf und Privat­
verhältnissen, wobei ich mir unsäglich albern vorkam, da auch ich mich unter Eich­
manns Aufsicht fühlte. Er konnte es mir aber doch nicht verwehren, daß ich mir die 
Register der Synagogengemeinde Wien vorlegen ließ. Mich interessierte dabei das 
Sterberegister von 1938. Ich blätterte es langsam und gleichgültig durch. Es enthielt 
für jeden Tag einige wenige Eintragungen. Am 8., 9. und 10. November 1938 aber 
gingen die Sterbefälle über viele Seiten. Morde waren danach nicht vorgekommen, 
aber „Selbstmord durch Sprung aus dem Fenster" war die eingetragene Todesur­
sache für eine entsetzliche Menge Menschen in diesen Tagen, außerdem hatten andere 
Arten von Selbstmord Platz gegriffen. Immer stand Eichmann hinter mir, als ich 

Im Originaltext der Verordnung: „bestimme". 
Damals noch Hauptsturmführer, erst am 1. 8. 1940 wurde Eichmann Sturmbannführer. 
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blätterte; ob er an der Mordarbeit beteiligt war, ob er sie organisiert hatte, wußte 
ich damals ebensowenig wie heute. Nach seinem ganzen Verhalten und Wesen habe 
ich aber kaum einen Zweifel. Gebilligt hat er jedenfalls alles, was geschehen war. 
Er ist neben Heydrich, seinem Chef, die stärkste Verkörperung des satanischen Prin­
zips auf der für meine unmittelbare Beobachtung zugänglichen Ebene gewesen. Hit­
ler, den obersten von allen, habe ich nur aus der Ferne sehen können, wie jeder andere 
auch, der damals gelebt hat, und Himmler war ein Schuft ohne jede Dämonie. 
Irgend jemand hat mir aus angeblich eigenem Wissen einmal erzählt, Himmler sei 
schon auf der Schule als Petzer und Denunziant bekannt, gefürchtet und gemieden 
gewesen. 

Die Kriegsjahre 

Die eng umgrenzte Zuständigkeit der Abteilung I des RMdl in der „Judenfrage" 
hatte sich, wie schon seit 1933 so auch jetzt als völlig unzulänglich erwiesen, auf 
diesem Gebiet irgend etwas gegen die Bestrebungen der Partei zu erreichen. Das Mini­
sterium wurde einfach „überfahren", wie der Ausdruck der Partei hierfür lautete. 
Es waren nur die „Mischlingsfrage" und die „privilegierten Mischehen", die eine 
mehr als nur formale Zuständigkeit der Abt. I auf dem Gebiet des „Rasserechts" 
darstellten, und diese Bastionen des Widerstandes gegen laut proklamierte Parteiziele 
waren in mühevollem Wirken erobert und dann gehalten worden. Bei Ausbruch des 
Krieges hielt ich den Augenblick für gekommen, eine Lösung in dem Sinne der 
völligen Gleichschaltung nicht nur der Viertel-, sondern auch der Halbjuden mit 
„Ariern" mit Aussicht auf Erfolg zu versuchen. 

Stuckart stimmte einem mündlichen Vorschlag von mir zu, meinte aber, wir wür­
den durch die Anregung, auch die Halbjuden unbeschränkt gleichzustellen, den 
ganzen Plan von vornherein gefährden. Wir sollten uns auf die Halbjuden beschrän­
ken, die Frontkämpfer des gegenwärtigen oder des Krieges von 1914-18 wären oder 
gewesen wären. 

Ein Satz, der Erleichterungen für die sog. „Geltungsjuden" vorsah, mußte eben­
falls gestrichen werden. Wie mein für die Besprechung aufgestellter und noch vor­
handener Merkzettel ergibt, hatte ich auf folgendes hingewiesen: die Praxis seit den 
Nürnberger Gesetzen hätte ergeben, daß die Vorschrift, die einen Halbjuden wegen 
Zugehörigkeit zur jüdischen Religionsgemeinschaft automatisch zum Juden stempele, 
ein falscher Maßstab wäre. Man könne aus der formalen Religionszugehörigkeit nicht 
auf innere Verbundenheit schließen. Die Fehlerquellen seien „1. Gleichgültigkeit 
gegenüber der eingetragenen Religion; 2. Gewissenszwang durch verstorbene Vor­
fahren; 3. Unkenntnis der gesetzlichen Bestimmungen über den Austritt aus der jüdi­
schen Religionsgemeinschaft (im Altreich in den Ländern ganz verschieden, in der 
Ostmark und dem Sudetengau durch Gesetz von 1858 gesperrt zwischen dem 7. und 
14. Lebensjahr)". Mein Vorschlag war gewesen, die Geltungsjuden, die bis zum 30. 
April 1939 ausgetreten wären, als Mischlinge I. Grades einzureihen. 

Ich skizzierte einen Bleistiftentwurf zu einem „Erlaß des Führers und Reichskanz­
lers" und las ihn Stuckart vor, der dann noch die weitere Einschränkung für zweck­
mäßig hielt, daß selbst für die Frontkämpfer die für die Eheschließung geltenden 
Bestimmungen weiterhin gelten sollten. Die Abteilung II (Beamtenrecht und Per­
sonalien) bereitete gleichzeitig den Entwurf eines Führererlasses vor, der eine poli­
tische Amnestie für frühere Angehörige der aufgelösten Parteien und für ehemalige 
Freimaurer vorsah. Ich hatte den Bearbeiter veranlaßt, auch hierin eine Bestimmung 
über die „jüdischen Mischlinge" vorzusehen. Als der Entwurf der Abteilung II bei 
uns beraten wurde, mußte ich den bereits stärker verwässerten Entwurf der Abtei­
lung I als Gegenvorschlag ausarbeiten. Diese Vorgänge spielten am 6. September und 
den nächstfolgenden Tagen. Die Entwürfe stießen sofort auf den Widerstand der 



294 Dokumentation 

Partei, mußten zurückgestellt werden und kamen dann infolge der sich überstürzen­
den Gesetzgebung, die der Krieg hervorrief, ganz ins Hintertreffen. Mein öfter wie­
derholtes Drängen blieb erfolglos. Der stürmische Siegeszug in Polen war ein Ge­
wicht in der Wagschale der Gegner des Planes, die den Standpunkt vertraten, „wir 
hätten das nicht nötig". 

In den Sitzungen dieser ersten Kriegstage wurden von der Seite der Partei und der 
„Sicherheitspolizei" selbstverständlich auch schon wieder andere Maßnahmen ange­
regt, doch hielten sie sich vorerst in verhältnismäßig engen Grenzen. Die ehemaligen 
jüdischen Ärzte, denen die Berufsausübung durch die 4. Verordnung zum Reichs­
bürgergesetz vom 25. 7. 1938 verboten worden war, und die ehemaligen jüdischen 
Zahnärzte, Dentisten und Apotheker (Berufsverbot durch die 8. Verordnung vom 
17. 1. 1939) sollten in Kriegsgefangenen- und Konzentrationslagern eingesetzt wer­
den, um „deutschblütige" Kräfte dieser Berufsarten zur Betreuung der deutschen 
Bevölkerung freizumachen, die den Ärztemangel infolge des Ausfallens der jüdischen 
Ärzte empfindlich zu spüren begann. 

Ferner sollte eine Rundfunkverordnung Maßnahmen anordnen, die den Juden den 
Empfang ausländischer Sender unmöglich machten. Der Ministerialdirigent Schmidt-
Leonhard vom Propagandaministerium griff diese Sache mit großem Eifer an und 
lud kurz hintereinander zu mehreren Sitzungen ein. Meine Aufzeichnung vom 14. 9. 
1939, die ich Stuckart vorlegte, lautet: 

„Das Propagandaministerium (Min.Dirig. Schmidt-Leonhard) hatte gestern mittag 
fernmündlich zu einer Sitzung auf nachmittags 5 Uhr zur Besprechung eines Ent­
wurfes für den Ministerrat eingeladen. Den Entwurf der Verordnung über die 
Einziehung von Rundfunkgeräten bei Juden füge ich in der Anlage hei in der 
Gestalt, die er am Schluß der Besprechung angenommen hatte. Das Propaganda­
ministerium wird eine Neufassung noch übersenden. 

Als Begründung wurde mündlich angegeben, daß der Bedarf der Truppe, der 
Lazarette, Krankenhäuser, NSV. usw. an Rundfunkgeräten so groß sei, daß er von 
der Industrie nicht befriedigt werden könne. Man wolle daher die Apparate der 
Juden fortnehmen, ein Weg, der zugleich den Vorzug der Billigkeit habe. Außer­
dem könne so am wirksamsten verhindert werden, daß Juden ausländische Sender 
abhören. Die Zahl der einkommenden Geräte wird auf höchstens 50 000 geschätzt. 
M. E. ist diese Schätzung etwa um das Dreifache zu hoch gegriffen. 

Vom Standpunkt der Abt. I habe ich folgende Vorbehalte gemacht: 

I. Zu der Erstreckung der Verordnung auf das Protektorat (vgl. Präambel) muß 
die Stellungnahme des Reichsprotektors eingeholt werden. Ich habe ORR Volk-
hardt in Prag telefonisch verständigt; er wird die Stellungnahme so bald als 
möglich durchsagen. 

II . M. E. ist entsprechend der ständigen neuen Praxis in die Verordnung eine Aus­
nahme für die privilegierten Mischehen einzufügen. Es ist nicht einzusehen, 
weshalb die deutschblütige Ehefrau eines Juden, der z. B. zu einer Arbeitsko­
lonne eingezogen ist, nicht mit ihren Kindern (Mischlinge 1. Grades) Nach­
richten und Kundgebungen des deutschen Rundfunks abhören soll. Dasselbe 
gilt für die jüdische Ehefrau und die Kinder eines zum Wehrdienst eingezo­
genen Deutschblütigen. Die einzufügende Vorschrift hätte zu lauten: 

§ 

Die Vorschriften des § 1 gelten für die in Mischehe mit Deutschblütigen le­
benden Juden nur dann 
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a) wenn der Mann der jüdische Teil ist und Abkömmlinge aus der Ehe nicht 
vorhanden sind, oder 

b) wenn die Abkömmlinge als Juden gelten. 

Der Verhandlungsleiter Schmidt-Leonhard sowie der Vertreter der Partei (Pg 
Schmidt) sprachen sich lebhaft gegen eine solche Bestimmung aus, im wesentlichen 
mit der Begründung, daß die lapidare Kürze der Verordnung nicht durchbrochen 
werden solle, ferner aber auch mit der Begründung, daß auf diese Weise doch 
wieder einem jüdischen Menschen unter Umständen die Möglichkeit verschafft 
werde, nicht nur den deutschen, sondern auch den fremden Nachrichtendienst zu 
hören. Ich habe dem gegenüber meine Stellungnahme aufrechterhalten. Die Ver­
treter des Reichsführers SS und des Hauptamts Sicherheitspolizei ließen ihre Stel­
lung offen und haben mir zugesagt, sie bald schriftlich hierher zu übermitteln. 
Schmidt-Leonhard behauptet, daß die Angelegenheit überaus eilbedürftig sei. 

Ich bitte um Weisung wegen der Berücksichtigung der privilegierten Misch­
ehen." 

Heydrich hatte sich nunmehr als Leiter der Judenverfolgung völlig in den Vor­
dergrund geschoben. Da er die Polizei in der Hand hatte, konnte er seine Einfälle 
auch blitzschnell durchführen. Das RMdl spielte amtlich nunmehr nur noch eine 
völlig lächerliche Rolle, da es ständig mit der Bitte um Unterrichtung dem Reichs­
sicherheitshauptamt nachlief, wenn wieder etwas Schreckliches passiert war. Diese 
Aufträge bekam natürlich ich und ich mußte noch froh sein, wenn Eichmann, an 
den ich mich fortan in allen solchen Fragen zu wenden hatte, mir wenigstens nach­
träglich eine einigermaßen ausführliche Auskunft gab, die ich dann aufzeichnete und 
über Stuckart an Pfundtner vorlegte, der sie Frick zuleitete. Wenn jeder von ihnen 
ein Sichtzeichen darauf gesetzt hatte, vielleicht mit einem Ausrufungszeichen am 
Rande, war die Sache für das RMdl zu Ende. Sich an Heydrich oder gar Himmler 
direkt mit dem Ersuchen um Auskunft zu wenden, wagte kaum einer der Herren 
mehr, obwohl die Polizei dem RMdl angegliedert war. Himmlers Amtsbezeichnung 
lautete: „Reichsführer SS und Chef der deutschen Polizei im Reichsministerium des 
Innern." 

So ging es im November 1940 bei der ersten Zwangsabschiebung der Juden aus 
Baden und der Pfalz in das unbesetzte Gebiet Südfrankreichs. 

Der „Leitende Staatssekretär" Pfundtner hatte davon gehört und mich beauftragt, 
der Sache nachzugehen. Das Ergebnis legte ich ihm mit folgendem Vermerk vor: 

„Auf Mitteilungen hin, daß eine Abschiebung der Juden aus Baden und Saarpfalz 
vor sich gehe, habe ich mich mit der Sonderdienststelle der Gestapo, OStuf.17 

Eichmann, in Verbindung gesetzt. Dieser hat mir am 4. 11. seinen Mitarbeiter, 
Stuf. Günther, geschickt, der mir aus den mitgebrachten Akten folgende Auskunft 
gegeben hat: 
Die Abschiebung beruht auf einem Führerbefehl, der in einem Erlaß des RFSS 
vom 30. 9. 40 enthalten ist. Abschrift dieses Erlasses für Abt. I ist zugesagt. 
Die Durchführung ist am 22. und 23. 10. erfolgt. Es sind aus beiden Gauen ins­
gesamt 6504 Juden in 9 Eisenbahnzügen von den Bahnhöfen Konstanz, Heidel­
berg, Pforzheim, Mannheim und Ludwigshafen über Chalons s. M. an die Demar­
kationslinie geschafft und dort von den Franzosen ins unbesetzte Gebiet eingelassen 
worden, wobei letztere anscheinend annahmen, es seien Durchwanderer nach Por­
tugal. Über den weiteren Verbleib ist nichts Näheres bekannt geworden. 
Die Juden durften 50 kg Gepäck und 100 RM mitnehmen. Die Regierungspräsi­
denten sind beauftragt worden, das zurückgebliebene Vermögen treuhänderisch zu 

17 Muß heißen Stubaf. (Sturmbannführer.) 
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verwalten und zu verwerten. Die Juden, die in Mischehe leben, sind unbehelligt 
gelassen worden. Weitere solcher Abschiebungen aus anderen Gebieten sind nicht 
beabsichtigt." 
Damit war der Fall für das RMdl abgetan. 

Ebenso ging es im ersten Winter des russischen Krieges bei den ersten Zwangsab­
schiebungen deutscher Juden nach Osten, zunächst aus Schneidemühl, dann aus 
Stettin, die dem Vernehmen nach bereits vielen den Tod durch Erfrieren brachten. 

Dann aber bekamen wir zeitweise überhaupt keine amtlichen Antworten mehr, 
und so wurde das Fragen eingestellt. Die Demütigung des Ministeriums war vollen­
det. Alles weitere erfuhr ich nur noch aus privater Information und dem Londoner 
Rundfunk. 

Die sogenannte Endlösung der Judenfrage 

Im August 1941 kam die seit 1935 schwerste Gefahr für die „Mischlinge" und die 
„Mischehen". Heydrich hatte sich auf dunkel gebliebene Weise von Göring (nicht 
Hitler!) einen „Auftrag zur Endlösung der Judenfrage" verschafft. Es ist mir trotz 
aller Bemühungen nie gelungen, diesen Auftrag zu Gesicht zu bekommen. Eichmann 
hat ihn einmal meinem Hilfsarbeiter, Reg.Rat Feldscher, vorgelesen, aber nicht in 
die Hand gegeben. Ob es der richtige Auftrag war, muß dahingestellt bleiben. Die 
mir von Eichmann etwa dreimal zugesagte Übersendung einer Fotokopie ist nie erfolgt. 
Auf diesen „Auftrag zur Endlösung" beriefen sich aber von nun an Heydrich, Eich­
mann, Neifeind usw. Was die Endlösung sein sollte, wurde uns nie gesagt. Eichmann 
hatte mir schon einmal am 3. 12. 1940 mündlich einen Nah- und einen Fernplan 
einer „Endlösung" mitgeteilt, der in der Aussiedelung der Juden „aus dem gesamten 
von Deutschland beherrschten europäischen Raum" nach Madagaskar gipfelte. Ich 
legte darüber folgenden Vermerk im Ministerium vor: 

„Vermerk 
über die Pläne des Reichssicherheitshauptamts zur abschließenden Lösung der Ju­
denfrage im deutschen Reich. 
Sturmbannführer Eichmann, der die Abschiebungen der Juden vorbereitet und 
durchführt, hat mir am 3. 12. 40 mündlich darüber folgendes erklärt: 
Die Abschiebung der Juden wird nach einigen Nahplänen und einem Fernplan 
durchgeführt werden. Das gesamte von ihm vorbereitete Material liege z. Zt. dem 
Gruppenführer Heydrich zur Zeichnung vor. Er nehme an, daß dieser nach ab­
geschlossener Prüfung die Pläne der Abt. I und den übrigen Beteiligten zuleiten 
werde. 
Die Nahpläne betreffen nur Verschiebungen von Juden, die dadurch notwendig 
werden, daß Wohnraum für deutsche Rückwanderer freigemacht werden muß. 
So wird noch im Dezember eine Abschiebung von 3000 Juden aus ostpreußischen 
Städten ins General-Gouvernement vorgenommen werden, um für Deutsche aus 
Litauen Platz zu machen. Der General-Gouverneur hat dem zugestimmt. Später 
folgen noch weitere 1700 Juden nach. Die Nahpläne sollen aber auf das Alier-
nötigste beschränkt bleiben, weil ohnehin der Fernplan alles weitere in absehbarer 
Zeit überflüssig machen wird. 
Der Fernplan sieht vor, daß die Juden aus dem gesamten von Deutschland beherrsch­
ten europäischen Raum nach Kriegsende im Rahmen eines Vier- bis Fünfjahres­
planes nach Madagaskar abgeschoben werden. Es wird sich um rund 6 Millionen 
Menschen handeln (einschl. Gen.Gouv.). Die Insellage wird die Kontrolle über diese 
große Zahl von Menschen erleichtern. Zur Umsiedlung wird nur nichtdeutscher 
Schiffsraum benutzt werden. Die Juden sollen drüben produktiv tätig sein. Die 
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Mittel zum Landbau und Gewerbebetrieb soll ihnen das hier zurückgebliebene 
Vermögen verschaffen, das zur Bezahlung der nötigen Maschinen und Geräte dienen 
wird, die ihnen nach M. geliefert werden. Produktion und Handel werden drüben 
von Organisationen geleitet, die unter deutscher Aufsicht stehen. Es werden rein 
deutsche und rein jüdische Unternehmen geschaffen werden. Deutsch werden sein 
die Zentralfaktorei und die Emissions- und Transferbank. Durch die Hand der 
ersteren geht der gesamte Außenhandel; die Juden sollen keine unmittelbaren Ge­
schäftsbeziehungen mit der übrigen Welt unterhalten. Die Bank regelt das Geld­
wesen und die Verrechnung der gelieferten Geräte mit dem im Reich verbliebenen 
jüdischen Vermögen. Jüdisch werden sein die Arbeitsbank und die Produktionsor­
ganisationen (genossenschaftsartig). Die jüdischen Einrichtungen regeln nur den 
inneren Verkehr der Insel." 

Die „Endlösung" von 1941 sollte aber anderer Art sein - Hitler hatte ja auch 
Madagaskar noch nicht —, doch sagte Eichmann nur, die Pläne seien noch nicht fertig, 
würden uns dann aber „selbstverständlich" zugeleitet werden. Selbstverständlich ist 
das nie geschehen. Welcher Art die neue Endlösung sein sollte, war mir persönlich 
keinen Augenblick mehr zweifelhaft. Stuckart hat Genaueres spätestens auf der be­
rüchtigten „Wannseekonferenz" im Januar 1942 erfahren, über die ich aber Näheres 
erst zwei Jahre nach dem Kriege im Nürnberger Prozeß gehört habe. Aber nun 
machten die Partei, vertreten durch den ORR Reischauer, und die SS-SD, vertreten 
durch Eichmann, einen hinterlistig angelegten Versuch, die Halbjuden und die in 
Mischehe lebenden Juden in diese „Endlösung" mit einzubeziehen und sich dabei 
auf meine Zustimmung berufen zu können. Reischauer und Eichmann spielten sich 
die Bälle zu. Ich wurde von einem Mitarbeiter Eichmanns kurzfristig telefonisch be­
nachrichtigt, am 13. 8. 1941 fände bei Eichmann eine Besprechung statt über einen 
Plan von Seiß-Inquart, Blutschutzbestimmungen in den Niederlanden einzuführen; 
ich möchte doch „einen meiner Herren" hinsenden. Ich beauftragte also meinen ein­
zigen Hilfsarbeiter Reg.Rat Feldscher mit der Teilnahme. Dieser kam empört aus 
der Sitzung zurück, die ein plumper Überrumpelungsversuch gewesen war. Es hatte 
sich darum gehandelt, einen „neuen Judenbegriff" in allen besetzten Gebieten ein­
zuführen, mich persönlich von der Sitzung fernzuhalten, Feldscher einzuschüchtern 
und ihn zu zustimmenden Erklärungen zu veranlassen. Durch Feldschers Besonnen­
heit war die Sache vereitelt worden. Es wurde eine neue Sitzung einberufen, in die 
ich nun selbst ging. Eichmann hatte „seine Herren" dazu gebeten, etwa 10 Mann 
in SD-Uniform, zum Teil mit Verbrechergesichtern, die im Kreise um mich, Eich­
mann und Reischauer herumsaßen und mich dauernd mit feindseligen Blicken maßen. 
Die Situation war für mich wenig angenehm, und darauf war sie auch berechnet. 
Ich sollte „weich gemacht" oder auf mangelnde weltanschauliche Ausrichtung fest­
genagelt werden. Ich vermied das eine wie das andere, indem ich Eichmann und 
Reischauer, die sich gern reden hörten, durch immer erneute Fragen zum Weiter­
reden brachte. So gelang es, der Sitzung eine angemessene Dauer zu sichern, ohne 
sie als durch meine Schuld vorzeitig abgebrochen erscheinen zu lassen. Ich selbst sagte 
dann mit vielen Worten und wenig Inhalt, ich müsse die Fülle des neuen eindrucks­
vollen Materials erst einmal selbst verarbeiten und dann in meinem Hause vortragen, 
könne daher jetzt noch keine präzise Stellung nehmen, die aber „selbstverständlich" 
alsbald folgen werde. Eichmanns Dienststelle war die vormals jüdische Loge in der 
Kurfürstenstraße. Er liebte den spukhaften Eindruck, den die Räume angesichts ihrer 
nunmehrigen Verwendung machten. Ich war glücklich, als ich damals dieses Haus 
noch als freier Mann verlassen konnte. Ich war dann m. W. nur noch einmal zu 
einer Sitzung über denselben Gegenstand dort, nachdem Stuckart einen von mir ver­
faßten Gegenentwurf, an Heydrich gerichtet, unterschrieben hatte. Das Schreiben 
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enthielt meine schon des öfteren erwähnten Argumente. Abschriften davon gingen 
der Parteikanzlei und Lammers zu. Eichmann hatte die neue Sitzung nicht mehr so 
inszeniert wie die vorige. Die Diskussion war zähe, aber ohne Sensationen, und Eich­
mann wie Reischauer begannen sich zu langweilen. Der Mangel an Ergebnis fing an 
fühlbar zu werden. Eichmann berief, um das Gesicht zu wahren, noch eine Sitzung 
ein, zu der ich wieder Feldscher schickte. Dieser berichtete mir, es sei nur noch leeres 
Stroh gedroschen worden. So verlief diese Aktion von Eichmann und Reischauer im 
Sande. 

Ein nochmaliger Angriff in derselben Richtung kam dann noch im September 1942. 
Ich ging zu Stuckart und erklärte ihm, ich beabsichtige nicht, diese Sache nochmals 
allein auszubaden, zumal das voraussichtlich auch keine Wirkung mehr haben werde. 
Es war bereits die offene Vertrauenskrise zwischen ihm und mir eingetreten, weil 
ich meine Versetzung aus dem Ministerium beantragt hatte, worauf ich noch zu 
sprechen komme. Stuckart erklärte sich schließlich zu dem für ihn nicht leichten 
Schritt bereit, ein sogenanntes „Privatschreiben" an Himmler persönlich zu richten. 
Ich machte den Entwurf, den er mit einigen Worten skizziert hatte. Das Schreiben 
erreichte seinen Zweck. Den Originaldurchschlag des Entwurfs habe ich dem Mili­
tärtribunal in Nürnberg überreicht, das mir eine Abschrift davon fertigen ließ. Die 
Ausführungen über die Sterilisation von Halbjuden sind Stuckart im Nürnberger 
Prozeß zunächst schwer zur Last gelegt worden. Er soll sie schon zu Beginn des Jahres 
in der erwähnten geheimen, von Heydrich einberufenen Sitzung in Wannsee ge­
macht haben. Mir hat Stuckart bei der Anweisung zu besagtem Entwurf gesagt, man 
könne nur noch dann einen Erfolg in der Hauptsache erzielen, wenn man den Geg­
nern einen Kompromiß anbiete; der sei aber nur scheinbar, denn von der Sterilisation 
könne aus technischen Gründen überhaupt erst nach dem Ende des Krieges die Rede 
sein. Dann könne man weiter sehen, er hoffe dann auf eine noble Geste. Dieses 
Schreiben ist im Urteil des Militärtribunals IV ausdrücklich als zugunsten Stuckarts 
sprechend hervorgehoben worden (S. 28062 und/63 des Urteils). 

Das Schreiben lautete: 

„Sehr verehrter Reichsführer! 

Es laufen gegenwärtig in der Bevölkerung wieder Gerüchte, die von einer un­
mittelbar bevorstehenden entscheidenden Schlechterstellung der jüdischen Misch­
linge 1. Grades wissen wollen. Sie lauten dahin, daß die Mischlinge 1. Grades dem­
nächst ebenfalls den Judenstern tragen und auch sonst völlig den Juden gleichge­
stellt, namentlich auch evakuiert werden sollen. Wie ich aus zahlreichen Anfragen 
feststellen kann, herrscht deshalb nicht nur bei den Mischlingen selbst, sondern auch 
in weiteren Bevölkerungskreisen starke Beunruhigung. Immer wieder wird die 
Frage gestellt, ob gegenwärtig keine wichtigeren Aufgaben zu lösen seien, und 
weshalb denn überhaupt noch gerade dieser Personenkreis zum Gegenstand von 
Verfolgungen gemacht werde. 

Seitdem die Lösung der Mischlingsfrage zu meinem Aufgabenbereich gehört, 
ist es stets mein Bestreben gewesen, hier einen vernünftigen Ausgleich zwischen 
der wirklichen Größe der Gefahr und der Schärfe der erforderlichen Maßnahmen 
zu treffen. Meine Stellungnahme habe ich in den letzten Monaten bereits mehr­
fach mündlich und schriftlich ausführlich dargetan, und zwar anläßlich der von 
Gruppenführer Heydrich angeregten Erörterungen über die Endlösung der Juden­
frage. Da diese Erörterungen durch seinen Tod zunächst unterbrochen worden sind 
und da gerade jetzt wieder eine Welle von Spannung durch die neuen Gerüchte 
erregt wird, halte ich den Zeitpunkt für gekommen, Ihnen persönlich meine Auf­
fassungen über die künftige Behandlung der Mischlinge 1. Grades zusammenfassend 
vorzutragen. Mein Ziel ist, eine den Interessen unseres Volkes ohne Rest gerecht-
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werdende Lösung herbeizuführen, die aber gleichzeitig dieses Fragengebiet end­
gültig und baldigst zur Ruhe bringt, ohne dabei eine gegenwärtig besonders über­
flüssige und schädliche Erbitterung und erregte Erörterung zu verursachen. Auch 
das Letztere zu vermeiden, halte ich für ein unerläßliches Erfordernis der deutschen 
Belange. Diese sind überhaupt, was ich wohl kaum noch hervorzuheben brauche, 
der ausschließlich leitende Gesichtspunkt bei der Würdigung des ganzen Problems 
und meiner Vorschläge zu seiner Lösung. 

Es besteht völlige Klarheit darüber, daß das jüdische Blut, auch soweit seine 
Träger Halbjuden sind, erst aus dem deutschen und darüber hinaus aus dem euro­
päischen Blutstrom auszuscheiden ist. Gruppenführer Heydrich wollte dieses Ziel 
dadurch erreichen, daß die Mischlinge 1. Grades in jeder Weise wie Juden behan­
delt, vor allem auch evakuiert würden. Ausgenommen sollten nur die werden, die 
mit Deutschblütigen verheiratet sind, wenn aus der Ehe Kinder (Mischlinge 2. 
Grades) hervorgegangen sind; außerdem auch noch die, „für die von den höchsten 
Instanzen der Partei und des Staates bisher auf irgendwelchen Lebensgebieten Aus­
nahmegenehmigungen erteilt worden sind". Die von der Evakuierung auszuneh­
menden Mischlinge sollten aber sterilisiert werden. 

Dieser Abschiebungsplan besticht zunächst dadurch, daß er das Problem ein­
fach, schnell und wirksam zu lösen scheint. Er würde aber eine Reihe von Folgen 
nach sich ziehen, die für das deutsche Volk nachteilig wären und daher ernste Über­
legung fordern. 

1. Als wichtigstes und m. E. entscheidendes Gegenargument stelle ich voran, 
daß mit der Abschiebung der Halbjuden ihre zur Hälfte germanische Erbmasse 
nicht nur von uns preisgegeben, sondern geradezu den Gegnern Deutschlands zuge­
führt würde. Diese Erbmasse in Verbindung mit der erfahrungsgemäß guten Intel­
ligenz und Ausbildung der meisten Halbjuden würde sie zu geborenen Führern im 
gegnerischen Lager machen. Wer die führenden Schichten der europäischen Völker 
und Staaten, auch der nicht nordisch bestimmten, untersucht, stellt immer wieder 
fest, daß ein Teil von ihnen ganz oder halbdeutsch ist. Ich erinnere nur an die 
unverhältnismäßig große Zahl französischer Heerführer und Staatsmänner, auf die 
diese Beobachtung zutrifft. Die Gegenwart sollte hier aus gefährlichen Fehlern der 
Vergangenheit die nötigen Folgerungen ziehen. 

2. Die blutmäßigen Halbjuden sind durch die Fassung des Judenbegriffs in der 
Nürnberger Gesetzgebung18 bereits weitgehend sortiert worden. Soweit bestimmte 
Merkmale ihre Hinneigung zum Judentum dartun, gelten sie schon heute als Voll­
juden. Dadurch ist also bereits ein erheblicher Teil der Halbjuden abgestoßen 
worden. 

3. Auch der Abschiebungsplan sieht als unumgänglich vor, daß einige Gruppen 
von Halbjuden verschont werden sollen. Das führt also zu einer weiteren Sortie­
rung über die unter 2. erwähnte hinaus und würde zur Folge haben, daß ohne 
inneren, jedenfalls ohne biologischen Grund Mitglieder derselben Familie mit der 
gleichen Erbmasse teils hier belassen, teils deportiert würden (z. B. Geschwister, 
von denen eines deutschblütig verheiratet ist und Kinder aus der Ehe hat, während 
die anderen unverheiratet oder kinderlos verheiratet sind). 

4. Nach den in diesen Jahren gesammelten Erfahrungen haben sich die Misch­
linge 1. Grades zum nicht unerheblichen Teil in starkem Maße bemüht, sich für 
die deutschen Interessen einzusetzen. Abgesehen von ihrem Einsatz in der Kriegs­
wirtschaft darf ich darauf hinweisen, daß der Führer außer den normalen Gnaden­
entscheidungen eine große Zahl von aktiven Offizieren und Offiziersehefrauen, die 

18 Im Original (Nbg. Dok. NG-2982) an dieser Stelle die handschriftliche Einfügung: 
„(§ 5 der Ersten Verordnung RBG)". 
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Mischlinge 1. Grades waren, mit deutschblütigen Personen gleichgestellt und einem 
großen Teil von Mischlingen 1. Grades, die in der Wehrmacht verblieben sind, 
diese Gleichstellung bei weiterer Bewährung nach dem Kriege in Aussicht gestellt 
hat. (Die Zahl der Entscheidungen letzterer Art beträgt bis heute rund 260, worin 
allerdings auch Mischlinge 2. Grades enthalten sind.) Diese zahlenmäßig beschränk­
ten Auslesevorgänge lassen erkennen, daß der Halbjude, soweit er im deutschen 
Reichsgebiet tätig ist, nicht notwendig und immer einen nur negativen Wert für 
das deutsche Volk zu haben braucht. 

5. In diesem Zusammenhang ist auch die Tatsache nicht zu übersehen, daß der 
Führer bisher rund 340 Geltungsjuden den Mischlingen 1. Grades gleichgestellt 
hat. Es wäre mit der Bedeutung einer Führerentscheidung unvereinbar, wenn diese 
Personen nun wieder durch eine generelle Regelung zu Juden gestempelt würden. 
Andererseits widerspräche es den einfachsten rassepolitischen Erwägungen, wenn 
man diese Personen künftig von den neuen Maßnahmen ausnehmen würde, gleich­
zeitig aber die Halbjuden, die nie als Juden gegolten haben, also von vornherein 
rassisch günstiger eingeordnet waren, nunmehr dem Judentum zuordnete. 

6. Von nicht zu unterschätzender Bedeutung ist auch die psychologisch-politische 
Rückwirkung. Jeder Halbjude hat einen vollarischen Ahnenstamm mit verzweig­
ten Verwandtschafts- und Freundschaftsverhältnissen in deutschblütigen Kreisen. 
Die Gleichbehandlung der Mischlinge 1. Grades mit den Juden müßte für den 
arischen Ahnen- und Verwandtenstamm zu einer sehr großen Verschärfung der 
seelischen Belastung führen. 

7. Die Herauslösung aus bestehenden Arbeitsverhältnissen müßte mit Rücksicht 
auf die Arbeitsmarktlage auf absehbare Zeit als sehr schwierig angesehen werden. 

Ich kann daher den Abschiebungsplan nicht als im richtig verstandenen deut­
schen Interesse liegend ansehen und möchte, da es sich hier in erster Linie um 
ein rassenbiologisches Problem handelt, der Sterilisation der Halbjuden und ihrem 
natürlichen Aussterben den Vorzug geben. Abschiebung wie Sterilisation könnten 
selbstverständlich erst nach Änderung der derzeitigen Verhältnisse, also voraus­
sichtlich nach Kriegsende vorgenommen werden. Bei Sterilisation löst sich das 
Mischlingsproblem praktisch innerhalb einer Generation von selbst. Ich möchte 
aber darauf hinweisen, daß auch der Abschiebungsplan das Problem nicht mit 
einem Schlage löst, da auch nach diesem Vorschlag gewisse Kategorien von Halb­
juden im Reich bleiben sollen. Daß es keine schlechthin befriedigende Lösung gibt, 
hat seine Ursache darin, daß man Fehler und Sünden der letzten 200 Jahre nicht 
von heute auf morgen beseitigen kann, wenn man nicht den alten Fehlern neue 
hinzufügen will. 

Die bei der Lösung durch Zeitablauf erwachsende laufende Verwaltungsarbeit 
darf nicht überschätzt werden, da die Stellung der Mischlinge 1. Grades auf allen 
wichtigen Lebensgebieten bereits geregelt ist. Nach Durchführung der Sterilisa­
tion wäre kein Bedürfnis ersichtlich, diese Frage noch einmal grundsätzlich auf­
zurollen. Die einmalige Verwaltungsarbeit bei der Durchführung der Sterilisation 
ist dagegen einfacher als bei der Durchführung der Abschiebung auf Grund einer 
vorangegangenen Auslese. Die Sterilisation kann selbstverständlich nicht an ein 
ausgedehntes Ermittlungsverfahren geknüpft werden. Wesentliche Voraussetzung 
ist nur die Tatsache der blutmäßigen Halbjudeneigenschaft. Nach der Bevölkerungs­
zählung vom Jahre 1939 lebten im damaligen Reichsgebiet rund 64 000 Personen, 
die rechtlich als Mischlinge 1. Grades einzuordnen waren. Die Zahl ergibt sich aus 
der Gesamtzahl der Halbjuden (72 000) nach Abzug der als Juden geltenden Halb­
juden. Abgesehen von den bereits aus anderen Gründen unfruchtbaren Personen 
braucht m. E. die Sterilisation nicht zu erfolgen bei Frauen über 45 und bei Män­
nern über 60 Jahre. Das würde eine Verringerung des Personenkreises um rund 
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25 000 Mischlinge bedeuten, so daß 39 000 Personen19 für die Sterilisation übrig 
bleiben würden. 

Der Plan könnte auch noch dahin ergänzt werden, daß dem zur Sterilisation 
vorgeschlagenen Mischling jeweils zu gestatten wäre, anstatt der Sterilisation die 
Abschiebung zu wählen. 

Da mit dem Mischlingsproblem aufs engste das Problem der deutsch-jüdischen 
Mischehen verknüpft ist, sollten diese beiden Fragen möglichst gleichzeitig, ein­
heitlich und endgültig geregelt werden. Anstatt der Zwangsscheidung der Misch­
ehen durch Gesetz, die u. a. als Lösung vorgeschlagen worden ist, halte ich es für 
ausreichend und für zweckmäßiger, wenn eine Scheidung auf Antrag des deutsch-
blutigen Teiles oder des Staatsanwaltes zugelassen würde. 

Zusammenfassend darf ich bemerken, daß ich dem Mischlingsproblem (und dem 
damit zusammenhängenden der Mischehen) keinesfalls die aktuelle Bedeutung zu­
billigen kann, die ihm von anderer Seite zugemessen wird. Wenn diese Frage nicht 
immer wieder mehr oder weniger künstlich in den Vordergrund geschoben würde, 
wäre sie schon längst infolge ihrer inneren Bedeutungslosigkeit für Volk und Reich 
vergessen und erloschen. Es hat mir auch noch niemand überzeugend dartun kön­
nen, inwiefern eine ernstliche Gefahr darin bestehen soll, daß ein Bevölkerungs­
teil, der noch nicht ein Tausendstel der Gesamtbevölkerung des Reiches vom Sommer 
1939 beträgt, und der sich völlig ruhig und loyal verhält, in seiner schon jetzt 
außerordentlich eingeengten rechtlichen und tatsächlichen Lage verbleibt, die ihn 
von jeder Art von Einfluß auf das öffentliche Leben fernhält. M. E. erweist man 
unserer Sache einen schlechten Dienst, wenn man zu der Fülle der immer neu 
erwachsenden echten Probleme, die der Krieg bringt, auch alte, längst geregelte 
Fragen wieder hervorzieht und damit nicht nur überflüssige Arbeiten verursacht, 
sondern auch in weite Kreise der Bevölkerung noch zusätzliche Unruhe hinein­
bringt, ohne daß auch nur ein einziger stichhaltiger Grund für dieses ganze Vor­
gehen ersichtlich ist. 

Unter allen Umständen muß aber diese Beunruhigung behoben werden, die ge­
rade deshalb besonders tief greift, weil auf dem Gebiet der Rassenpolitik, wenn sie 
überhaupt erst einmal auf das Gebiet der Mischlingsfrage übergegriffen hat, keine 
natürliche oder logische Grenze für das Weitergreifen auf immer fernere Misch­
lingsgrade erkennbar ist. Eben deshalb aber sollte diese Grenze möglichst deutlich, 
bald und endgültig gezogen werden, und zwar dort, wo die Rassenmischung auf­
hört, eine ernste Gefahr für Volk und Reich zu bilden. 

Da ich zwar nicht der Mischlingsfrage an sich, wohl aber der um sie wieder neu 
entfachten Aktion kriegswichtige Bedeutung beimesse und ihre Einstellung je eher 
je besser für nötig halte, möchte ich versuchen, die Sache bei der ersten sich bie­
tenden Gelegenheit dem Führer vorzulegen, um entweder eine abschließende Ent­
scheidung herbeizuführen, oder doch eine solche, durch die das Problem wenig­
stens bis zur Beendigung des Krieges zur Ruhe kommt. Hierzu wäre es für mich 
von größtem Wert, wenn Sie, Herr Reichsführer, mir mitteilen wollten, wie Sie 
über diesen Gegenstand denken." 

Diese Ausführungen haben auf Himmler, der übrigens gerade in dieser Frage etwas 
toleranter gesinnt war, Eindruck gemacht. Er griff ein und gab der Polizei u. a. die 
Weisung, bei Abschiebungen darauf zu achten, daß die in Mischehe lebenden Juden 
und Jüdinnen auszunehmen seien. 

Da ich bald darauf endlich antragsgemäß versetzt wurde, kann ich über die letzten 

19 Im Original (Nbg. Dok. NG-2982): „sodaß - im Zählgebiet von 1939 - weniger als 
39 000 Personen . . .". 
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Entwicklungen nichts mehr aus eigener Kenntnis berichten. Es steht aber das eine 
fest, daß die Mischlinge I. Grades und die Juden in Mischehen bis zuletzt im wesent­
lichen von dem Schicksal der Juden verschont geblieben sind. 

Der Judenstern 

Auch die Kennzeichnung der Juden hat eine längere Vorgeschichte, da die Forde­
rung danach schon lange Zeit vorher immer wieder erhoben wurde, u. a. von Heydrich 
auf der Sitzung vom 12. 11. 1938 im Anschluß an den ersten großen Pogrom (oben 
S. 290). Auf einer Gauleiterbesprechung vom 6. Dezember 1938 hatte Hitler über 
dieses Problem gesprochen und entschieden, daß die Kennzeichnung zu unterbleiben 
habe. Im Februar 1940 forderte Gauleiter Mutschmann (Sachsen) in einem Schreiben 
an Frick erneut die Einführung eines Judenabzeichens. In meiner Stellungnahme 
dazu, deren Durchschlag mir vorliegt, schrieb ich damals am Schluß, „daß die Be­
gründung zu dem geplanten Vorgehen überaus dürftig ist. Wenn wirklich noch Miß­
stände hervorgetreten wären, die eine gesetzliche Abhilfe unvermeidlich gemacht 
hätten, hätte es mehr als nahe gelegen, einige tatsächliche Vorgänge als Beispiele 
hervorzuheben. Ich kann mich dem Eindruck nicht verschließen, daß die Anregung 
mehr einem allgemeinen Streben entsprungen ist, bei der Liquidation der Juden­
frage nicht unbemerkt zu bleiben". 

Die Betreiber dieses Planes schlugen schließlich einen anderen Weg ein, um das 
Innenministerium vor fertige Tatsachen zu stellen. Das Propagandaministerium lud 
uns mit Frist von einem Tage zu einer Sitzung am 15. August 1941 über die Kenn­
zeichnungsfrage ein. Stuckart schickte mich als Vertreter hin mit dem Auftrage, die 
Federführung in der Sache für das Innenministerium in Anspruch zu nehmen. Als 
ich den Sitzungssaal betrat, war er bereits voll besetzt von Leuten, die fast sämtlich 
braun uniformiert und mir mit wenigen Ausnahmen unbekannt waren. Es war so­
fort zu erkennen, daß es keine Ministerialsitzung im gewohnten Stil sein sollte, son­
dern daß das Ministerium Goebbels ein ganz großes Aufgebot von Berliner Partei­
amtsinhabern dorthin bestellt hatte, um sicher zu gehen, daß die Diskussion sich in 
der gewünschten Richtung bewegen werde. Offensichtlich waren diese Leute be­
reits auf einen etwas früheren Zeitpunkt bestellt worden, und so fand ich denn auch 
nur noch einen Platz ganz am unteren Ende der sehr langen Sitzungstafel. Zwischen 
dem Vorsitzenden Staatssekretär Gutterer und mir befand sich der ganze Schwarm 
der uniformierten und sich sehr ungeniert gebenden Nazis, was Wortmeldungen von 
mir, dem einzigen Gegenspieler bei dieser Sitzung, fast gänzlich erfolglos machte. 
Ich bin heute wie damals überzeugt, daß das alles in voller Absicht so eingerichtet 
worden war. Die Atmosphäre war die einer Parteiversammlung und der Verlauf der 
Sitzung auch dementsprechend. Ich gebe im folgenden nach dem noch vorhandenen 
Konzept den Wortlaut des Vermerks wieder, den ich Minister Frick (über Stuckart 
und Pfundtner) vorgelegt habe: 

„Die Zahl der Teilnehmer betrug rund 40, der größte Teil war mir unbekannt, 
die Dienststellen wurden bei der Wortmeldung meist nicht angegeben. 

Der Vorsitzende führte aus: es kämen ständig Urlauber oder Abkommandierte 
von der Ostfront, Offiziere wie Mannschaften, zu Reichsminister Dr. Goebbels und 
erklärten, sie könnten es nach den ungeheuren Eindrücken des Kriegserlebnisses 
im Osten nicht begreifen, daß man den Juden hier noch so viele Freiheiten er­
laubte und ihr freches Auftreten duldete. Das Propagandaministerium sei der An­
sicht, daß die Juden bisher überhaupt noch nicht recht empfindlich angepackt wor­
den seien, und daß Sofortmaßnahmen nötig seien, um die Mißstimmung der Front­
soldaten zu beheben. Die Juden Berlins bildeten eine Hetzzentrale; daher habe man 
schon jetzt solche, die Ausländer als Untermieter aufgenommen hätten, aus ihren 
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Wohnungen entfernt und dafür zuverlässige Arier als Wohnungsinhaber einge­
setzt, die die Ausländer weiter als Untermieter beibehielten. Es sei weiter daran 
zu denken, daß man der Wohnungsnot steuere, indem man alle Juden aus ihren 
Wohnungen nähme und sie in Barackenlager lege. 

Ferner kämen die Juden beim Einkaufen trotz der besonderen Einkaufszeit im­
mer noch in zu starke Berührung mit einkaufenden Werktätigen; daher müsse 
man besondere Judenläden schaffen. Bei den Feststellungen der Frühobsteinkäufer 
in Werder hätte sich herausgestellt, daß 4 0 % der Großhamsterer Juden gewesen 
wären. Diese hätten also den Erdbeermangel in Berlin verschuldet. 

Es gäbe noch 70 000 Juden in Berlin und nur 19 000 wären in den Produktions­
prozeß eingegliedert. Man sollte die anderen auf Arbeitsfähige durchkämmen und 
alle übrigen „nach Rußland abkarren". Auch wäre es nötig, den Juden besondere 
Abteile in den Verkehrsmitteln zuzuweisen. Die Fleischration für Nichtarbeiter 
sollte auf 200 g herabgesetzt werden; am besten wäre es, diese überhaupt totzu­
schlagen. 

Grundvoraussetzung zur wirksamen Durchführung aller Maßnahmen sei aber 
die Kennzeichnung der Juden. 

Zur Frage der Kennzeichnung führte der Referent des Reichssicherheitshaupt­
amtes, Sturmbannführer Eichmann aus, es sei deshalb kürzlich wieder ein Antrag 
an den Reichsmarschall gerichtet worden. Dieser habe die Sache zurückgeschickt 
mit dem Bemerken, darüber müsse der Führer entscheiden. Das Reichssicherheits­
hauptamt habe deshalb den Antrag umgearbeitet; dieser werde dem Reichsleiter 
Bormann zugeleitet, damit er dem Führer Vortrag halte. 

Aus der Versammlung wurden noch weitere Vorschläge gemacht. Es sollte den 
Juden das Betreten der Luftschutzräume verboten werden. Es sollten Kaufstellen 
für Juden durch jüdische Verbrauchergenossenschaften eingerichtet werden oder 
die Waren einfach an die Reichsvereinigung der Juden gegeben werden, die dann 
zusehen sollte, wie sie die Waren den einzelnen Haushalten zukommen ließe. 

Der Vertreter des Generalbauinspektors Speer führte zur Wohnungsfrage aus: 
der Führer habe die Judenwohnungen als Reserve für Abrißgeschädigte nach dem 
Kriege bestimmt. Es sei also nicht angängig, freigemachte Wohnungen jetzt schon 
besetzen zu lassen. Zur Zeit fehlten 160000 Wohnungen in Berlin. Dem stünden 
nur 19 000 jüdische Wohnungen gegenüber. Außerdem würden im ersten Jahr 
nach dem Kriege in Berlin 10 000 Wohnungen abgerissen werden, danach aber 
werde sich die Zahl rapide steigern. 

Zur Frage der Evakuierung der Juden aus dem Altreich gab Sturmbannführer 
Eichmann noch bekannt, der Führer habe auf einen dahingehenden Antrag des 
Obergruppenführers Heydrich Evakuierungen während des Krieges abgelehnt; 
daraufhin ließe dieser jetzt einen Vorschlag ausarbeiten, der auf Teilevakuierung 
der größeren Städte ziele. 

Vor Schluß der Sitzung wiesen der Vertreter des Vierjahresplanes Oberregierungs­
rat Schmidt und der Unterzeichnete darauf hin, daß dem Reichsmarschall alle 
Maßnahmen in der Judenfrage vorzulegen seien, und daß Abteilung I des Reichs­
ministeriums des Innern in allen Angelegenheiten der Judenfrage federführend 
sei, während dem Propagandaministerium nur die propagandistische Seite dieser 
Frage zukomme. Der Vorsitzende erklärte dem Sinne nach, daß er das völlig aner­
kenne, daß es aber Aufgabe des Propagandaministeriums sei, in Tätigkeit zu treten, 
wenn die Volksstimmung - in diesem Falle die Stimmung der Frontsoldaten — durch 
irgendwelche Vorgänge oder Mißstände erregt werde; eben weil in diesem Fall 
Abhilfe dringend geboten sei, habe sein Herr Minister sich auch entschlossen, mög­
lichst bald dem Führer Vortrag zu halten, und deshalb habe er zu dieser Sitzung 
mit so kurzer Frist einladen lassen. — 
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Die Absicht, mit der erwähnten Begründung den wichtigsten Teil der Federfüh­
rung, nämlich die Erörterung und Prüfung der Notwendigkeit und Zweckmäßig­
keit von Maßnahmen in der Judenfrage zum Propagandaministerium zu ziehen 
und durch baldigen alleinigen Vortrag des Herrn Reichsministers Dr. Goebbels 
beim Führer die Ansichten des Propagandaministeriums durchzudrücken und in­
soweit vollendete Tatsachen zu schaffen, ist offensichtlich. 

Das gleiche gilt für das Reichssicherheitshauptamt in der Frage der Kennzeich­
nung der Juden im Altreich. Nachdem ein Versuch dieses Amtes, einen solchen 
Antrag beim Reichsmarschall über den Generalbevollmächtigten der Verwaltung 
durchzusetzen, daran gescheitert war, daß die Reichskanzlei unsere Stellungnahme 
einholte und es daraufhin ablehnte, den Antrag an den Reichsmarschall weiterzu­
leiten, wird jetzt der Weg über Reichsleiter Bormann zum Führer gewählt, wo­
durch unsere Ausschaltung und die der Reichskanzlei für sichergestellt gehalten wird. 
Ohne die gelegentlichen Ausführungen des Sturmbannführers Eichmann auf dieser 
Sitzung hätten wir von dem neuen Plan nichts erfahren. 

Zur Sache selbst möchte ich folgendes bemerken: 

Sollten neue allgemeine Maßregeln gegen die Juden angeordnet werden, so muß 
unter allen Umständen erreicht werden, daß die in privilegierter Mischehe leben­
den Juden davon, vor allem von der Kennzeichnung ausgenommen werden. Andern­
falls wäre diese mühsam aufgebaute und gegen die ständigen Gegenbestrebungen 
der Partei gehaltene Einrichtung praktisch wertlos geworden. Der Führer hat 
während des Krieges eine Anzahl von halbjüdischen Offizieren (und Offiziersfrauen) 
Deutschblütigen gleichgestellt und sie im aktiven Dienst belassen; er hat bisher rund 
125 Mischlingen die Qualifikation zum Vorgesetzten in der Wehrmacht erteilt, 
teils unter Gleichstellung, teils mit Aussicht auf Gleichstellung nach dem Kriege; 
er hat in diesen Tagen laut Mitteilung von Herrn M.Dir. Kritzinger zwei ehemalige 
aktive Offiziere, die als Halbjuden entlassen worden waren, reaktiviert und Deutsch­
blütigen gleichgestellt. Er billigt, wie mir M.Dir. Kritzinger am 16. d. M. münd­
lich mitgeteilt hat, ferner nicht die Pläne der Partei, die Halbjuden den Juden 
gleichzustellen; er hat Herrn Reichsminister Dr. Lammers beauftragt, dies Prof. 
Dr. Groß wegen seines Vortrages bei der Frankfurter Tagung brieflich zu eröffnen 
(Abdruck des Briefes sollen wir bekommen). Bei dieser Sachlage sollte es ausge­
schlossen sein, daß man die Väter oder Mütter solcher Menschen den schlimmsten 
Injurien aussetzt und sie zwingt, mit dem Judenstern in der Öffentlichkeit aufzu­
treten, und dadurch den Verkehr ihrer Söhne, zumal in Uniform oder gar Offiziers-
uniform, mit ihnen unmöglich macht. — 

Der Vertreter des Vierjahresplanes hat mir auf Anfrage am 18. 8. mitgeteilt, 
daß er die Angelegenheit seinem M.Dir. Gramsch vorgetragen, aber bisher noch 
keine weiteren Weisungen habe; er wolle mich über die dortigen Auffassungen 
und ein etwaiges Vorgehen auf dem laufenden halten. 

Was die Kennzeichnung betrifft, so habe ich es bisher unterlassen, mit dem 
Reichssicherheitshauptamt Fühlung aufzunehmen. Nachdem dieses bei mehreren 
Anlässen, einmal auch mit der Unterschrift des Herrn Ministers, angewiesen oder 
aufmerksam gemacht worden ist, daß es uns in allen grundsätzlichen Judensachen 
zu beteiligen habe, und nachdem sich herausgestellt haben dürfte, daß dies auch 
diesmal absichtlich nicht geschehen, ja sogar ein ungebräuchlicher Weg gewählt 
worden ist, um unsere Ausschaltung auch zu sichern, würde es eine Demütigung 
bedeuten, wenn ich bäte, uns doch diesmal wenigstens zu beteiligen. Es wäre frei­
lich wegen der privilegierten Mischehen wünschenswert, wenn schon in dem An­
trag selbst eine Ausnahme für sie vorgeschlagen und damit gleich in der etwaigen 
Entscheidung des Führers erwähnt würde. Das würde aber gleichzeitig bedeuten, 
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daß Abteilung I sich sowohl mit der Kennzeichnung der anderen Juden von vorn­
herein einverstanden erklärte und außerdem mit dem Verfahren, den Weg zu einer 
Führerentscheidung über Reichsleiter Bormann zu suchen. 

Berlin, 18. August 1941 
gez. Lösener". 

Am 20. August machte ich dem Minister folgende weitere Vorlage: 
„Soeben wird mir zu dem Gegenstande aus dem Propagandaministerium von 

dem persönlichen Referenten des Staatssekretärs Gutterer fernmündlich mitge­
teilt, daß Reichsminister Dr. Goebbels bereits beim Führer Vortrag gehalten und 
dieser sich grundsätzlich mit der Kennzeichnung der Juden im Altreich als Vorberei­
tung für alle weiteren Maßnahmen einverstanden erklärt habe. Ich habe zunächst 
um eine schriftliche Bestätigung dieser Mitteilung ersucht. Sie wurde mir zuge­
sagt, zugleich auch unsere Beteiligung bei der Durchführung dieser sowie aller 
weiterer Maßnahmen. Unter diesen Umständen dürfte es jetzt nicht mehr ange­
bracht sein, Ihnen, Herr Minister, vorzuschlagen, in einem Schreiben an Reichs­
minister Dr. Goebbels diesem unsere Auffassung über den Begriff unserer Feder­
führung in der Judenfrage in diesem Augenblick mitzuteilen. Dies wäre nur vor 
dem Vortrage beim Führer zweckmäßig gewesen. Da Reichsminister Dr. Goebbels 
die Entscheidung aber mit solcher Geschwindigkeit herbeigeführt hat, dürfte der 
geeignete Zeitpunkt für ein solches Schreiben erst wieder dann gekommen sein, 
wenn das Propaganda-Ministerium an uns wegen der weiteren Maßnahmen her­
antritt. 

Berlin, 20. August 1941 gez. Lösener. 

Hierzu Vermerk von Herrn Staatssekretär Pfundtner: 
Wir müssen uns m. E. möglichst bald mit Min. Lammers und Reichsmarschall 

Göring in Verbindung setzen, um Authentisches über die Führerentscheidung zu 
erfahren und unsere Federführung in der Kennzeichnungsfrage usw. sicherzu­
stellen! 

gez. Pfundtner 20./8. 

Diesem Vermerk hat der Herr Minister zugestimmt." 

Ich entwarf darauf sogleich ein Schreiben des Ministers Frick an Minister Lammers, 
das auch in dieser Form hinausgegangen ist. Abschrift mit der Bitte um Mitteilung 
seiner Ansicht erhielt Göring. Es lautete: 

„Lieber Parteigenosse Lammers! 

Wie meinem Referenten für die Judenfrage am 20. August telefonisch aus dem 
Reichsministerium für Volksaufklärung und Propaganda mitgeteilt worden ist, hat 
der Führer kurz vorher auf Vortrag von Reichsminister Dr. Goebbels seine Zu­
stimmung erteilt, daß die Juden im gesamten Reichsgebiet durch ein äußeres Ab­
zeichen gekennzeichnet werden. Die zur Durchführung dieser Maßnahme nötigen 
Schritte sollen alsbald getan werden. Eine schriftliche Mitteilung ist mir noch nicht 
zugegangen. Da die Fragen des Rasserechts federführend von mir bearbeitet wer­
den, bitte ich zunächst um möglichst baldige Mitteilung, ob eine Entscheidung des 
Führers in diesem Sinne tatsächlich ergangen ist. 

Gleichzeitig möchte ich auf folgendes hinweisen: 
Sollte eine Entscheidung über die Kennzeichnung der Juden getroffen sein, so 

Vierteljahrshefte 6/3 
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muß unter allen Umständen die Kennzeichnung derjenigen unterbleiben, die in 
einer privilegierten Mischehe leben. Die genauere Bestimmung dieses Begriffes ist 
in der Anlage dieses Schreibens niedergelegt. Diese Privilegierung ist anläßlich 
der Vorbereitungen zu dem Gesetz über die Mietverhältnisse der Juden durch aus­
drückliche Entscheidung des Führers auf Vortrag des Herrn Reichsmarschalls hin 
ins Leben getreten. Bei allen gegen die Juden gerichteten Maßnahmen sind seit­
dem die in solchen Mischehen lebenden Juden von den Maßnahmen ausgenommen 
worden. Ein Verzeichnis davon füge ich hier bei. Es bedarf wohl kaum näherer 
Begründung dafür, daß die Kennzeichnung dieser Juden die gesamten Privilegie­
rungen, die ihnen mit Rücksicht auf den deutschblütigen Ehegatten und die nicht­
jüdischen Kinder zuteil geworden sind, hinfällig machen würde. Ich glaube nicht 
fehlzugehen, wenn ich annehme, daß dies nicht dem Willen des Führers entspricht. 
Ich denke dabei auch an die Entscheidungen des Führers, die er auf Gnadenan­
träge von Mischlingen ersten Grades, also Söhnen aus privilegierten Mischehen, 
in zahlreichen Fällen getroffen hat. Diese Entscheidungen betrafen auch Wehr­
machtsangehörige der verschiedensten Dienstgrade. 

Würden die in privilegierter Mischehe lebenden Juden nicht von der Kennzeich­
nung verschont werden, so würden die Väter oder Mütter der erwähnten Soldaten 
und Offiziere nicht nur Injurien jeder Art ausgesetzt, sondern den Söhnen wäre 
das Erscheinen mit ihren Eltern in der Öffentlichkeit, ja überhaupt der Verkehr 
mit ihnen geradezu unmöglich gemacht. 

Unter diesen Umständen bitte ich Sie, sobald wie irgend möglich eine Entschei­
dung des Führers darüber zu erwirken, daß die etwa angeordnete Kennzeichnung 
sich nicht auf die in privilegierter Mischehe lebenden Juden erstreckt. 

Ferner geben mir einige Stellen aus Ihrem Schreiben an mich vom 2. 8. 1940 
Rk 10675 B Anlaß zu der Annahme, daß es vielleicht auch nicht in der Absicht 
des Führers liegen könnte, einen anderen Kreis von jüdischen Personen den schärf­
sten Maßnahmen zu unterwerfen, nämlich diejenigen ehemaligen jüdischen Be­
amten, die bis Dezember 1935 im Dienst belassen worden sind, nachdem festge­
stellt worden war, daß Anlaß zu Maßnahmen auf Grund des Gesetzes zur Wieder­
herstellung des Berufsbeamtentums wegen ihres dienstlichen, politischen und per­
sönlichen Verhaltens nicht gegeben war. Ob diese meine Annahme auch heute 
noch zutrifft, darf ich Ihrer Prüfung und Beurteilung überlassen. 

Im Zusammenhang hiermit möchte ich Ihre Aufmerksamkeit noch auf folgendes 
lenken: am 21. 8. hat mein Referat an einer Sitzung im Geheimen Staatspolizeiamt 
teilgenommen, die die Endlösung der Judenfrage zum Gegenstand hatte. Hier er­
wähnte der Vertreter der Parteikanzlei, ORR Reischauer, ein Schreiben des Reichs­
leiters Bormann an Gruppenführer Heydrich, laut welchem sich der Führer dahin 
ausgesprochen haben soll, daß bei der Endlösung der Judenfrage die Halbjuden 
grundsätzlich ebenfalls zu den Juden gerechnet werden sollen. Dies hätte also ihre 
Deportation mit allen Begleiterscheinungen wie Zerreißung der Familien, Ver­
mögensverlust und dergleichen zur Folge. Die Einsicht in das Schreiben oder die 
Übersendung einer Zuschrift hat ORR Reischauer meinem Referenten nicht zu­
gestanden. Wenn ich demgegenüber Ihr Schreiben vom 16. 8.1941 Rk J 11 geh., 
an Prof. Dr. Groß, das Sie mir abschriftlich zugeleitet haben, richtig verstehe, steht 
der Führer durchaus nicht auf dem Standpunkt, wie ihn Reichsleiter Bormann mit­
geteilt haben soll. Bei dem derzeitigen heftigen Drängen der Parteikanzlei und des 
Reichssicherheitshauptamtes, den Judenbegriff der Nürnberger Gesetze durch Ein­
beziehung der Halbjuden zu verschärfen, wäre es für mich von größter Wichtig­
keit, den tatsächlichen Standpunkt des Führers zu kennen. Falls Sie mir nicht be­
reits aus Ihrer eigenen Kenntnis Aufschluß hierüber geben können, bitte ich zu 
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erwägen, ob es angezeigt und angängig wäre, eine nochmalige Willensäußerung 
des Führers herbeizuführen." 

Kaum war der Entwurf des Schreibens auf den Weg zum Minister gegeben worden, 
erhielt ich am 24. August die telefonische Mitteilung vom Propagandaministerium, 
daß uns die schriftliche Mitteilung über die Führerentscheidung in der Kennzeich­
nungsfrage nunmehr zugehen würde und daß Gutterer zu einer neuen Sitzung ein­
laden wollte, um die Vorbereitung der Kennzeichnung zu besprechen. 

Kurz darauf rief Reg.R. Neifeind vom Reichssicherheitshauptamt an, er habe den 
Auftrag, eine Polizeiverordnung zu entwerfen, die neben den Vorschriften über die 
Kennzeichnung auch Bestimmungen über Bannbezirke für Juden und das Verbot 
des Tragens von Orden enthalten sollte. Ich legte darauf Stuckart folgende Antwort 
vor, die er auch zeichnete: 

„Die Nachricht über eine Entscheidung des Führers, daß die Juden im Reichs­
gebiet ein Kennzeichen auf der Kleidung zu tragen haben, ist dem Reichsmini­
sterium des Innern bis jetzt lediglich in Form einer fernmündlichen Mitteilung 
aus dem Büro des Staatssekretärs Gutterer vom Propagandaministerium an den 
Referenten für Rassefragen zugegangen. Ich habe inzwischen Schritte getan, um 
auf dem ordnungsmäßigen Wege Kenntnis von der Führerentscheidung zu be­
kommen. Der Herr Minister hat auf Vortrag hin entschieden, daß bei Bestätigung 
der Mitteilung die Abt. I des RMdl die Kennzeichnung federführend zu bearbeiten 
habe. Hierzu würde in erster Linie die Feststellung des Personenkreises, der das 
Kennzeichen zu tragen hat, gehören, während Ihre Zuständigkeit für alle Durch­
führungsmaßnahmen unberührt bliebe. Die gegenseitige enge Beteiligung ist 
selbstverständlich." 

Bei dieser ganzen Angelegenheit muß man im Auge behalten, daß das „Hauptamt 
Sicherheitspolizei", bei dem diese Sache spielte, eine Abteilung des RMdl war und 
somit Frick formell unterstand. In der Praxis freilich kehrte sich Heydrich nicht im 
geringsten an diesen Umstand, und Himmler erst recht nicht. Der Erfolg stand von 
vornherein fest. Die Schreiben und Schritte des RMdl blieben unbeachtet. Die Ab­
teilung Heydrich stellte die „Polizeiverordnung über die Kennzeichnung der Juden" 
schleunigst fertig, ehe unsere geschilderten Verzögerungs- oder Gegenmaßnahmen 
Erfolg haben konnten, und veröffentlichte sie unter dem 1. September im Reichsge­
setzblatt. Durch dauernde persönliche Bearbeitung des Referenten RR Neifeind ge­
lang es mir wenigstens, den § 3 mit der Ausnahme für die privilegierten Mischehen 
noch darin unterzubringen. 

Der glückliche Umstand, daß mir die Aufzeichnungen, Konzepte oder Durch­
schläge über dieses traurige Kapitel erhalten geblieben sind, hat es ermöglicht, wenig­
stens an einem hervorstehenden Beispiel ausführlich darzustellen, wie „die Partei 
dem Staat befahl", wie man arbeitete, wenn der „Staat" nicht parierte, und welche 
klägliche Rolle dabei das Reichsministerium des Innern infolge der völligen Indolenz 
seines Ministers spielte. 

Die Behandlung von Einzelfällen 

Die bisher dargestellten Bemühungen und Kämpfe, die sich über annähernd 
10 Jahre erstreckten, hatten zum Ziele, die Gesetzgebung dahin zu beeinflussen, daß 
eine möglichst große Anzahl von Menschen als Angehörige bestimmter, gesetzlich 
definierbarer Gruppen von der Erfassung durch die antisemitische Gesetzgebung 
von vornherein verschont blieben. Daneben lief ebenso lange die ständige Beratung 
einzelner Hilfesuchender, die sich innerhalb oder außerhalb des Dienstes an mich 
wandten. Vielen von ihnen konnte ich helfen, entweder durch Hinweise auf etwa 



308 Dokumentation 

versteckte legale Möglichkeiten, die sie noch nicht gesehen hatten, oder aber durch 
Mitteilungen oder Hülfen, die die völlige beiderseitige Zuverlässigkeit und Verschwie­
genheit voraussetzten, wie Warnungen vor geplanten oder nahe bevorstehenden ge­
setzlichen oder polizeilichen Maßnahmen, ferner der Erlaß von Bescheiden oder Ent­
scheidungen, die die Verfolgten häufig wirksam schützten, aber freilich einer genaue­
ren Nachprüfung nicht standgehalten hätten. 

Die Zahl der Ratsuchenden schwankte entsprechend der Stärke der Verfolgungs­
wellen, war aber immer beträchtlich. Dies trug natürlich mit dazu bei, mich auch 
selbst verdächtig zu machen, denn die Parteigenossen hätten nichts als näherliegend 
betrachtet, als daß ich überhaupt keine Besucher jüdischen Blutes empfangen hätte. 
„Was wollen denn immer die vielen Juden bei Lösener, die dann eine Ewigkeit bei 
ihm drinsitzen?!" Bemerkungen solcher Art kamen mir des öfteren zu Ohren, und 
mehr als einmal wurde angeregt, den Pförtner anzuweisen, solche Besucher über­
haupt am Betreten des Ministeriums zu hindern. Oft wurde ich auch in meiner Woh­
nung und selbst später noch im Reichsverwaltungsgericht von Verfolgten oder ihren 
Freunden und Sachwaltern aufgesucht, ganz abgesehen von meinen jüdischen oder 
halbjüdischen Freunden und Bekannten, mit denen ich den persönlichen Verkehr 
niemals unterbrochen habe. Wenn ich auch nur einen Besucher täglich als Durch­
schnitt annehme, so ergibt sich im Laufe der Jahre eine recht ansehnliche Zahl. Die 
Warnungen und Ratschläge kamen auch meistens nicht nur dem einzelnen Besucher 
selbst zugute, sondern wurden von ihm schleunigst in einem größeren Kreise von 
Betroffenen weiter verbreitet. Manche Besucher, besonders die Pfarrer beider Kon­
fessionen, kamen überhaupt nicht in eigener Sache, sondern in Sorge um einen grö­
ßeren Kreis von Gemeindegliedern und Bekannten. Ebenso kam das was Rechts­
anwälte bei mir erfuhren, nicht nur einem ihrer Klienten zugute. Die Besucher kamen 
oft aus großer Entfernung, viele z. B. aus Wien. Das Vertrauen auch von meiner Seite 
hat sich als berechtigt erwiesen. Nicht einer hat mich jemals verraten, einige haben 
mich sogar unterrichtet, daß sie von der Polizei über den Inhalt unserer Besprechun­
gen verhört worden seien und was sie ausgesagt hätten, so erstmalig ein Rechtsanwalt 
Plaut aus Berlin im Sommer 1935. Ich habe auch niemals, wie so viele andere Re­
ferenten, einen Drohbrief oder dergleichen aus den Kreisen der Betroffenen bekom­
men; die Gefahr kam von der anderen Seite. 

Daß ich vielen Hilfesuchenden nicht helfen konnte, lag in der Natur der Sache. 
Meine amtliche Aufgabe im Hitlerstaat wäre es ja gerade gewesen, für die strengste 
Durchführung der antisemitischen Gesetzgebung zu sorgen, also Hilfe jeder Art zu 
verweigern. Mit jeder Hilfe, die ich zu leisten versuchte und oft auch leisten konnte, 
tat ich ja genau das Gegenteil von dem, was „Partei und Staat" verlangten, und bei 
der Unerbittlichkeit, die auf dem Gebiet der Judenverfolgung herrschte, stieß ich 
nach allen Seiten bald auf Hindernisse, die auch der beste menschliche Wille nicht 
mehr zu bewältigen vermochte. 

Einige der Wege, auf denen ich durch schriftliche Bescheide oder Entscheidungen 
Verfolgte abschirmen konnte, hat mein damaliger vertrautester Mitarbeiter, Amtsrat 
Culmsee, jetzt Bürodirektor im Bundesministerium des Innern, in einer für mich ab­
gegebenen eidesstattlichen Versicherung niedergelegt, die ich hier im Auszug fol­
gen lasse: 

„Ich komme nunmehr zu einer ausführlichen Schilderung der Tätigkeit Löseners, 
die mit meinem besonderen Arbeitsgebiet in Zusammenhang stand. Mir war in 
seinem Referat in der Hauptsache die Bearbeitung zweifelhafter Abstammungs­
fälle übertragen. Das Innenministerium war die letzte Entscheidungsinstanz auf 
Beschwerden in Abstammungssachen, d.h., es hatte endgültig darüber zu bestim­
men, ob jemand als Jude, Mischling oder Deutschblütiger anzusehen war. Diese 
Entscheidungen hatte ich nach den Weisungen Löseners vorzubereiten. Lösener 



Das Reichsministerium des Innern und die Judengesetzgebung 309 

hat auch aus diesem Arbeitsgebiet eine Hilfsaktion für die Opfer der Nürnberger 
Gesetze gemacht, worüber folgendes zu sagen ist. 
Allen Einwendungen der Beschwerdeführer wurde nachgegangen, auch wenn sie 
mehr wie fadenscheinig waren. Wir haben den uns aufsuchenden Prüflingen oder 
deren Rechtsvertretern oft in der Weise den richtigen Tip gegeben, indem wir sie 
fragten, ob sie denn keine Anhaltspunkte dafür hätten, daß ihre urkundliche jüdi­
sche Abstammung nicht mit ihrer biologischen Abstammung übereinstimme, ob 
sie etwa nachweisen könnten, daß der kritische jüdische Vorfahre im Ehebruch 
von einem Deutschblütigen gezeugt sei usw. 
Es folgten dann in aller Regel längere Eingaben, anthropologische Untersuchun­
gen und andere langwierige Ermittlungen immer mit dem Ziel, dem Betroffenen 
möglichst zu helfen, denn in der Zwischenzeit Ms zur endgültigen Entscheidung 
wurde regelmäßig davon abgesehen, die Vorschriften der Nürnberger Gesetze auf 
sie anzuwenden. Kam es dann endlich zur Entscheidung, so haben wir von dem 
Grundsatz „in dubio pro reo" in weitherzigster Weise Gebrauch gemacht, ein für 
den Prüfling möglichst günstiges herausgeholt und dieses oft mit vieler Mühe lang­
atmig begründet. Leider hat sich diese Praxis bald herumgesprochen. Die Folge 
war, daß das Innenministerium von Parteikanzlei und Reichssicherheitshauptamt 
ganze Listen von Fällen präsentiert bekam, in denen uns Fehlentscheidungen zu­
gunsten der Prüflinge zum Vorwurf gemacht wurden. Es war oft schwer, diesen 
gefährlichen Angriffen auszuweichen. Besonders erbost waren jene Kreise zum Bei­
spiel auch darüber, daß wir trotz ihrer wiederholten groben Briefe die von Jüdinnen 
stammenden unehelichen Kinder, deren Erzeuger nicht einwandfrei nachweisbar 
erschienen, konsequent nicht als Juden, sondern als Mischlinge einordneten. Ferner 
wurden wir beispielsweise immer wieder deshalb angegriffen, weil wir die Zuge­
hörigkeit zur jüdischen Religionsgemeinschaft, die in bestimmten Fällen für die 
rassische Einordnung ausschlaggebend war, trotz vorhandener Anhaltspunkte ver­
neint hatten. Lösener ist allen diesen Angriffen gegenüber festgeblieben und hat 
seine Praxis nicht geändert. Ich habe es bei unseren Besprechungen häufig erlebt, 
welch große innere Genugtuung er empfand, wenn sich die Möglichkeit ergab, 
wieder einmal einem bedrängten Menschen helfen zu können. Es handelte sich ja 
in diesen Fällen für die Betroffenen immer wieder um eine Existenzfrage, häufig 
um eine Entscheidung auf Leben und Tod. Löseners Weisungen gingen unzwei­
deutig dahin, daß ich bei der Beurteilung der Fälle in erster Linie davon auszu­
gehen hatte, den Betroffenen zu helfen und daß es ihm demgegenüber nicht darauf 
ankam, eine den Tatsachen entsprechende, absolut richtige Entscheidung zu finden. 
Als dann die Abtransporte der Juden nach dem Osten begannen, haben sich viele 
dieser Opfer in ihrer Not an uns um Hilfe gewandt. Dr. Lösener hat für diese 
Fälle folgenden Ausweg erdacht: 
Sofern die volljüdische Abstammung bestritten wurde, erfolgte Anweisung an die 
zuständige Behörde, daß die Abstammung des Betreffenden im Reichsministerium 
des Innern geprüft werde und daß der Prüfling bis zum Abschluß des Verfahrens 
nicht als Jude zu behandeln sei. Diese Bescheinigungen haben vielen Menschen 
noch im letzten Augenblick das Leben gerettet, da die Gestapo daraufhin häufig von 
einem Abtransport absah." 

Auf einem Gebiet aber hatte ich wenigstens eine Aufgabe erhalten, die es mir 
erlaubte, mich auch auf legalem Wege für Verfolgte einzusetzen. Es lag mir ob, die 
Gnadengesuche an Hitler vorzubereiten, soweit sie Härtefälle im Sinne des § 7 der 
Ersten Verordnung zum Reichsbürgergesetz betrafen, d. h. soweit ein Betroffener 
mit stichhaltigen Gründen erstrebte, rassisch in eine günstigere Klasse eingeordnet 
zu werden, als der Buchstabe der Bestimmungen zuließ, z. B. nicht als Geltungsjude, 
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sondern als Mischling I. Grades. In vielen Fällen handelte es sich um Mischlinge I. 
oder II. Grades, die die sogenannte „Gleichstellung", d. h. die mit Deutschblüti-
gen, erstrebten. Die Entscheidung über solche Fälle hat sich Hitler bis zuletzt per­
sönlich vorbehalten. Zahllose Gesuche waren von vornherein aussichtslos; wo aber 
auch nur eine geringe Aussicht war, machte ich einen Versuch, die unerläßliche Zu­
stimmung des „Stellvertreters des Führers", später „Parteikanzlei" genannt, zu er­
langen, damit der Antrag über Stuckart an die Reichskanzlei gehen und durch Lam­
mers dem „Führer" vorgetragen werden konnte. Um manche Fälle wurde oft wochen-
und monatelang mit der Partei gekämpft. 

Nach einer mir vorliegenden Notiz vom 10. September 1942 waren bis dahin positive 
Gnadenentscheidungen Hitlers in folgendem Umfange ergangen: 

339 Gleichstellungen von Geltungsjuden mit Mischlingen I. Grades, 
258 Zulassungen von Mischlingen I. Grades zum Wehrdienst und zur Verwendung 

als Vorgesetzte, 
394 Gleichstellungen mit Deutschblütigen 
991 Personen insgesamt 

Das Ende meiner Tätigkeit im Ministerium 

Mit den vorstehenden Abschnitten ist der Zweck dieser Aufzeichnungen im wesent­
lichen erschöpft. Anfang des Jahres 1943 ging ich in einen längeren Urlaub und 
übernahm im Frühjahr ein anderes Arbeitsgebiet als Richter im Kriegssachschäden-
senat des Reichsverwaltungsgerichts. Die Geschehnisse nach 1942 liegen also nicht 
mehr im Rahmen dieser Darstellung. 

Da aber mein persönliches Leben während dieser 10 Jahre eng mit all den geschil­
derten Dingen verbunden war, kann ein kurzer Bericht über das Ende meiner Tätig­
keit und anschließende persönliche Schicksale wohl noch zur Sache gehören. 

Das Bewußtsein, daß ohne meine Gegenwirkung jene von Anfang an aufs höchste 
gefährdeten Personenkreise dem allgemeinen jüdischen Schicksal verfallen gewesen 
wären und ihm bei meinem etwaigen Ausscheiden immer noch verfallen könnten, 
hatte mich veranlaßt, zähe an diesem Arbeitsgebiet festzuhalten, so sehr mir das alles 
auch an meinen körperlichen und seelischen Kräften zerrte. Es wäre mir persönlich 
vermutlich besser ergangen, damals und heute, wenn ich mir einen anderen Arbeits­
platz im Ministerium oder draußen in der Verwaltung gesucht hätte. Die Zweideu­
tigkeit meiner Stellung, die Verdammung zur ständigen Heuchelei und zur Knüp­
fung von Intrigen, das Bewußtsein der Ohnmacht, eine wirkliche Wende herbeifüh­
ren zu können, und auch die immer bedrohlicher auftretenden persönlichen Gefähr­
dungen haben mir das Leben zeitweilig zur wahren Hölle gemacht. Es muß daher 
hier einmal ausgesprochen werden, weshalb ich diesen Vorposten gehalten habe: daß 
ich in diese sonderbare Lage gekommen war, die ich nie erstrebt hatte, sondern die 
durch eine Verknüpfung ungewöhnlichster Zufälle an einem einzigen Tage, als ich 
persönlicher Referent von Staatssekretär Reinhardt im Finanzministerium werden 
sollte, gleichsam auf mich zugekommen war, habe ich als eine Fügung betrachtet, 
als höheren Auftrag, das zu tun, was ich dann auch getan habe. 

Aber es gab auch hier schließlich eine Grenze, über die hinaus ich nicht mehr in 
meiner Stellung bleiben konnte. Kurz vor Weihnachten 1941 kam Reg.Rat Feldscher 
auf mein Dienstzimmer und berichtete mir, was ein zuverlässiger Bekannter von 
ihm tags zuvor als Augenzeuge über Massenermordungen deutscher, vor allem Ber­
liner Juden bei Riga erzählt hatte. Es war so grauenhaft, daß ich hier von Einzel­
heiten absehe. Zum erstenmal erfuhr ich, daß meine schlimmsten Befürchtungen 
über das Schicksal der Deportierten eingetroffen, oder richtiger, noch weit übertroffen 
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worden waren. Ich ersuchte um eine sofortige und dringende Rücksprache bei Stuckart. 
Während es seit der immer stärkeren Abkühlung meines persönlichen Verhältnisses 
zu ihm in den letzten Jahren sonst oft wochenlang dauerte, bis ich eine Rücksprache 
erreichen konnte, wurde sie mir diesmal bei der Bestimmtheit meiner Tonart bereits 
für den nächsten Tag zugesagt. Es war der 21. 12. 1941. Ich trug Stuckart vor, was 
mir zu Ohren gekommen war, und erklärte ihm klar und bestimmt: zwar hätte nie­
mand von uns mit diesen Entsetzlichkeiten zu tun gehabt, mein Name stehe aber 
infolge meiner Dienstaufgaben nun einmal mit der Judenfrage in Verbindung und 
sei auch durch meinen Kommentar weiteren Kreisen bekannt. Daher sei jetzt der 
Zeitpunkt gekommen, an dem ich unter keinen Umständen mehr mein Referat wei­
terführen könne, so schmerzlich es mir auch sei, das bisher Erreichte dadurch zu ge­
fährden. Ich bat Stuckart, mich mit sofortiger Wirkung von meinem Referat zu ent­
binden, mir aber nicht ein anderes in seiner Abteilung oder im Hause zu geben. Ich 
legte, so sagte ich ihm, entscheidenden Wert darauf, daß meine dienstliche Verände­
rung auch nach außen hin soweit als möglich bekannt würde, und bäte daher um 
meine Versetzung aus dem Ministerium heraus, da eine solche üblicherweise im 
Ministerialblatt zu veröffentlichen wäre. Stuckart entgegnete zunächst: „Wissen Sie 
nicht, daß diese Dinge auf höchsten Befehl geschehen?" Ich zeigte auf meine Brust 
und erwiderte, ich hätte dort einen Richter, der mir sagte, was ich zu tun hätte. 
Stuckart, der nun auch erregt wurde, begann, mir Vorhaltungen zu machen. Ich sei 
völlig „verkrampft" in meiner jahrelangen ablehnenden Haltung der Partei gegen­
über; ich sei „nicht dynamisch genug" und hätte „zu starr an den Nürnberger Ge­
setzen festgehalten". Dadurch sei uns „die Führung in der Judenfrage immer weiter 
entglitten". Ich hätte es nicht verstanden, die nötige Fühlung mit der Partei und 
dem Reichssicherheitshauptamt zu halten und dadurch all die ständigen Reibereien 
und Schwierigkeiten herbeigeführt. Das wäre auch der Grund, weshalb ich nicht mehr 
befördert worden wäre. Die Unterredung dauerte etwa 50 Minuten, sie blieb aber 
bei aller Spannung in anständiger Tonart. Zum Schluß erhob sich Stuckart, gab mir 
die Hand und sagte, wenn ich es mit meinem Gewissen nun einmal nicht mehr ver­
einbaren könne, so wollte er mich sofort von meinem Referat entbinden und es zu­
nächst meinem Hilfsarbeiter Feldscher übertragen; die andere Frage, wohin ich zu 
versetzen wäre, ließe sich nicht von heute auf morgen entscheiden. 

Es bedurfte aber noch weiter unaufhörlichen Bohrens von meiner Seite, bis die 
mir zugesagte Enthebung von meinem Referat und die Versetzung zur Tat wurden. 
Ich führte nur noch widerwillig die allernötigsten Dienstgeschäfte weiter und ging 
schließlich in einen ungewöhnlich langen Urlaub. Danach wurde ich endlich zum 
Kriegsschädenamt des Reichsverwaltungsgerichts abkommandiert, und zwar als Richter 
im Kriegsschädensenat (März 1943). 

Die geschilderte Aussprache mit Dr. Stuckart habe ich im Kreuzverhör als Zeuge 
vor dem Militärtribunal in Nürnberg in dem Prozeß gegen Stuckart, dem sogenannten 
„Wilhelmstraßenprozeß", ausführlich wiedergegeben. 

Meine Verhaftung durch die Gestapo 

Nach allem, was ich hier niedergelegt habe, bedarf es wohl für niemanden, der 
sich noch in diese Zeit zurückzuversetzen vermag, einer Darlegung im einzelnen, wie 
stark ich dadurch gefährdet war. Die mir in Besprechungen mehrmals von Partei­
vertretern zuteil gewordene Bezeichnung „Judenfreund" und ähnliche Wendungen 
enthielten bereits eine Drohung. Mehr als einmal habe ich wegen des stetig wach­
senden Mißtrauens der Partei und des SD in meiner Wohnung Briefe und andere 
Schriftstücke verbrannt, weil ich mit Haussuchungen rechnen mußte. 

Im Februar 1938 erlebte ich eine Zeit schwerer Angst. Ich erhielt telefonische An-
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rufe von mehreren mir Unbekannten, die sich als „Sicherheitsdienst" ausgaben, mir 
staatsfeindliche Äußerungen vorhielten, die ich auch wirklich getan hatte, und mich 
aufforderten, bis zum 28. 2. mittags 12 Uhr mein Abschiedsgesuch einzureichen und 
aus der Partei auszutreten. Andernfalls werde man nicht mit mir „fackeln". Da es 
durchaus nicht sicher war, ob die Anrufe nicht „echt" waren, begab ich mich schließ­
lich zu Stuckart mit der Bitte, sich bei Heydrich darüber zu erkundigen. Er tat es 
bereitwillig und erhielt nach einigen Stunden die Mitteilung, daß der SD nichts 
damit zu tun habe, vielmehr versuchen werde, die Täter zu ermitteln, um sie ins 
KZ zu stecken. Ich war froh, daß die Ermittlungen nicht zum Erfolg führten. Einige 
Zeit später habe ich von mir aus festgestellt, daß das Ganze ein Racheakt eines mir 
verwandten Ehepaares war, das ich von seinem Fanatismus zu bekehren versucht hatte. 

Am 13. August 1944 nahm ich den Hauptmann Gehre vom OKW und seine Ehe­
frau geb. Herpich für einige Tage in meine Wohnung. Er war ein naher Freund 
des Juliattentäters Graf Stauffenberg, selbst eng in die Verschwörung verwickelt und 
von der Gestapo gesucht, ebenso seine Frau. Er hatte sein bisheriges Versteck — bei 
meinem persönlichen und politischen Freunde Min.Rat Münz — verlassen müssen, 
da plötzliche Entdeckung drohte. Ich war zwar nicht in die Vorbereitungen des At­
tentats eingeweiht gewesen, war aber den Beteiligten als Vertrauensmann bekannt. 
Am dritten Tage verließen Gehres mein Haus, um weiter in die Stadt hineinzuziehen, 
wo sie sich sicherer glaubten. 

In der Nacht zum 11. November 1944 um 1/22 wurde ich aus dem Bett heraus von 
der Gestapo verhaftet, gefesselt abgeführt und unter Bewachung nach Berlin in die 
Albrechtstraße verbracht. Die Verhaftung geschah in Torgau, wohin das Kriegs­
schädenamt seit einiger Zeit verlegt worden war. Bei dem scharfen Verhör vor der 
„Sonderkommission 20. Juli" wurden mir von Kriminalrat Stawitzky genaue Einzel­
heiten vorgehalten, woraus ich ersah, daß alles herausgekommen und ableugnen 
sinnlos war. Gehres waren so unvorsichtig gewesen, sich zusammen auf der Straße 
zu zeigen, waren erkannt und verhaftet worden. Frau Gehre erschoß sich während 
des Zugriffs der Beamten, der Ehemann aber konnte sich nur eine schwere Kopfwunde 
beibringen. Im Wundfieber verhört beging er eine Ungeschicklichkeit, und dadurch 
gelang es der Polizei, den Namen eines der Quartiergeber zu ermitteln. Es war ihr 
dann bei den Methoden ihrer Verhöre nicht mehr schwer, die anderen festzustellen. 

Ich habe dann bis zum Kriegsende in Einzelhaft gesessen, in dem für die „Ver­
brecher des 20. Juli" vorbehaltenen Flügel B des Gefängnisses Lehrter Straße 3 und 
hatte meine Aburteilung vor dem Volksgerichtshof zu erwarten. 

Ich saß dort gemeinsam mit all den Männern, die als mehr oder weniger enge Teil­
nehmer an den Vorgängen des 20. Juli bekannt geworden sind und dann zu einem 
großen Teil ihr Leben durch den Henker oder die „wilden" Erschießungen in der 
Nacht vor der Flucht der Gestapo verloren haben. Keiner der letzten 36, die dann 
am 25. April 1945 gleichsam in die Straßenkämpfe hinein in Freiheit gesetzt wurden, 
an der Spitze Reichsminister a. D. Andreas Hermes, weiß es, weshalb nicht auch er 
in der Mordnacht gegen 2 Uhr herausgeholt worden ist. - Eine Woche lang mußte 
ich mich noch in dem letzten Straßenkampfkessel in Charlottenburg durchbringen, 
bis ich am 2. Mai den Weg zu meiner Familie antreten konnte, wobei ich dreimal 
geplündert wurde. 

Während der Haft erhielt ich auch das von Martin Bormann unterzeichnete Schrei­
ben vom 3. 1. 1945, laut welchem er mich „wegen Verrats an Führer und Volk" aus 
der Partei ausstieß. Dies sagt wohl deutlich genug, welches Urteil ich zu erwarten 
gehabt hätte. 
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Als Schicksale nach Kriegsende, die aber noch mit dem Umstände zusammenhängen, 
daß ich die Rangstufe eines Ministerialrats in Berlin gehabt hatte, bleiben noch fol­
gende zu erwähnen: 

Zwei Tage nach der Heimkehr zu meiner Familie holte mich ein Gesinnungs­
genosse, Min.Rat Dr. Conrad, jetzt Stadtrat in Westberlin, zu einem hohen russischen 
Kommando, mit dem er bereits Fühlung genommen hatte, in der irrigen, aber damals 
entschuldbaren Ansicht, den Russen läge daran, deutsche Verwaltungsbeamte zu fin­
den, um irgendeinen ersten Anfang einer Ordnung zu versuchen. Ich machte ein 
sehr langes Verhör nach russischer Methode durch, bei der kein Gegenstand voran­
kommt. Danach behielten sie mich zunächst in Haft. Zwei von uns hatten sie sofort 
entlassen, andere behielten sie, darunter meinen Freund Münz und seinen von ihm 
herbeigeholten Freund Min.Rat Grünewald, und zwar für immer und bis zu ihrem 
jammervollen Tode. Mich teilten sie einem Fahndungskommando zu, das eines Mor­
gens, nach etwa 8 Tagen, plötzlich abzog und mich unbeachtet zurückließ. 

Als die von uns sehnlich erwarteten Amerikaner Zehlendorf besetzten, brachten 
sie mir eine dritte, die längste Gefangenschaft. Am 14. August 1945 nahmen sie 
mich in halb verhungertem Zustand in „Automatic Arrest" wegen des Dienstgrades, 
den ich bekleidet hatte. Ich verbüßte ihn im wesentlichen in dem Lager Berlin-
Lichterfelde-Süd. Er dauerte 14 Monate. Über Einzelheiten möchte ich schweigen. 

Nach meiner Entlassung am 19. Oktober 1946 beantragte ich alsbald meine Ent­
nazifizierung bei der Entnazifizierungskommission Berlin-Zehlendorf (November 
1946). Eine große Anzahl von Entlastungsdokumenten, vor allem aus meinen ge­
retteten Handakten, die ich den Amerikanern vorgelegt hatte, waren im Büro des 
Lagers spurlos verschwunden. Das Verfahren war so eingehend, wie es nur sein 
konnte. Der Berichterstatter meines Falles, Herr Erich Alenfeld, Berlin-Zehlendorf, 
war selbst Jude im Sinne der Nürnberger Gesetze, in sogenannter privilegierter Misch­
ehe lebend. Überdies war (und ist er noch) sehr rege an der kirchlichen Arbeit in 
Zehlendorf beteiligt. Aus beiden Gründen war ich ihm bereits „ein Begriff", wenn 
auch nicht persönlich bekannt, als mein Verfahren begann. Die Kommission schlug 
der Militärregierung meine volle Entnazifizierung vor. Vor dem amerikanischen Spe­
cial Branch wurde ich noch einmal über verschiedene Punkte vernommen. Danach 
erhielt ich im August 1947 die Entnazifizierung durch die amerikanische Militär­
regierung in Berlin und in meinen Ausweis den Trockenstempel „Rehabilitiert". 

Es ist mir seitdem trotz allem nicht möglich gewesen, wieder als Beamter ange­
stellt zu werden, weder in Berlin noch in Westdeutschland. Meine Versuche, vor 
einer hessischen Spruchkammer (Wiesbaden) die Einreihung in die Gruppe der Ent­
lasteten zu erreichen, sind fehlgeschlagen. Die von mir gegen die Einreihung als 
Mitläufer eingelegte aussichtsreiche Berufung ist ohne Wirkung geblieben, weil das 
Land Hessen durch Gesetz angeordnet hat, daß die Verfahren ohne Rücksicht auf 
ihren Stand mit dem 31. Dezember 1949 einzustellen sind. 

26./6. 50 



Forschungsbericht 

W A L D E M A R B E S S O N 

NEUERE LITERATUR ZUR GESCHICHTE DES NATIONALSOZIALISMUS 

I 

Der gegenwärtige Zeitpunkt ist für die wissenschaftliche Beschäftigung mit dem 

Nationalsozialismus gleichermaßen günstig wie ungünstig. Seit den Kölner Haken­

kreuzschmierereien und der Ergreifung Eichmanns beschäftigt sich die Welt­

öffentlichkeit erneut unablässig mit der Geschichte des Drit ten Reiches. Zum 

ersten Mal, so scheint es, ist jetzt der volle Umfang dessen, was Hitler als historisch­

politisches Phänomen bedeutet, auch breiteren Schichten des eigenen Volkes 

wenigstens ahnungsweise ins Bewußtsein getreten. Die Presse auf allen Ebenen, 

Rundfunk und Fernsehen haben das Thema Nationalsozialismus aufgenommen, und 

jeder neue Prozeß gegen Schergen des braunen Regimes und jede Äußerung 

brauner Unbelehrbarkeit finden das weiteste Echo. Nicht zuletzt hat diese Intensität 

der Diskussion auch die deutschen Schulen und Universitäten nicht unberührt 

gelassen. 

Das alles mußte direkte Wirkungen auch auf die Wissenschaft haben. Angesehene 

Verlage bemühen sich u m Autoren, von den politischen und pädagogischen Institu­

tionen mehren sich die Forderungen nach wissenschaftlich erarbeitetem Stoff, und 

die Voraussetzungen für die materielle Grundlage der Forschung sind günstiger 

denn je. Doch kann nicht übersehen werden, welche negativen Wirkungen sich 

ebenfalls eingestellt haben. Nicht nur , daß der Zeitpunkt nicht ferne zu sein scheint, 

an dem die zu erwartende Reaktion des Desinteresses nach allzu vordergründigem 

und spektakulärem Interesse einsetzen wird. Nicht nur, daß die allzu enge Ver­

bindung mit der politischen Diskussion unserer Tage bedächtigere Geister ab­

stoßen und die Konjunktur auch weniger Seriöses befördern könnte. Ernsthafter ist 

das Bedenken, daß aufs neue sich Legenden und Simplifizierungen einschleichen, 

das noch Ungeklärte vorschnell und unausgereift behandelt und schließlich Zeit­

geschichte überhaupt nur noch als Beschäftigung mit dem Nationalsozialismus ver­

standen wird. 

So muß man es in erster Linie der gegenwärtigen Konjunktur zuschreiben, wenn 

heute wiederum Auffassungen vertreten werden, die zwar in den ersten Nach­

kriegsjahren weit verbreitet waren, dann jedoch vom Fortschritt der Forschung aus 

dem Wege geräumt zu sein schienen. Der amerikanische Bestseller Shirers1, dessen 

deutsche Übersetzung wohl in Kürze zu erwarten steht, hat bei allem Verdienst­

lichen doch zugleich die fatale Tendenz wiederaufgenommen, die Hitler gleichsam 

1 William L. Shirer, The Rise and Fall of the Third Reich. A History of Nazi Germany. 
New York 1960. Eine gesonderte Auseinandersetzung mit diesem wichtigen, auch politisch 
bedeutsamen Buch soll zu einem späteren Zeitpunkt in den Vierteljahrsheften für Zeitge­
schichte erfolgen. 
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als Vollstrecker und Endprodukt zahlreicher Fehlentwicklungen der deutschen 

Geschichte erscheinen läßt. Der Zusammenhang universaler Tendenzen der indu­

striellen Zivilisation mit spezifisch deutschen Verhältnissen, den die internationale 

Forschung mit soviel Mühe hergestellt hat, scheint wieder verwischt. Die Belastung, 

die sich aus der Dokumentation des Eichmannprozesses für das braune Regime er­

neut und schwererwiegend denn je ergibt, verführt für die Ursachen allzu schnell 

zum Rückgriff auf Defekte des deutschen Volkscharakters. Gerade als Deutscher 

fühlt man sich dabei etwas wehrlos, weil der Hinweis auf universalere Aspekte leicht 

als Suche nach einem Alibi für ein mangelndes Verantwortungsbewußtsein im 

eigenen Volke ausgelegt werden könnte. 

Dennoch wird mit Nachdruck hervorzuheben sein, wie unzureichend eine nur 

deutsche Perspektive des Nationalsozialismus ist. Zu den ihn wesentlich konstituie­

renden Faktoren gehören auch die sozialen, politischen und geistigen Umwertungen 

seit der Jahrhundertwende, deren gemeinsame Wurzel die allgemeine Krise im 

Verhältnis von politischer und gesellschaftlicher Verfassung innerhalb der westlichen 

Industrienationen ist. Den Zusammenhang dieses Allgemeinen mit den deutschen 

Besonderheiten immer wieder zu durchleuchten, den Nationalsozialismus als Sonder­

fall des Totalitären zu deuten, ist gewiß die Richtung der Forschung, die sich als die 

fruchtbarste erwiesen hat. Daß ein solcher Verweis auf Allgemeineres apologeti­

schen Tendenzen Auftrieb und Stärkung geben könnte, ist unvermeidlich. Aber das 

Denken in wissenschaftlichen Kategorien könnte auch eine positive politische Seite 

haben. Es würde sicherstellen, daß etwa die Unmenschlichkeiten des braunen 

Regimes, in „Endlösung" und Besatzungspolitik nicht allein auf eine Perversion 

Einzelner oder einzelner Institutionen zurückgeführt werden können, vielmehr 

für das System als solches charakteristisch sind. Erkennt und beschreibt man den 

Nationalsozialismus als totalitäre Herrschaftsform, dann wird man nicht gute und 

schlechte Seiten des Nationalsozialismus unterscheiden dürfen. Wenn Hitler Auto­

bahnen baute, dann nicht etwa deswegen, damit sein Volk am Sonntag ins Grüne 

fahren könne, und auch nicht weil ihn die Not der Arbeitslosen gerührt hätte, son­

dern weil er wußte, was deren Beseitigung für die Konsolidierung seiner Herrschaft 

bedeutete, und weil die Voraussetzung aller Expansion nach außen die vollständige 

Mobilisierung des deutschen Wirtschaftspotentials war. 

Die Konjunktur in der „Bewältigung der Vergangenheit", wie das eingeführte 

Schlagwort lautet, hat uns im deutschen Bereich einige Gesamtinterpretationen 

vermittelt, unter denen die schmalen Bände von Broszat und Buchheim als be­

sonders bedeutsam herausragen2. In Ermangelung umfassenderer Darstellungen 

lassen gerade sie die Gesichtspunkte erkennen, nach denen auf der Grundlage 

unseres heutigen Wissens und Verstehens Geschichte des Nationalsozialismus ge­

schrieben werden muß . Beide Autoren gehören einer jüngeren Historikergenera-

2 Martin Broszat, Der Nationalsozialismus. Weltanschauung, Programm und Wirklichkeit. 
Deutsche Verlags-Anstalt Stuttgart 1960. 

Hans Buchheim, Das Dritte Reich. Grundlagen und politische Entwicklung. Kösel Verlag 
München 1960. 4. Auflage. 
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tion an, die zwar durchaus noch eine persönliche Erfahrung mit dem Dritten Reich 

verbindet, ohne jedoch Mitverantwortung für sein Heraufkommen und seine 

Führung getragen zu haben. Das ergibt ein hohes Maß von Unbefangenheit, das 

der Wissenschaft zugute kommen muß . Es ist deshalb besonders erfreulich, daß 

sich gerade die Jüngeren auf diesem Felde der Forschung rühren, da ihnen die 

Apologetik in eigener Sache ganz fremd ist. Broszat und Buchheim sind darüber 

hinaus ganz besonders dadurch ausgewiesen, daß sie als Mitarbeiter des Instituts 

für Zeitgeschichte sich jahrelang mit Einzelfragen der jüngsten Vergangenheit 

befaßt haben, die Fülle des Konkreten und Detaillierten kennen, so daß ihre all­

gemeineren Erwägungen sich nicht im luftleeren Raume oder bloß im Bereich des 

Vordergründig-Faktischen bewegen. Sie heben sich damit vorteilhaft ab von der 

kleinen Schrift Helga Grebings3, der man gerne den lauteren Willen zur gesicher­

ten Information bestätigen möchte, ohne allerdings den Hinweis unterdrücken zu 

dürfen, daß gerade Gesamtdeutungen in knapper Form mit das schwerste sind, was 

geleistet werden kann. Man wünscht sie sich als Extrakt intensivster Einzelfor­

schung oder als Zwischenbericht zur Selbstklärung, wenn die Fülle der Quellen und 

Meinungen allzu bedrängend wird. Als solche Zwischenberichte werden die Ar­

beiten von Broszat und Buchheim aufzufassen sein. Sie ergänzen sich überdies recht 

wirkungsvoll. Broszat zielt mehr auf das Ideologisch-Ideenmäßige, auf das, was als 

weltanschaulicher und politischer Antrieb hinter den institutionellen Entwicklungen 

wirksam geworden ist, während Buchheim erst beim 30. Januar 1933 einsetzt und 

vornehmlich die Struktur der nationalsozialistischen Herrschaft analysiert. 

Broszat hat vor allem eine Überlegung in den Mittelpunkt gerückt, die elemen­

taren Bedürfnissen historischen Verstehens entspricht und den Nationalsozialismus 

als eine werdende und nicht als eine fixe historische Größe begreift. Er hebt mit 

Recht das Vieldeutige in seinen Anfangsphasen hervor, das die natürliche Konse­

quenz von noch Unentschiedenem und noch nicht Festgelegtem ist. Die drei 

Kapitelüberschriften Broszats, „Der wahre Nationalsozialismus", „Völkische Welt­

anschauung und nationalsozialistische Kampfbewegung", „Nationaler Sozialismus 

und totalitäre Gesellschaft" verweisen auf Spannungen und Entscheidungssituatio­

nen in der Geschichte der NSDAP, die ausgetragen werden mußten und nach deren 

Ergebnis sich erst genau die zukünftige Richtung ermessen ließ. Die weitver­

breitete Vorstellung, es stehe ja alles schon in „Mein Kampf", was später sich ver­

wirklichte, und man hätte nur dort nachschauen müssen, u m festzustellen, was 

man von Hitler zu erwarten gehabt habe, geht an dem entscheidenden Moment 

aller historischen Erkenntnis vorbei, daß mögliche Intentionen des einen Akteurs 

nie rein mit den Ergebnissen des historischen Prozesses selbst in Deckung gebracht 

werden können. Gerade die Geschichte des Nationalsozialismus wirft immer wieder 

die Frage auf, welche Rolle die Mit- und Gegenspieler in der Entwicklung und 

Bestimmung seines eigenen Wesens gespielt haben. Die lange Reihe von Kahr und 

Ludendorff über Strasser, Röhm, Papen, Hugenberg und Brüning bis Neville 

3 Helga Grebing, Der Nationalsozialismus. Ursprung und Wesen. Isar Verlag München 1959. 
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Chamberlain und Joseph Stalin hat mit dazu beigetragen, den Nationalsozialismus 

zu prägen oder, vorsichtiger ausgedrückt, den totalitären Kern sich erst entwickeln 

lassen. Auf keinen Fall aber mußte das kommen, was in den krankhaften Zukunfts-

visionen von „Mein Kampf" zu lesen war. 

Auch der Nationalsozialismus ist demnach eine historische Individualität, die bei 

aller Spontanität erst im Widerspiel mit anderen persönlichen und überpersönlichen 

Individualitäten zu dem geworden ist, was uns als ihre letzte Verkörperung an ihrem 

Ende im Jahre 1945 vor Augen steht. Man braucht nur auf drei führende Repräsen­

tanten des Nationalsozialismus selbst zu verweisen, in denen Broszat die Viel­

deutigkeit exemplifiziert, u m zu ermessen, daß sie mehr war als propagandistische 

Taktik in der Werbung von Anhängern. An Gottfried Feder, Alfred Rosenberg 

und Hans Frank läßt sich erkennen, welcher Zwiespalt zwischen ihrem eigenen 

Wollen und der Realität der politischen Bewegung, der sie angehörten, sich all­

mählich ausbildete, nachdem diese Bewegung selbst mehr und mehr zu einem 

Instrument für Hitlers persönliche Willkürherrschaft geworden war. 

I I 

Ein ausgezeichnetes Beispiel für die Fruchtbarkeit methodisch kontrollierten 

historischen Denkens in seiner Anwendung auf die Geschichte des Nationalsozialis­

mus ist Hanns Hubert Hofmanns Buch über den Hitlerputsch4. Es ist mehr und will 

mehr sein als ein detaillierter Bericht über die unmittelbare Vorgeschichte und den 

Verlauf des 9. November 1923. Man tri t t Hofmann zwar nach der Lektüre der ein­

leitenden Seiten mit einer gewissen Skepsis entgegen, wenn so prätentiös die Ent-

mythologisierung der Anfänge des Nationalsozialismus in Aussicht gestellt wird. 

Hofmanns sehr entschiedene Ankündigung, er werde nun gründlich mit den 

Legenden aufräumen, die seither unsere Vorstellungen bestimmt hätten, läßt den 

Verdacht entstehen, daß hier vermutlich ein Fall der Überschätzung der eigenen 

Arbeit und ihrer Ergebnisse vorliegt, wie sie sich fast natürlich gerade bei denen 

einstellt, die sich besonders intensiv mit ihrem Gegenstand beschäftigt haben. Der 

Verdacht verstärkt sich noch, wenn sich Hofmann in gleicher Front mit den deku-

vrierenden Bemühungen des „Spiegel" im Falle des Reichtagsbrandes sieht. Der 

Leser muß jetzt befürchten, daß er eine Reihe von Richtigstellungen und Auf­

klärungen im Detail erhalten werde, deren Verwertung in einer neuen Gesamt­

interpretation diese jedoch weit über das Ziel hinausschießen lassen wird. 

Doch die Enttäuschung ist eine überaus angenehme. Hofmann erweist sich als 

einfühlsamer und sorgfältiger Beobachter der bayerischen Politik der ersten Nach­

kriegsjahre. Die Funktion der Münchner politischen Verhältnisse für die Entstehung 

und die erste Verbreitung des Nationalsozialismus wird mit einer Ausführlichkeit 

und gleichzeitigen Präzision dargestellt, die es so bisher noch nicht gegeben hat. 

Das fast unentwirrbare Geflecht des Mit- und Gegeneinanders von konservativen, 

4 Hanns Hubert Hofmann, Der Hitlerputsch. Krisenjahre deutscher Geschichte 1920-1924. 
Nymphenburger Verlagshandlung München 1961. 
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restaurativen, nationalen, revolutionären und weiß-blauen Strömungen und Sek­

tierern wird auseinandergelegt. Persönlichen und institutionellen Querverbindun­

gen, die durch die Fronten hindurchlaufen, wird nachgegangen und die entschei­

dende Machtposition der Reichswehrführung auf diesem aufgewühlten Boden 

festgestellt. Hofmann kann so die aus dem Hitlerprozeß stammende und später 

von der nationalsozialistischen Mythologie bewußt aufgenommene Überzeichnung 

der Rolle Hitlers vor und im Novemberputsch in die richtigen Proportionen bringen 

und insgesamt die erste Phase der Parteigeschichte scharf von der mit der Neu­

gründung im Februar 1925 beginnenden zweiten absetzen. Hitler stand in ihr nicht 

im Zentrum der Aktionen und der Wille zu totaler Macht war damals bei ihm höch­

stens im Ansatz vorhanden. Er wollte der Trommler sein, der die Massen in Be­

wegung setzte und fühlte sich nur als politischer Mentor und Berater anderer. Erst 

nach dem Novemberputsch hat sich die NSDAP und ihre halblegale Waffen-SA 

endgültig aus dem Leib der Reichswehr herausgeschnitten und ist aus dem span­

nungsvollen Beieinander ein noch problematischeres Nebeneinander geworden. 

Die NSDAP ist in ihrer ersten Phase keine ideologisch geschlossene oder abgegrenzte 

Gruppe. Sie marschiert, wie Hofmann das ausdrückt, in der breiten Front der Vater­

ländischen Bewegung auf dem rechten Flügel der völkischen Parteiungen (S. 273). 

Ihre Spezifika sind die besondere Art ihres Propagandaleiters und ihr Wehrverband, 

die SA, die ihrerseits ein Teil der halblegalen Militärreserve ist. „Die Tendenz war 

eher gegenrevolutionär als revolutionär". Erst der Novemberputsch, die Festungs­

haft in Landsberg und der dort gefaßte Entschluß zukünftigen Alleingangs auf 

dem Boden der Legalität, verbunden mit dem Herausstilisieren des Führermythos, 

bringen eine prinzipielle Umstrukturierung der Partei und beenden ihre „Vor­

geschichte". 

Hofmann gewinnt solche bedeutsamen, bis ins einzelne belegten Einsichten auch 

aus einer sorgfältigen Durchleuchtung der Rolle, die das Triumvirat Kahr-Lossow-

Seisser im Herbst 1923 gespielt hat. Er untersucht genau die Genesis des in Analogie 

zu den türkischen Ereignissen entstandenen Plans eines Marsches auf das Zentrum 

von der Provinz aus. Aber keinesfalls sollte Hitler nach dem Willen der eigentlichen 

Drahtzieher der deutsche Kemal Pascha werden. Für die Verbindung zwischen 

den bayerischen Verschwörern gegen die parlamentarische Demokratie und den 

norddeutschen Direktoriumsplänen u m Claß und Seeckt ergeben sich neue Auf­

schlüsse, obgleich die Intentionen Seeckts auch nach Hofmanns Darstellung noch 

keineswegs geklärt erscheinen. Überhaupt ist der Autor in Berlin nicht so zu Hause 

wie in München, was sich schon aus seiner Materialgrundlage ergibt. Sobald die Dar­

stellung die bayerische Landesgrenze passiert, verliert sie an Umsicht und Deutungs­

kraft. 

Hofmanns Schilderung hat ihren Höhepunkt in den Ereignissen des 8. und 

9. November in München. Eine ganze Reihe seither strittiger Einzelheiten finden 

dabei ihre wohl endgültige Klärung, und was auch Hofmann nicht klären konnte, 

wie etwa die Täterschaft für den ersten Schuß vor der Feldherrnhalle, wird sich 

wohl kaum mehr endgültig aufhellen lassen. Die interessantesten Aspekte ergeben 
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sich wieder im Blick auf Kahr, Lossow und Seisser. Die von ihnen nach dem 8. No­

vember vertretene These einer Erpressung durch Hitler erweist Hofmann ein­

deutig als Legende. Als Ludendorff erschien, waren sie gewillt mitzutun, da sie ja 

im Ziel durchaus mit Hitler übereinstimmten. Auch die Hintergründe des Schei­

terns sind nun klar. Gegen Lossow wandte sich ein konservativer Sinn für die Er­

fordernisse der Staatsautorität, wie ihn die in München Lossow entgegentretenden 

Reichswehrgeneräle im Moment höchster staatlicher Gefährdung bewiesen. Seeckts 

Loyalität gegenüber dem Staat, den er zwar prinzipiell von der Republik trennte, 

aber dennoch jetzt mit ihr verbunden sah, hatte in München Nachfolge gefunden 

und verhinderte so in der Nacht vom 8. auf den 9. November schon den örtlichen 

Erfolg der Putschisten. 

Wesentliche Bedenken gegen Hofmann sind eigentlich nur dort anzumelden, 

wo dieser allzu rasch von seinen Münchner Ereignissen zur Interpretation der Ge­

schichte der Weimarer Republik fortschreitet. An der zentralen Bedeutung des 

9. November 1923 für die jüngste deutsche Geschichte wird niemand zweifeln. Mit 

Recht hat ihm K. D. Erdmann in seinem Handbuch5 einen eigenen Abschnitt zu­

gewiesen. In der Tat war hier zum ersten Mal das Verhältnis von bürgerlich-kon­

servativem und revolutionärem Nationalismus auf die Probe gestellt worden. Das 

konservative Deutschland suchte nun in Teilen Anschluß an die sich auch außen­

politisch mit dem Dawesplan konsolidierende Republik. 

Das ist freilich erkauft worden mit einem jahrelangen Ausscheiden der Sozial­

demokratie aus der politischen Führung. Hierin muß man mehr als einen Schön­

heitsfehler erblicken, wenn man sich mit Friedrich Meinecke zu der These bekennt, 

das Weimarer Deutschland sei nach dem Gesetz des Kompromisses von Arbeiter­

schaft und Bürgertum angetreten. Hofmann möchte uns glauben machen, daß die 

Sozialdemokratie aus ideologischen Gründen sich versagt habe und so in positiver 

Rückwirkung die langsame Ausbildung einer parlamentarisch tragfähigen Mitte 

ermöglicht hätte (S. 267). Wir sind heute eher geneigt, auch das Zerbrechen des 

Kabinetts Stresemann auf das Konto jener allgemeinen, schon früh einsetzenden 

und mindestens schon bei der Bildung der Kabinette Fehrenbach und Cuno spür­

baren Rechtsbewegung des deutschen Bürgertums zu setzen, die den Weimarer 

Kompromiß mehr und mehr in Frage stellte. Der 9. November hat dieser Tendenz 

nach rechts einen zusätzlichen Impuls gegeben. Zwar näherten sich jetzt konserva­

tive Kräfte der Republik, aber als Vorleistung hatte sie schon begonnen, sich von 

einer ihrer wesentlichsten Stützen, der SPD, zu distanzieren. Wenn für Hofmann 

mit dem 9. November der deutsche Nachkrieg endet und die Republik so erst zum 

Leben kommt, so wird man hinter dem Positiven einer sich anbahnenden Versöh­

nung des konservativen Deutschland mit der Republik das schwerwiegende Nega-

t ivum nicht übersehen dürfen, daß die weitestreichende politische Veränderung der 

Novemberrevolution, die verantwortliche politische Mitgestaltung durch die organi­

sierte deutsche Arbeiterschaft, von nun an für lange Zeit kein konstruktives Ele-

5 S. weiter unten S. 330. 
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ment der Weimarer Politik mehr ha t sein können. Gerade die sogenannten guten 

Jahre der Republik von 1924-1928 haben diesen Strukturfehler eher verstärkt. Die 

Quittung in der deutschen Staatskrise ist eine schmerzliche gewesen. 

Doch soll mit solchen prinzipiellen Bedenken gegen Hofmanns Auffassung der 

Weimarer Republik seine hervorragende Arbeit in ihrem Werte nicht geschmälert 

werden. Daß sie mit so viel methodischem Aufwand geschrieben ist, hat sie be­

reichert und vertieft. Der Wunsch, der Verfasser hätte diesen Aufwand weniger in 

den Vordergrund stellen sollen, rühr t nicht an Wesentliches und sei nur beiläufig 

hinzugefügt. Einen berechtigten Stolz auf die eigene Leistung, wenn sie sich wie 

hier wirklich als solche erweist, wird man niemandem zum Vorwurf machen können. 

I I I 

Steht die erste Phase des Nationalsozialismus unter der Vieldeutigkeit der noch 

nicht vollzogenen Scheidung von bürgerlich-konservativem und revolutionärem 

Nationalismus, so erhält die zweite Phase der Parteigeschichte, die Hofmann die 

Frühgeschichte nennt, ihren Akzent durch die Entmachtung des sozialistischen 

Elements in der NSDAP und das gleichzeitige Hervortreten taktisch-opportu­

nistischer Gesichtspunkte, wie sie Hitlers immer unbestrittene Führung für gut 

befand. Für Hitlers Auseinandersetzungen mit dem Strasser-Flügel, die mit der 

Führungsfrage zugleich auch die nach dem ideologischen Gesicht der Partei auf­

warfen, erweisen sich zwei neue Quellenpublikationen als besonders aussagekräftig6. 

Die Goebbels-Tagebücher umfassen den Zeitraum vom 12. August 1925 bis zum 

30. Oktober 1926. Sie enden mit der bevorstehenden Übersiedlung von Joseph 

Goebbels nach Berlin, und ihr wesentlicher historischer Ertrag ist wohl die Goebbels-

sche Perspektive seines Bruchs mit Strasser und seines Überschwenkens zu Hitler. 

Für das Faktische der parteiinternen Auseinandersetzungen geben die Tage­

bücher zwar wenig her, u m so interessanter sind sie aber für eine psychologische Deu­

tung des Phänomens Goebbels. In Strassers Nähe rechnet er sich zunächst dem 

sozialistischen Flügel zu, u m dann plötzlich in unbedingte Anhängerschaft gegen­

über dem anfänglich durchaus mit Distanz und Kritik betrachteten Hitler umzu­

schlagen. Man wird aus dem Tagebuch nicht endgültig klären können, ob Hitlers 

Faszination oder die opportunistische Überlegung, wo denn die stärkeren Bataillone 

standen, den Ausschlag gegeben hat. Zweifellos hat Goebbels jedoch mit seiner 

Option für Hitler auch die einzigen eigenen politischen Vorstellungen geopfert, die 

dem antikapitalistischen Ressentiment des Intellektuellen entsprungen waren. Die 

Tagebücher bezeugen die ersten Schritte des zum Hauptpropheten des Führer­

kultes avancierenden gescheiterten Schriftstellers. Keiner hat so wie Goebbels die 

Verbreitung und Ausbildung des Führermythos gefördert, der für die Entwicklung 
6 Das Tagebuch von Joseph Goebbels 1925/26. Mit weiteren Dokumenten herausgegeben 

von Helmut Heiber. (Schriftenreihe der Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte. Nr. 1). 
Albert Krebs, Tendenzen und Gestalten der NSDAP. Erinnerungen aus der Frühzeit der 

Partei. (Quellen und Darstellungen zur Zeitgeschichte. Bd. 6) Deutsche Verlags-Anstalt 
Stuttgart 1959. 
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totalitärer Tendenzen im Nationalsozialismus von kaum zu überschätzender Be­

deutung war. 

Den Tagebüchern ist eine vorzügliche Einleitung von Helmut Heiber voran­

gestellt. Er fragt mit Recht nach dem Menschen Goebbels, den die Tagebücher ent­

schleiern. Sie müßten in der Tat als Quelle für den Ansatz einer Goebbels-Biographie 

besonders aufschlußreich sein. Heiber hat diesen nicht schlecht formuliert, wenn er 

zusammenfassend darauf hinweist, daß man das Geschriebene nicht als bare Münze 

nehmen dürfe, weil sich Goebbels selbst in seinen Aufzeichnungen nach Strich und 

Faden belogen habe. Die Frage, die sich auch beim späteren Reichspropaganda­

minister immer wieder aufdrängt, kündigt sich hier schon an: „Weiß er wohl 

selbst darum, daß er sich belügt? Oder ist für ihn die Lüge schon so mit der Wahr­

heit auswechselbar, daß er keine Trennungsmarkierung mehr auszumachen ver­

steht?" Heiber vermutet das letztere. Das erste Opfer von Goebbels' Lügen sei er 

selber gewesen. Solche prinzipiellen Erwägungen vermißt man leider bei den 

jüngsten Goebbels-Biographen, den englischen Autoren Fränkel und Manvell7. 

Helmut Heiber hat ihnen schon nachgewiesen8, wie leichtfertig sie mit dem Text 

der Tagebücher umgegangen sind. Dennoch geht die Kritik Heibers etwas zu weit, 

wenn die beiden Autoren des Abstiegs in die Niederungen pseudohistorischer 

Klitterung bezichtigt werden. Gewiß, die Darstellung ist populär gehalten und be­

friedigt breitere Konsumentenwünsche. Aber daß Journalisten sie geschrieben 

haben, ist allein noch kein Einwand, und sieht man von den von Heiber aufgedeckten 

Unsauberkeiten ab, bleibt das Ganze doch ein ernsthafterer Versuch. Er führt über 

das vordergründig Faktische und über die Individualpsychologie zwar nicht hinaus, 

hat aber viel neues Material gesammelt und viele Einzelheiten in einen größeren 

Zusammenhang gestellt. Daß die eigentlichen Probleme der Goebbelsdeutung kaum 

mehr als gestreift sind, wer wollte das den Autoren verargen? Keine der national­

sozialistischen Größen außer Hitler hat uns so vieles unbeantwortet gelassen. Darum 

wird eine Goebbels-Biographie, die auch anspruchsvollere wissenschaftliche Be­

dürfnisse befriedigen würde, wohl noch lange nicht geschrieben werden. Aber zu 

Fränkel und Manvell wird man dennoch der Information wegen zuweilen greifen 

und dabei immer wieder auch ihre popularisierende Tendenz so abwegig nicht 

finden. 

Wesentlich ergiebiger für die parteiinternen Entwicklungen seit 1925 ist die 

zweite Quellenpublikation, die Aufzeichnungen des ersten Hamburger Gauleiters 

der NSDAP wiedergibt. Ein gewichtiger Einwand gegen sie ist freilich die Tatsache, 

daß sie in der vorliegenden Form erst nach 1945 entstanden ist, auch wenn der 

Autor über eigene Aufzeichnungen aus der Zeit vor 1933 verfügen konnte. Bis zum 

Beweis des Gegenteils muß deshalb der Verdacht geäußert werden, daß recht 

wichtige Partien ihre Akzente ex post erhalten haben könnten. Das gilt vor allem 

für jene Mitteilungen, die die totalitären Züge Hitlers schon für das Ende der 

7 Heinrich Fränkel und Roger Manvell, Goebbels. Eine Biographie. Kiepenheuer und Witsch. 
Köln/Berlin 1960. Englische Ausgabe bei Heinemann London 1960. 

8 Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 9. Jahrg. (1961) S. 66ff. 
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zwanziger Jahre als deutlich erkennbar feststellen. Es wäre sehr wichtig, genau zu 

wissen, ob das Bild des „orientalischen Despoten" (S. 156) wirklich eine zeitgenössi­

sche Perspektive wiedergibt. Der Herausgeber, Hans Buchheim, hat in seiner Ein­

leitung auf Grund der Krebsschen Äußerungen über einen Hitlerbesuch in Hamburg 

1932 den Vergleich mit dem späteren Bild des tobenden Egozentrikers aus dem 

Führerhauptquartier angestellt. Damals schon habe er nach Krebs in einer Welt der 

Illusionen gelebt und die für ihn bezeichnende krankhafte Mischung von Lebens­

angst und Sendungsbewußtsein gezeigt. 

Das Bild Hitlers, das Krebs so entwirft, kann man wohl nur mit Vorbehalt auf­

nehmen. Es ist nämlich nicht recht vorstellbar, daß dieser so geschilderte Hitler zur 

Macht gekommen wäre und sich in ihr behauptet hätte. War nicht die Ausübung 

der Willkürherrschaft recht eigentlich die Voraussetzung der vollen Ausprägung 

jener zweifellos in Hitler angelegten monomanen Egozentrizität, die sich aber sicher 

nur leisten konnte, wer sich im ruhigen Besitz der absoluten Macht befand? Auch 

wenn Krebs richtig beobachtet hat, so muß man ihm doch ganz andere Beobach­

tungen aus der Zeit vor 1933 gegenüberstellen. Der wahre Hitler ist gewiß so viel­

deutig wie der wahre Nationalsozialismus. 

Der wirkliche Wert der Aufzeichnungen von Krebs liegt denn auch wesentlich in 

dem durch sie vermittelten Einblick in die organisatorischen Probleme des Partei­

aufbaus, der Querverbindungen der NSDAP mit ähnlich tendierenden Gruppen im 

Raum vor der Parteipolitik, wie etwa dem DHV. Krebs galt als einer der Vertreter 

des sozialistischen Flügels, dem der Hitlerkurs der Anbiederung an die bürgerlichen 

Interessenten immer unheimlicher wurde. 1932 kam notwendig deshalb der Bruch 

und Krebs' Ausschluß aus der Partei. Buchheim meint in der Einleitung, daß die 

heutige Forschung sich von Krebs darin unterscheide, daß sie seine Meinung, der 

Nationalsozialismus hätte in der Frühzeit durchaus national-soziale Züge aufge­

wiesen, nicht akzeptiere. Das scheint etwas rasch hingeworfen zu sein und dem von 

Broszat so betonten Vieldeutigen nicht gerecht zu werden. Hier ist Krebs vielleicht 

weniger durch Retrospektive beirrt als in dem Hitlerbild, das er uns vermittelt. 

IV 

Eine der empfindlichsten Lücken zeitgeschichtlicher Literatur ist das Fehlen einer 

speziellen Geschichte des Aufstiegs des Nationalsozialismus bis zur Machtergreifung 

hin. Sie würde in mehrfacher Hinsicht eine Art negativer Geschichte der Weimarer 

Republik sein müssen und im Herbst 1929 mit dem Volksbegehren gegen den 

Youngplan ihre Drehscheibe haben. Freilich ist durch intensive Bearbeitung gerade 

der Schlußphase der Republik auch die Rolle der NSDAP in ihr weitgehend auf­

geklärt. Aber erst eine konsequent durchgehaltene Konzentration des Blicks auf 

Gestalt und Aktionen des Nationalsozialismus vermöchte die noch fehlenden 

Glieder in der Kette unseres Wissens zu schließen. 

Wesentliches verdankt die Geschichte des Nationalsozialismus in seiner dritten 

Phase vor allem K. D. Brachers „Auflösung der Weimarer Republik". Bracher hat 
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das mit diesem ersten Werke Begonnene nun mit einem vielleicht noch monumen­

taleren Bande über die Machtergreifung fortgeführt und damit zugleich, zusammen 

mit Gerhard Schulz und Wolfgang Sauer, das auf lange Zeit gültige Standardwerk 

der vierten Phase der Geschichte des Nationalsozialismus geschaffen9. Wie schon in 

der „Auflösung" ist die Masse des verarbeiteten Materials ebenso ungewöhnlich wie 

seine intensive gedankliche Durchdringung. Bracher und seine Mitarbeiter haben so 

umfangreiche Sachverhalte wie die Entstehung und Legalisierung der braunen 

Diktatur, die Schaffung des Einparteienstaates, die Anfänge der nationalsozialisti­

schen Außenpolitik, die Gleichschaltung des geistigen Lebens, den Aufbau des 

totalitären Systems im Nebeneinander von Partei und Staat in Verwaltung, Justiz 

und Wirtschaft und schließlich das Verhältnis von militärischer und politischer 

Gewalt in den Anfängen des Dritten Reiches behandelt und ineinandergefügt. Da­

bei wurde eine fast unübersehbare Fülle von Einzelfragen geklärt und in den Gesamt­

ablauf einbezogen. 

Diese Klärung der geschichtlichen Zusammenhänge ist für die Autoren des 

Bandes zugleich auf das engste verknüpft mit zentralen Anliegen der Politischen 

Wissenschaft. Die Aufgabe, die mit der Analyse der nationalsozialistischen Macht­

ergreifung gestellt ist, übersteigt in der Tat bei weitem die Möglichkeiten der 

historischen Erzählung. Da es sich dabei nicht um einen gewaltsamen Staatsstreich 

gehandelt hat, sondern u m einen Prozeß „stufenweiser Zersetzung, Durchdringung 

und betont legaler Gleichschaltung aller politisch relevanten Lebensbereiche", 

worin sich auf scheinbar demokratischem Wege ein ganz andersartiges Herrschafts­

system durchsetzte, wird daraus auch die traditionelle Begrifflichkeit, mit der wir 

politische Veränderungen und Umwälzungen zu erfassen pflegten, in Frage gestellt. 

Es ist deshalb durchaus einleuchtend, wenn Bracher für die Schilderung der national­

sozialistischen Machtergreifung eine natürliche Gemeinsamkeit von Geschichte und 

Politischer Wissenschaft postuliert. Man wird ihm auch darin zustimmen müssen, 

daß der Versuch unternommen werden sollte, wenigstens nachträglich jene Hilf­

losigkeit zu überwinden, in der sich die Zeitgenossen gegenüber den Ereignissen des 

Jahres 1933 befanden, nicht zuletzt deshalb, weil die Bedrohung der modernen 

Demokratie durch totalitäre Herrschaftsformen ja noch keineswegs aufgehört hat. 

Das macht die Schaffung eines neuartigen politischen Vokabulars erforderlich, was 

systematische, begriffliche Bemühungen zur Voraussetzung hat und so auch von 

daher den Rahmen einer rein historischen Darstellung sprengt10. 

Die notwendige Verbindung von Historischem und Systematischem scheint in 

9 Karl Dietrich Bracher, Wolfgang Sauer, Gerhard Schulz, Die nationalsozialistische Macht­
ergreifung. Studien zur Errichtung des totalitären Herrschaftssystems in Deutschland. West­
deutscher Verlag Köln und Opladen 1960. 

10 Ich revidiere damit im wesentlichen meine frühere kritische Stellungnahme gegen 
Bracher (Württemberg und die deutsche Staatskrise 1928-1933. Stuttgart 1959. S. llff.), 
nicht zuletzt unter dem Eindruck der Rezension meines Buches durch Hans Herzfeld (Neue 
Politische Literatur 5/1960, S. 435ff.). Die Spannung zwischen der neugeschaffenen retro­
spektiven Begrifflichkeit und den Maßstäben der Akteure bleibt freilich eine prinzipielle 
Schwierigkeit des Verstehens umso mehr, je radikaler sich diese Maßstäbe verändert haben. 

7* 
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dem neuen Bande konsequenter durchgeführt und besser gelungen als in der „Auf­

lösung". Der neue Band stellt überdies mehr noch als der frühere die grundsätzliche 

Frage nach der Berechtigung traditioneller Geschichtsschreibung in der Zeit­

geschichte. In der Ta t : die Neuartigkeit der historischen Phänomene des 20. Jahrhun­

derts fordert neue und verfeinerte Methoden des Verstehens, das zugleich ein ent­

schiedenes Werten bedeuten muß , da der Wissenschaft mehr noch als je zuvor eine 

politisch-pädagogische Funktion zugefallen ist. Zu ihr bekennt sich Bracher mit 

Nachdruck, und es besteht kein Zweifel, daß er und seine Mitarbeiter mi t dem vor­

liegenden Bande ein vorbildliches Instrument politischer Bildung geschaffen haben. 

Es wird freilich in einem breiten Kreis aus formalen Gründen kaum zur Wirkung 

kommen. Hier zeigen sich die Kehrseiten der angesichts der Materialfülle wohl un­

umgänglichen Teamarbeit, wenn man gleichzeitig der Individualität der einzelnen 

Autoren Rechnung tragen wollte. Das Gesamtwerk leidet an einer gewissen 

Breite, die nicht allein vom Inhaltlichen her bedingt ist, sondern sich als natürliche 

Folge dreier selbständiger darstellerischer Ansätze in einem Bande ergibt. Die schwere 

Lesbarkeit hat aber auch noch den anderen Grund, daß im Methodischen neue 

Wege gegangen werden mußten und für die historische Darstellung die politische 

Begrifflichkeit erst noch zu gewinnen war. Die Koordination von historischer und 

systematischer Betrachtungsweise ist eben auch eine Stil- und Formfrage, die 

sicher in Anbetracht der ungeheueren Schwierigkeiten in der Sache hier noch nicht 

genügend Beachtung hat finden können. 

Es ist nicht möglich, in einer knappen Übersicht Einzelpunkte des Bandes zur 

weiteren Besprechung herauszugreifen. Sie muß es mit einer prinzipiellen Frage 

bewenden lassen. Bracher hat ein wahres Lehrbuch der totalitären Gleichschaltung 

vorgelegt und die einzelnen Schritte und Stufen mustergültig erläutert. Wer aber 

hat das Konzept ausgedacht, ehe noch ein solches Lehrbuch vorlag? Waren die 

nationalsozialistischen Führer Meisterplaner, die alle Schritte im voraus bedachten? 

Diese Frage ist nicht zuletzt auch durch die Spiegelserie über den Reichstagsbrand 

aufgeworfen worden, die bei allen Lücken, die auch sie in der Argumentation auf­

weist, immerhin eine vielfach so fest angenommene, klar vorgegebene national­

sozialistische Konzeption der Machtergreifung (wie sie in der Brandstiftung vor­

liegen sollte) etwas problematisch gemacht hat. Gewiß ist die Täterschaft im Reichs­

tagsbrand für die Beurteilung des Nationalsozialismus nicht entscheidend, sondern 

nur seine propagandistische Auswertung des Ereignisses. Aber wenn im Prozeß der 

totalitären Gleichschaltung ein Zufall in Gestalt van der Lubbes hineingespielt hat, 

der dann allerdings von der nationalsozialistischen Führung sofort im Sinne schon 

vorhandener Dispositionen benutzt wurde, so könnte das anderswo auch so ge­

wesen sein, und der Gesamtprozeß wäre eher das Resultat instinktiv erfaßter Augen­

blickschancen als eines rational durchkonstruierten Planes. Hitlers Stärke lag gewiß 

mehr im intuitiven Ergreifen des Moments als im vorbedachten Kalkül. Auch von 

dem Prozeß der Machtergreifung her führt die Deutung immer wieder zu der Per­

spektive, die auch den Nationalsozialismus im Flusse sieht und dementsprechend 

verschiedene Phasen seines Wesens und Selbstverständnisses unterscheidet. Hitler 
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wurde ein anderer, als die Machtergreifung geglückt war und es keine nicht­

nationalsozialistischen Machtpositionen mehr gab. Ob er selbst wußte, wie die totali­

täre Herrschaft aussah, als er mit seinem radikalen Durchsetzungswillen sich zur 

Erringung der absoluten Macht anschickte? 

V 

Brachers Buch hat eine wichtige Lücke geschlossen. Umso empfindlicher bemerkt 

man jetzt eine andere, die sich auf den Vorgang der Entstehung eines national­

sozialistischen Deutschland in Staat und Gesellschaft bezieht. Gemeint ist damit der 

auf die Machtergreifung folgende Abschnitt der Geschichte des Nationalsozialismus, 

in der die Tendenzen der revolutionären Veränderung ungehindert sich entfalten 

konnten und die eigenen nationalsozialistischen Zielsetzungen sich im Bau eines 

neuen staatlichen und gesellschaftlichen Gehäuses vollends enthüllten. Die beste 

Zusammenfassung dieser Vorgänge gibt die Studie Buchheims. Seine früheren 

Arbeiten über die SS haben den vielleicht wichtigsten Aspekt vorweggenommen. 

Aber Buchheim kann und will gar nicht mehr geben als eine erste Gliederung, die 

nu r die Schwerpunkte des Geschehens hervortreten läßt, da Forschung und Darstel­

lung in diesem Bereich noch durchaus auf der Ebene der Detailuntersuchung stehen. 

Inzwischen hat sich aber soviel an Stoff angesammelt, daß ein kühner Wurf nach 

dem Vorbild Brachers vielleicht gewagt werden könnte. 

Wichtige Vorarbeit hierfür haben Wolfgang Abendroth und seine Schüler ge­

leistet. I m Rahmen der Schriftenreihe des Instituts für wissenschaftliche Politik an 

der Universität Marburg sind drei Studien erschienen, die dem Thema des Verhält­

nisses von Partei und Staat gewidmet sind11. Die Entwicklung der Partei, die Staat 

werden sollte, ist der rote Faden in der inneren Geschichte der nationalsozialisti­

schen Herrschaft. Das mußte zunächst im Bereich der institutionellen Veränderun­

gen in der Stellung der Partei und ihrer Gliederungen untersucht werden, ehe die 

Wirkungen in Staat und Gesellschaft sich ermessen ließen. Der Aufbau einer partei­

internen Bürokratie mit eigenem Selbstverständnis und Schwergewicht ist in den 

genannten drei Studien in wichtigen Teilen nachgezeichnet. Daß dabei der Frage 

ein besonderes Augenmerk geschenkt wurde, welche sozialen Gruppen das Reservoir 

der nationalsozialistischen Herrschaft darstellten, wird man nur begrüßen. Die 

starke politische Perspektive Abendroths hat dabei durchaus ihre wissenschaftliche 

Fruchtbarkeit in der Erkenntnis sonst nicht so leicht durchschauter Zusammen­

hänge erwiesen. Daß die Abendroth-Schüler in der Begründung ihrer Methoden und 

Absichten etwas prätentiös wirken, wird man Dissertationen nicht zum Vorwurf 

machen wollen. Das Intensive ihrer Bemühungen in schwer zugänglichem Ge­

lände verdient Respekt, und die Ergebnisse sind höchst nützlich, auch wenn man 
11 Wolfgang Schäfer, NSDAP. Entwicklung und Struktur der Staatspartei des Dritten 

Reiches. 1957. 
Ermenhild Neusüss-Hunkel, Die SS. 1956. 
Arno Klönne, Hitlerjugend. Die Jugend und ihre Organisation im Dritten Reich. 1960. 

Sämtlich bei der Norddeutschen Verlagsanstalt O. Goedel. Hannover und Prankfurt. 
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den vielleicht etwas schnellgezogenen Nutzanwendungen mit einer gewissen Skepsis 

gegenübersteht. Hier hätte vielleicht ein Schuß Historismus nicht geschadet. 

Für einen weiteren, wenn auch abgelegeneren Bereich, in dem die Partei ihre 

Maßstäbe durchzudrücken versuchte, mag eine interessante Studie über die national­

sozialistische Literaturpolitik vermerkt werden1 2 . Es ist bekannt, wie emsig die 

nationalsozialistische Führung die Einwirkungsmöglichkeiten auf das geistige Leben 

gesucht hat. Nun verfügen wir in Strothmanns Darstellung über einen detaillierten 

Überblick über Organisation, Mittel und Methoden der Schrifttumslenkung im 

Dritten Reich. Charakteristisch für das System überhaupt, läßt sich auch hier das 

Nebeneinander und nicht selten auch Gegeneinander von staatlichen und partei­

lichen Lenkungsämtern beobachten. Der Verfasser kann deshalb in einem besonders 

bedeutsamen Abschnitt vom heimlichen Machtkampf in der nationalsozialistischen 

Literaturpolitik sprechen. Die Einheit von Partei und Staat ergab sich zwar aus der 

nationalsozialistischen Theorie, sie bestand aber, wie Strothmann für seinen Bereich 

nachweist, keineswegs in der Wirklichkeit des nationalsozialistischen Deutschland. 

Hier war deshalb immer auch der Punkt, wo der einzelne zuweilen durch die 

Maschen der totalitären Herrschaft zu schlüpfen vermochte. Auch in der Literatur­

politik zeigt sich, daß Hitler die Kompetenzkonflikte eher gefördert als entschieden 

hat. Der Führer war ein Bereich jenseits von Partei und Staat und beiden gleicher­

maßen übergeordnet. Der Dualismus von Partei und Staat erweist sich auch in der 

nationalsozialistischen Literaturpolitik als durchgängiges Strukturelement der 

nationalsozialistischen Herrschaft. Er war eine der institutionellen Voraussetzungen 

der unumschränkten Macht des einen Mannes. 

Doch Strothmanns Forschungen dringen über die organisatorische Ebene der 

nationalsozialistischen Literaturpolitik weit hinaus und beziehen die inhaltlichen 

und formalen Kriterien mit ein, nach denen der Nationalsozialismus die Steuerung 

der Buchproduktion, die literarische Zensur und das Besprechungswesen („von der 

Buchkritik zum Buchbericht") gehandhabt wissen wollte. Strothmann endet des­

wegen konsequent mit einem Exkurs über die Grundlagen einer nationalsozialisti­

schen Ästhetik, dem man wie dem ganzen Buch zahlreiche Leser unter den deutschen 

Germanisten wünschen möchte. Eine besondere Bereicherung des Bandes bilden 

umfangreiche Tabellen und Listen, die der Analyse das Anschauungsmaterial bei­

fügen. 

Ein zentraler Aspekt für die innere Geschichte des Dritten Reiches wird mit der 

Rolle des Richters und der Gerichte unter nationalsozialistischer Herrschaft erfaßt. 

Kein Thema steht auch so sehr im Vordergrund der gegenwärtigen politischen Dis­

kussionen. Das kommt nicht nur daher, daß sich offensichtlich unter dem Schutz 

der Beamtenrechte einige Vertreter der nationalsozialistischen Jurisprudenz auch in 

die Bonner Demokratie hinübergerettet haben. Eine wichtigere Ursache dafür ist 

wohl die berechtigte Ansicht, daß sich in seiner Justiz am ehesten das Wesen eines 

Herrschaftssystems erkennen lasse. So Hegt in Hubert Schorns umfänglicher Publi-
12 Dietrich Strothmann, Nationalsozialistische Literaturpolitik. Ein Beitrag zur Publizistik 

im Dritten Reich. H. Bouvier und Co. Verlag Bonn 1960. 
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kation über die Richter im Dritten Reich zweifellos einer der gewichtigsten Bei­

träge der letzten Zeit zum Thema Nationalsozialismus vor13. Nach einer knappen 

Schilderung der Manipulationen des Justizapparats und der Darlegung der national­

sozialistischen Vorstellungen von Recht und Gerechtigkeit sowie des Leitbildes des 

nationalsozialistischen Richters berichtet Schorn über ein umfangreiches Material, 

das die aufrechte Haltung vieler einzelner Richter bezeugt und Beispiele für Prozeß -

verläufe gibt, in denen der Grad und die Intensität der nationalsozialistischen Ein­

wirkung wie die Art der Abwehraktionen erkennbar werden. 

Obwohl der Verfasser und Herausgeber sich bescheiden dagegen verwahrt, seine 

Arbeit als historisches Dokument zu werten, ist sie doch gerade als eine Dokumen­

tation anzusehen. Sie bringt demnach nicht eine Darstellung der Praxis der 

nationalsozialistischen „Rechtspflege" und steht für ihren Gegenstand nicht auf der­

selben Ebene wissenschaftlicher Analyse, wie sie Strothmann für die Literatur 

gegeben hat. Eine umfassende Deutung der nationalsozialistischen Rechtspolitik 

wollte Schorn nicht geben. Es ging ihm im wesentlichen u m den Nachweis, daß der 

verallgemeinernde Vorwurf des Versagens der Justiz im Dritten Reich nicht ge­

rechtfertigt sei. Gründe der Standesethik wie der Staatsräson geboten ihm, den 

massiven Angriffen der Nachkriegszeit entgegenzutreten und gleichermaßen einen 

Beitrag zum Abbau der Kollektivschuldthese wie zur Kontinuität deutschen Be­

amtentums und deutscher Staatlichkeit zu leisten. Die Fülle des vorgelegten Beweis­

materials spricht für sich und sollte von all denen zur Kenntnis genommen werden, 

die sich die totalitäre Gleichschaltung in Deutschland lückenlos vorstellen. Schorn 

hat damit auch eine wesentliche Ergänzung der seitherigen Arbeiten zur Geschichte 

der deutschen Opposition geliefert, die in den letzten Jahren etwas aus dem 

Mittelpunkt gerückt ist, nicht zuletzt deshalb, weil sie vor einigen Jahren so stark 

dominierte, daß nun Thema und Quellen vielfach ausgeschöpft erscheinen. 

Man wird freilich bei allem Respekt vor den lauteren Motiven des Verfassers die 

Befürchtung nicht los, daß gerade seine Arbeit zu einer handfesten Apologetik miß­

braucht werden könnte. Das liegt gewiß auch nicht im entferntesten in Schorns 

Absichten. Ob er aber wirklich den Großteil seiner Kollegen richtig gesehen hat? 

Man wünschte sich zur Balance nach der anderen Seite eine Dokumentation über 

den Richter im Dritten Reich, wie ihn seine Hörigkeit gegenüber dem System er­

scheinen läßt. Wo der Großteil der Richter wirklich gestanden hat, ist schwer zu 

entscheiden. Sie allesamt anklagen kann man nach Schorns Beweisen auf keinen 

Fall mehr. Aber noch unzulässiger wäre, sie als Stand pauschal freizusprechen. Da­

zu braucht man sich nur wieder einmal Reitlingers „Endlösung" zur Hand zu 

nehmen, die fürchterlichste Anklage gegen den nationalsozialistischen Unrechts-

staat, die je geschrieben wurde und die jetzt in 3. verbesserter Auflage vorliegt14. 

13 Hubert Schorn, Der Richter im Dritten Reich. Geschichte und Dokumente. Vittorio 
Klostermann. Frankfurt/M. 1959. 

11 Gerald Reitlinger, Die Endlösung. Hitlers Versuch der Ausrottung der Juden Europas 
1939—1945. Ins Deutsche übertragen von J. W. Brügel. Colloquium Verlag Berlin 1960. 
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Niemand wird sich danach beruhigen, es seien ja Partei und SS gewesen, nicht aber 

die deutschen Beamten. So wenig die Vorstellung einer restlosen Erfassung aller 

Deutschen durch den Nationalsozialismus berechtigt ist, so wenig die andere, der 

Nationalsozialismus sei in Ideologie und Praxis nur von einigen wenigen getragen 

worden. An dem großen nationalen Unglück des Nationalsozialismus waren mehr 

einzelne und Gruppen, und auch mehr Richter, bewußt oder unbewußt beteiligt, 

als sie heute wahrhaben wollen. Gerade aber wer den größten Respekt vor Hitlers 

Gegnern im eigenen Volk hat - und Schorn hat das Wissen u m sie wesentlich er­

weitert - , wird mißtrauisch gegen alle Versuche sein, den Begriff der Opposition zu 

weit zu fassen und die Mitläufer und Passiven vorschnell zu entlasten. Es gab zwar nur 

einen Hitler, aber viele, die ihn nachmachten. Bei Freisler mag es ähnlich gewesen 

sein. Ob wohl Schorn Band II je veröffentlicht werden wird? 

VI 

Gerade das Thema „Endlösung", das durch den Eichmannprozeß aufs neue eine 

erschütternde Dokumentation gefunden hat, wirft immer wieder die Frage nach 

den eigentlichen Antriebskräften des Nationalsozialismus auf. Man kann sich bei 

der Interpretation der nationalsozialistischen Ideologie eines Hinweises von Broszat 

bedienen, der zwar einige ideologische Fixpunkte, wie den Antisemitismus, den 

Populärdarwinismus und die Lebensraumthese anerkennt, im übrigen aber den 

phraseologischen Charakter der nationalsozialistischen Weltanschauung konstatiert. 

Was im Nationalsozialismus Ideologie sein sollte, war genau genommen Propaganda, 

die im Geistigen und Gefühlsmäßigen einen im Grunde inhaltlosen Fanatismus 

und eine vitale Dynamik erzeugen sollte. Aber diese Propaganda hatte ihre fest-

umrissenen Topoi, die mit den ideologischen Prämissen zusammenfielen und die 

nicht der Opportunität geopfert wurden, wie die Judentransporte aus Ungarn noch 

Ende 1944 bezeugen. Es ist deshalb kaum zutreffend, wenn Helga Grebing 

Hitlers Weltanschauung nur als Machtgier und Herrschsucht charakterisiert, ob­

wohl sie andererseits viel Mühe darauf verwendet, die ideologischen Vorläufer des 

Nationalsozialismus von Darwin bis Carl Schmitt festzunageln. Hitler war, wie 

Broszat schreibt, gewiß nicht primär ein völkischer Ideologe, wenn man Ideologie 

als ein in sich geschlossenes System von Kategorien und Perspektiven nach dem 

Vorbild des Marxismus versteht. Aber er war gewiß ein Mensch, dessen Urteilen 

und Beobachten von gewissen vorgegebenen Dispositionen bestimmt war, die sich 

umso mehr bemerkbar machten, je weniger sie offensichtlich die Wirklichkeit er­

faßten. Hitler im Bunker der Reichskanzlei ist zugleich Hitler als Gefangener seiner 

Illusionen und Wahnvorstellungen, die sich von den Prämissen ableiteten, die er in 

seinen formative years gebildet hatte und die in „Mein Kampf" dargelegt sind. 

Wenn es eine gerade Linie im Nationalsozialismus gibt, dann hier. Das von Trevor-

Roper eingeleitete sog. politische Testament Hitlers15 hat einer solchen „monolithi-

15 Le Testament politique de Hitler. Notes recueillies par Martin Bormann. Version 
francaise et presentation de Francois Genoud. Librairie Arthème Fayard Paris 1959. 
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schen" Interpretation geradezu den Schlußpunkt geliefert16. Sie wird dann freilich 

in die Irre gehen, wenn sie die Kontinuität allzu weit in den Vordergrund der kon­

kreten Zielsetzungen verschiebt und sie nicht als die Einheitlichkeit gewisser 

Prämissen sieht, auf denen sich erst die Zielsetzungen aufbauten und durchaus 

einem taktisch bedingten Wechsel unterworfen sein konnten. Ob Strategie und 

Taktik sich bei Hitler wirklich so klar scheiden lassen, wie Trevor-Roper dies in 

seinem Kommentar zu Bormanns Aufzeichnungen von Hitlers letzten Äußerungen 

meint, muß doch fraglich erscheinen. Die „monolithische" Interpretation verliert 

ihren Wahrheitskern, wenn sie nicht auch den Pragmatiker und Opportunisten 

Hitler sieht. Mindestens für Zwischenphasen kennt auch die Politik dieses Mannes 

die Vieldeutigkeit im Sinne von Alternativen, vor denen er sich sah. Sind wirklich 

alle Markierungen im Leben Hitlers nur solche äußerer Art gewesen und er selbst 

blieb der unveränderliche Unveränderte? Die Frage kann nicht mit ja beantwortet 

werden, es sei denn man konstruierte einen Hitler als überhistorische Größe. 

So verengt sich schließlich die Frage nach dem wahren Nationalsozialismus zur 

Frage nach dem wahren Hitler. Die größte, wichtigste und trotz Bullocks wert­

vollem Ansatz noch unerfüllte Aufgabe einer Geschichte des Nationalsozialismus 

ist die Biographie Hitlers, weil hier mehr als anderswo ein Mann das Wesen einer 

ganzen politischen Bewegung zugleich repräsentierte und prägte. Man wird den 

jüngsten Hitler-Biographen Helmut Heiber und Walter Görlitz17 schwerlich zu 

nahe treten, wenn man meint, sie hätten etwas fast Unmögliches gewagt. Beide 

Bände sind gute Früchte der gegenwärtigen Konjunktur, Zwischenberichte auf dem 

Wege zur Hitlerbiographie, die einmal kommen muß . Heiber und Görlitz schreiben 

vorzüglich und eine breite Leserschaft ist ihnen sicher, wie sie umgekehrt wichtige 

politisch-pädagogische Bedürfnisse befriedigen und viele neue Erkenntnisse der 

jüngsten Nationalsozialismus-Forschung mitverwertet haben. Bei Heiber stört zu­

weilen etwas die Saloppheit im Ton, die dem Grausig-Schrecklichen, das im Grunde 

geschildert wird, nicht angemessen ist. Er kann auch nicht wirklich meinen, wie 

man aus manchen Äußerungen schließen könnte, Hitler sei nur die Geschichte von 

Ressentiments und Minderwertigkeitskomplexen. Das ist eine Seite Hitlers, aber 

ist es seine wahre? Hitler ist auch nicht nur die Geschichte einer Unterschätzung, 

wie Görtliz vorschlägt und damit auch ein wesentliches Moment trifft. Es ist nicht 

zufällig, daß Heiber und Görlitz am besten sind, wo sie es nur mit der Person 

Hitlers, mit seinen Jugendjahren, zu tun haben. Je mehr sich die Bühne u m diesen 

Mann belebt, umso schwieriger die Schilderung, umso größere Rätsel sind zu lösen. 

Heiber und Görlitz stellen dar, wie wir Hitler bei einigem Mut zur Vereinfachung 

nach dem Stande unseres Wissens und unserer Einsicht heute sehen. Das ist ver­

dienstvoll genug. 

16 Vgl. dazu auch Trevor-Ropers Ausführungen über Hitlers Kriegsziele. Vierteljahrshefte 
für Zeitgeschichte. 8. Jahrg. (1960) S. 121 ff. 

17 Helmut Heiber, Adolf Hitler. Eine Biographie, Colloqium Verlag Berlin 1960. 
Walter Görlitz, Adolf Hitler. (Persönlichkeit und Geschichte Bd. 21/22) Musterschmidt 

Verlag Göttingen 1960. 
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VII 

Kein Streifzug durch neue Literatur zur Geschichte des Nationalsozialismus kann 

unerwähnt lassen, daß in jüngster Zeit zwei Handbücher erschienen sind, die den 

Stand unseres Wissens und die Lage der Forschung umfassend wiedergeben, zu­

mal wenn man sie nebeneinander benützt18. Die Klage über zu wenig informierende 

Literatur müßte nun eigentlich verstummen, denn Erdmann und Hofer informieren 

in einem Umfang und mit einer Zuverlässigkeit in den wesentlichen Dingen, die 

auch die höchsten Ansprüche zufrieden stellen muß . Sie ergänzen sich vorzüglich, 

bedingt durch die Verschiedenartigkeit im wissenschaftlichen Temperament der 

Verfasser. Erdmann, zurückhaltend im Ton und ausgeglichen im Urteil, Hofer 

schärfer akzentuiert und in gewisser Weise subjektiver, ohne doch je mit den Er­

fordernissen eines Handbuchs in Konflikt zu kommen. Beide Verfasser gehen für 

die innere Geschichte des Dritten Reichs von der rein chronologischen Form der 

Darstellung ab. Sie versuchen beide eine Art Strukturanalyse des totalitären Herr­

schaftssystems, ein Beweis mehr, wie richtig die Bracherschen Erkenntnisse sind, 

wenn sie sogar schon in die Handbücher Eingang gefunden haben. Hofer hat mehr 

Platz, und die größere Breite kommt vor allem der Außenpolitik zugute, deren Er­

forschung er ja durch seinen früheren Beitrag über die Entfesselung des 2. Welt­

krieges einen so kräftigen Impuls gegeben hat. Die Literaturangaben lassen kaum 

Wünsche offen. Bei Erdmann wird mehr Wert auf wissenschaftliche Kontroversen 

und die Darlegung des Standes der Forschung gelegt als bei Hofer, so daß auch von 

daher die Ergänzung sich empfiehlt. Erdmann und Hofer wünscht man sich auf 

den Schreibtisch jedes deutschen Geschichtslehrers. Man sollte sie zur Grundlage des 

Unterrichts nehmen und nicht nur zur gelegentlichen Information. Geschähe dies 

in weitem Umfang, dann brauchte man weniger zu fürchten, daß neofaschistische 

Legenden unter uns ihr Unwesen treiben können; die Bewältigung der Vergangen­

heit ohne alles Spektakuläre wäre eine selbstverständliche Nebenfrucht eines solid 

gegründeten und vorbereiteten Geschichtsunterrichts. 

18 Bruno Gebhardt, Handbuch der deutschen Geschichte. 8. völlig neu bearbeitete Auflage. 
Hrsg. von Herbert Grundmann. Union-Verlag Stuttgart. Bd. IV: Die Zeit der Weltkriege, von 
Karl Dietrich Erdmann. 1959. 

Brandt-Meyer-Just, Handbuch der deutschen Geschichte. Neuhrsg. von Leo Just. Athenaion-
Verlag Konstanz. Bd. IV, Abschnitt 4: Die Diktatur Hitlers bis zum Beginn des zweiten Welt­
kriegs, von Walter Hofer. 1961. 



Notizen: 

GRÜNDUNG EINES ÖSTERREICHISCHEN INSTITUTS 
FÜR ZEITGESCHICHTE 

Das österreichische Bundesministerium 
für Unterricht teilte Anfang Januar 1961 
die Arbeitsaufnahme des Österreichischen 
Instituts für Zeitgeschichte mit, das durch 
die Österreichische Gesellschaft für Zeit­
geschichte gegründet wurde und seinen 
Sitz an der Universität Wien hat. Dem 
Vorstand des in Aufbau begriffenen In­
stituts gehören o. Univ. Prof. Dr. Alfons 
L h o t s k y und tit. a. o. Univ. Prof. Dr. 
Friedrich W a l t e r an; ferner wurde ein 
wissenschaftlicher Beirat unter der Lei­
tung des Präsidenten der Akademie der 
Wissenschaften, em. Prof. Dr. Richard 
M e i s t e r sowie die Universitätsprofes­
soren Dr. Hugo H a n t s c h , Dr. Leo 
S a n t i f a l l e r und Dr. Friedrich E n g e l -
J a n o s i zur Beratung und Unterstützung 
der Arbeiten des Institutes nominiert. 
Außerdem werden Vertreter der Schul­
behörden und der übrigen österreichi­
schen Universitäten dem Beirat ange­
hören, um damit die Zusammenarbeit 
der wissenschaftlichen Forschung mit den 
praktischen Erfordernissen des Unter­
richtes an den Schulen zu sichern. 

Aufgabe des neuen Instituts wird neben 
der Herausgabe von Akteneditionen zur 
Geschichte der Ersten und Zweiten Re­
publik der Aufbau einer Spezialbibliothek 
sowie die Befragung der am politischen 
Leben der jüngsten Vergangenheit be­
teiligten Persönlichkeiten sein. Ferner 
soll eine Sichtung der Quellen und Me­
moiren, soweit diese Österreich betreffen, 
durch das neugegründete Institut erfol-

Auch in Dänemark wird das Interesse 
an einer Erforschung der Zeitgeschichte 
und besonders der Zeit der deutschen Be­
setzung immer reger. Der Historiker Dr. 
J0rgen Haes t rup hat im vorigen Jahr 
eine erste umfassende, auf eingehender 

gen. Das österreichische Bundeministe­
rium für Unterricht hat vor allem auf 
Anregung des Herrn Bundesministers 
Dr. Heinrich D r i m m e l in einer Exper­
tentagung vom 14.—16. Dezember 1960 
in Reichenau das Thema „Österreichi­
sche Zeitgeschichte im Geschichtsunter­
richt" vor einem Forum der Fachhistori­
ker, Vertretern der Schulbehörden und 
des Bundesministeriums für Unterricht 
zur Debatte gestellt. Die Ergebnisse die­
ser Tagung waren für die Gründung des 
Österreichischen Instituts für Zeitge­
schichte von großer Bedeutung. Mit der 
Leitung des neugegründeten Instituts 
wurde Univ. Dozent Dr. Ludwig J e d -
l i cka betraut und mit Wirkung vom 
1. Januar 1961 in den Personalstand des 
wissenschaftlichen Dienstes an wissen­
schaftlichen Anstalten übernommen, 
nachdem er seit 1954 als wissenschaft­
licher Beamter (Kustos) am Heeresge­
schichtlichen Museum in Wien tätig war. 
Dr. Jedlicka steht seit über zehn Jahren 
in enger wissenschaftlicher Verbindung 
mit dem Institut für Zeitgeschichte in 
München. Bei Prof. Hugo Hantsch 
konnte er sich 1958 an der Universität 
Wien für das Fach Neuere Geschichte 
unter besonderer Berücksichtigung der 
Zeitgeschichte habilitieren. Durch Be­
schluß des Professorenkollegiums der 
Philosophischen Fakultät der Universi­
tät Wien vom 30. November 1959 wurde 
ihm ein besonderer Lehrauftrag für Zeit­
geschichte erteilt. 

Quellenforschung beruhende Darstel­
lung der dänischen Widerstandsbewe­
gung in 3 Bänden veröffentlicht („Kon­
takt mit England" und „Geheime Alli­
anz" I und II). Auch für den Geschichts­
unterricht an den höheren Schulen sind 
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in der Reihe der „Historischen Lesehefte 
für das Gymnasium", die vom Ge-
schichtslehrerverein herausgegeben wird, 
unter dem Titel „Dänemark während des 
zweiten Weltkrieges" 2 Hefte mit Doku­
menten, mit Texten und Quellenanga­
ben erschienen (1959). 

Am 7. und 8. August 1960 fand im In­
stitut für Presseforschung und Zeitge­
schichte der Universität Aarhus eine Ar­
beitstagung einer Gruppe junger Histo­
riker um Dr. Haestrup statt. Man beriet 
dort über weitere Planungen und über 
die Koordinierung der verschiedenen Auf­
gaben. Haetrup bezeichnete u. a. eine 
gründliche Untersuchung des 9. April, 
d. h. der Vorgänge, die sich am Tag des 
deutschen Einmarsches abspielten, als 
eine wichtige Aufgabe, nicht zuletzt um 
„jede Mythenbildung auszuräumen". Der 
Landesarchivar Johan Hvidtfeldt, Viborg, 
berichtete in Aarhus über die Vervoll­
ständigung zeitgeschichtlicher Archiva­
lien in Dänemark. Hvidtfeldt hat mit Un­
terstützung des „Freiheitsfonds" 3 Mo­
nate lang deutsche Akten, die sich z. Zt. 
noch als Kriegsbeute in London und Wa­
shington befinden, durchgesehen. Soweit 
sie etwas über die Situation Dänemarks 
vor und im Kriege aussagen, sollen die 
durch Mikrophotographie gewonnenen 
Kopien im Reichsarchiv in Kopenhagen 

In der letzten Ausgabe der „Viertel­
jahrshefte für Zeitgeschichte" (Heft 2, 
April 1961) ist insofern ein bedauerliches 
Versehen unterlaufen, als es in der Do­
kumentation „Zentrum und Ermächti-

Dr. Waldemar Besson, Professor für politi­
sche Wissenschaft an der Universität Erlan-
gen-Nürnberg, Erlangen, Schloßplatz 4. 

Dr. Heinrich Bodensieck, Kiel, Holten-
auerstraße 178. 

Prof. Dr. Franz Pe t r i , Direktor des Instituts 
für geschichtliche Landeskunde der Rhein-
lande, Bonn, Poppelsdorfer Allee 25. 

für die wissenschaftliche Forschung in 
Dänemark gesichert werden und in den 
ersten 50 Jahren nur einem Kreis von be­
sonders qualifizierten Wissenschaftlern 
zugänglich sein. 

Neben der Erfassung des Quellenmate­
rials in Dänemark selbst soll eine dänisch­
norwegisch-schwedische Zusammenarbeit 
zu diesem Zweck angestrebt werden, ein 
Gedanke, der auf einer Tagung deut­
scher und skandinavischer Historiker in 
Braunschweig zwischen Dr. Haestrup und 
norwegischen Teilnehmern erörtert wor­
den ist. Diese Tagung des Internationa­
len Schulbuchinstitutes Braunschweig, die 
im April vorigen Jahres stattfand, führte 
zum erstenmal deutsche Historiker und 
Geschichtslehrer mit Kollegen aus sämt­
lichen Ländern zu einem sachlichen und 
fruchtbaren Meinungsaustausch über 
eben diese jüngste Vergangenheit zusam­
men. Die in Schweden noch vorhandenen, 
bisher keineswegs genügend beachteten 
schriftlichen Zeugnisse (vermutlich über 
die Aktivität dänischer und norwegischer 
Emigranten in Schweden) sollen durch 
Interviews mit noch lebenden Schweden 
ergänzt werden, eine Frage, die auf dem 
Internationalen Historikerkongreß in 
Stockholm (21. bis 28. August 1960) wei­
ter erörtert werden sollte. 

gungsgesetz 1933" auf S. 210 (5. Zeile 
von unten im Text) richtig heißen muß 
statt „Brüning sagte m i r " : „Brüning 
sagte n u r " . 

Dr. Hans Rothfels , Professor für neuere 
Geschichte an der Universität Tübingen, 
Tübingen, Waldhäuserstraße 18. 

Dozent Dr. Peter Schöller , Direktor des Pro -
vinzialinstituts für westfälische Landes- und 
Volkskunde, Münster i. W., Aegidistraße 63. 

Dr. Walter S t rauß , Staatssekretär im Bun­
desministerium der Justiz, Bonn, Rosenburg. 
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